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Executive Summary 
 

Das Bundesministerium für Justiz beauftragte das DÖW 2024 mit der Erstellung einer 

Pilotstudie zur (Wieder-)Einstellung von Beamt:innen des Bundesministeriums für 

Justiz nach dem Ende der NS-Herrschaft 1945. Das zentrale Forschungsinteresse des 

Pilotprojekts bestand in der Thematisierung des Umgangs des BMJ in der Zweiten 

Republik mit vorangegangenen Tätigkeiten und Funktionen seiner Beamt:innen in der 

NS-Zeit. 

Als zentrale Quelle dazu sind die Personalakten des BMJ anzusehen, die im Mai und 

September 2024 an das Österreichische Staatsarchiv übergeben wurden. Sämtliche 

Personalakten wurden dort für das vorliegende Projekt durchgesehen, die relevanten 

Akten digitalisiert und deren Informationen in eine Projektdatenbank eingegeben, die 

Basis sozialstatistischer Auswertungen zum Personal des BMJ zwischen 1945 und 1955 

sind. Da die Personalakten nicht bei allen Personen vollständig, sondern im Gegenteil 

zuweilen lückenhaft geführt wurden, zog das Projektteam weitere Aktengruppen im 

Staatsarchiv heran: Personalakten der Oberlandesgerichte und Akten der 

Sonderkommission nach § 21 Verbotsgesetz. Zudem wurden die Österreichischen 

Amtskalender 1945 bis 1955 durchgesehen. Aus den Personalakten wurde eine 

Gesamtheit von 163 Personen identifiziert, die nach 1945 Mitarbeiter:innen des 

Ministeriums waren. 

Die erhobenen Daten des Personals des BMJ zwischen 1945 und 1955 wurden in die 

projektbezogene Datenbank eingegeben und quantitativ wie qualitativ ausgewertet. Die 

statistische Auswertung erfolgte nach soziodemografischen Daten und in Bezug auf 

Daten zur Karriere im Justizministerium sowie hinsichtlich der Mitgliedschaften in 

Parteien und Organisationen in der NS-Zeit und davor, somit nach Konfession, 

Familienstand, Dienstantritt, NSDAP-Mitgliedschaft, Mitgliedschaft in NS-

Organisationen, Parteizugehörigkeit vor 1938, Ausbildungs- und Berufsangaben 

(Höchster Schulabschluss, Erlernter Beruf) sowie Geburtsjahr und Geschlecht.  

Zentrale Ergebnisse dieser Pilotstudie sind, dass zumindest 23 Beamt:innen bereits vor 

dem „Anschluss“ 1938 im Justizministerium tätig waren und in der NS-Zeit in die 

„Abteilung Österreich“ des Reichsjustizministeriums übernommen wurden. Dabei 

handelte es sich nach jetzigem Stand um acht Akademiker und 15 Beamt:innen im Hilfs- 

bzw. Kanzleidienst. Sie wurden nach der Befreiung Österreichs 1945 wiederum in das 

Staatsamt für Justiz übernommen. Zumindest 13 Beamt:innen (von 163 

studienrelevanten Personen) meldeten sich bereits zwischen April und dem Kriegsende 

am 8. Mai 1945 zum Justizdienst. Dr. Josef Gerö, Staatsamt für Justiz, berief nach der 

Befreiung 1945 bis auf Dr. Hans Antoni nur Personen in den Dienst im Staatsamt ein, die 
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während der NS-Zeit keine Mitglieder der NSDAP gewesen waren. Diese Praxis wurde 

in den folgenden Jahren dahingehend geändert, dass „minderbelastete“ Personen Dienst 

im Justizministerium machen konnten. Die richterliche Tätigkeit bei NS-Gerichten 

dürfte bei der Einstellung in das Staatsamt für Justiz wiederum keine Rolle gespielt 

haben. In Bezug auf die Geschlechterverhältnisse des gesamten Personals des BMJ nach 

1945 ist festzustellen, dass nur 13 % der Beamt:innen weiblich waren, darunter nur eine 

Akademikerin.  

Der Bericht skizziert einleitend die Geschichte des Justizministeriums in den 1930er und 

1940er Jahren und die Maßnahmen zur Entnazifizierung der Justiz. Im Ausblick der 

Studie wird festgehalten, dass sich in den Amtskalendern Hinweise auf weitere im 

Justizministerium tätig gewesene Personen fanden, von denen bislang keine 

Personalakten aufgefunden wurden. Diese Hinweise betreffen vor allem akademisches 

Personal, sodass man davon ausgehen kann, dass gerade auch Akten von 

Kanzleipersonal, Chauffeuren, etc. im durchgesehenen Bestand fehlen. Für deren 

Recherche müssten weitere Aktengruppen im Staatsarchiv eingesehen werden. Da die 

Pilotstudie aus forschungspragmatischen Gründen nur das bis 1955 eingestellte 

Personal beinhaltet, könnte in einem weiteren Schritt die Personalsituation bis Ende der 

1970er Jahre untersucht werden, um zu erforschen, ob noch nach 1955 weitere 

Beamt:innen mit NS-Vergangenheit eingestellt wurden. Auch eine Darstellung des 

Aufbaus und der Entwicklung des BMJ in den Nachkriegsjahren, die Wiederherstellung 

österreichischen Rechts nach 1945, die Bedeutung der personellen Kontinuitäten 

hinsichtlich der Rechtsprechung in den Volksgerichtsprozessen gegen NS-Täter:innen 

u.v.a.m. wären lohnende Themen für ein umfassendes interdisziplinäres 

Forschungsprojekt im Anschluss an dieses Pilotprojekt.  
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Einleitung 
 

Die NS-Justiz war ein wesentlicher Teil des nationalsozialistischen Terrorapparats 

gegen die eigene Bevölkerung wie auch in den von NS-Deutschland besetzten Gebieten. 

In dreierlei Hinsicht unterschied sie sich fundamental von jeglicher Rechtsstaatlichkeit: 

Erstens war die Ungleichheit vor dem Recht zum Grundprinzip des Unrechtsstaates 

erhoben worden – in Form von rassistischen Unterscheidungen rechtlich kodifiziert, 

etwa in den antisemitischen Nürnberger Gesetzen, der sogenannten 

„Polenstrafrechtsverordnung“ oder auch in der Entrechtung von Behinderten und 

Kranken, die im NS-Krankenmord gipfelten. 1 Recht bezog sich nicht mehr auf 

universalistisch gedachte Individuen, sondern diskriminierte hierarchisch zwischen als 

natürlich konstruierten Gruppen. Zweitens hielt sich die rigorose Rechtsanwendung 

gegen als „Staatsfeinde“ gebrandmarkte Gegner:innen vor allem in der spezifisch 

nationalsozialistischen Sondergerichtsbarkeit nicht mehr an rechtsstaatliche 

Grundsätze – drastische Verurteilungen von politischen Gegner:innen etwa wegen 

Hochverrats vor dem Volksgerichtshof kosteten abertausenden Menschen das Leben. 2 

Drittens öffneten Kriegsgesetze als spezifisch nationalsozialistisches Unrecht auch 

einer rigorosen Urteilssprechung gegen Kriminalität Tür und Tor: Auch die sogenannte 

„Volksschädlingsverordnung“ oder das „Gewohnheitsverbrechergesetz“ kannten die 

Todesstrafe für zahlreiche Delikte. Der Unrechtsstaat wirkte sich ebenso in der 

Verfahrensführung in allen Rechtsangelegenheiten aus – grundlegende Rechte wurden 

den Angeklagten verwehrt, niemand hatte ein gerechtes Verfahren. 

Nach 1945 versteckte sich die Justiz oft im Narrativ vom „Normenstaat“, der auch in 

Zeiten der Diktatur dem von Polizei und SS verkörperten „Maßnahmenstaat“ 

gegenübergestanden wäre. 3 Die NS-Verbrechen wurden damit zu „Verbrechen der 

anderen“ 4 externalisiert. Der „Juristenprozess“ in Nürnberg, der dritte der zwölf 

Nürnberger Nachfolgeprozesse gegen Verantwortliche des Deutschen Reichs zur Zeit 

des Nationalsozialismus, endete im Dezember 1947 im beginnenden Kalten Krieg mit 

 
1 Vgl. dazu beispielsweise Herlinde Pauer-Studer/Julian Fink (Hg.), Rechtfertigungen des Unrechts. Das 
Rechtsdenken im Nationalsozialismus in Originaltexten, Berlin 2014. 
2 Vgl. z. B. Patrick Wagner, Volksgemeinschaft ohne Verbrecher. Konzeptionen und Praxis der 
Kriminalpolizei in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus, Hamburg 1996; 
Andreas Kranebitter, Die Konstruktion von Kriminellen. Die Inhaftierung von „Berufsverbrechern“ im 
KZ Mauthausen (= Mauthausen-Studien 17), Wien 2024. 
3 Zur ursprünglichen politikwissenschaftlichen Unterscheidung für den frühen NS-Staat vgl. Ernst 
Fraenkel, Der Doppelstaat. Recht und Justiz im „Dritten Reich“, Hamburg 1974 (4. Aufl. 2019). Zur 
Problematik der teilweisen Exkulpierung staatlicher Instanzen vgl. zuletzt Barbara Stelzl-
Marx/Andreas Kranebitter/Gregor Holzinger (Hg.), Exekutive der Gewalt. Die österreichische Polizei 
und der Nationalsozialismus, Wien 2024. 
4 Thomas Roth, Die Kriminalpolizei, in: Deutsche Hochschule der Polizei, Münster/Florian 
Dierl/Mariana Hausleitner/Marzin Hölzl/Andreas Mix (Hg.), Ordnung und Vernichtung. Die Polizei im 
NS-Staat, Dresden 2011, S. 42–53, hier S. 44. 
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milden Urteilen. Danach kam es in Westdeutschland und auch Österreich lediglich zu 

wenigen Verfahren wegen NS-Verbrechen gegen Juristen. Wolfgang Stadler hat seiner 

Studie daher den programmatischen Namen „…Juristisch bin ich nicht zu fassen.“ Die 

Verfahren des Volksgerichts Wien gegen Richter und Staatsanwälte 1945–1955 5 gegeben. 

Die von Stadler ermittelten Zahlen, wonach nur gegen drei von insgesamt neun 

verurteilten Juristen die Urteile nicht zu einem späteren Zeitpunkt aufgehoben wurden 

bzw. im Umkehrschluss der Großteil der beschuldigten Richter und Staatsanwälte 

rehabilitiert und in die österreichische Justiz übernommen wurde, verdeutlicht die in 

zahlreichen Studien belegte lasche Praxis einer halbherzigen Entnazifizierung nach 

1945. 

Anders als in Deutschland, wo sich die Alliierten die Oberhoheit darüber behielten, 

wurde die Entnazifizierung in Österreich zu einer „österreichischen“ Angelegenheit, d. 

h. österreichischen Behörden übertragen. Das betraf auch das Personal der neu 

errichteten Staatsämter und in der Folge Ministerien, darunter das Justizministerium, 

das im sogenannten Behörden-Überleitungsgesetz vom Juli 1945 als Staatsamt (später 

Ministerium) für Justiz geschaffen wurde. Der „Liquidator der Einrichtungen des 

Deutschen Reiches in der Republik Österreich“ löste deutsche Einrichtungen auf und 

kontrollierte die Übernahme von Eigentum und Personal als Dienstgeber. Die Behörde 

entließ bis 1951 insgesamt 136.088 Personen aus dem öffentlichen Dienst.6 Daneben 

trug etwa das sogenannte „Figl-Komitee“ zur Entnazifizierung bei: Das 

„Ministerkomitee zur Entnazifizierung der leitenden Stellen des öffentlichen Dienstes“ 

war 1946 von den Alliierten zur Intensivierung der Bemühungen errichtet worden. Nach 

dem Beamten-Überleitungsgesetz wurden dagegen frühere öffentlich Bedienstete dann 

in den Dienst für die Republik Österreich übernommen, wenn das Verbotsgesetz 1945 

(zur Entlassung von bereits vor 1938 aktiv gewesenen, also illegalen Nazis) bzw. von 1947 

(als eine Trennung in Belastete und Minderbelastete vorgenommen wurde) dem nicht 

entgegenstand, d. h. wenn eine Überprüfung durch eine Sonderkommission nicht eine 

Entlassung bewirkt hatte. 

 
5 Wolfgang Stadler, „...Juristisch bin ich nicht zu fassen.“ Die Verfahren des Volksgerichts Wien gegen 
Richter und Staatsanwälte 1945–1955 (= Schriftenreihe des Dokumentationsarchivs des 
österreichischen Widerstandes zu Widerstand, NS-Verfolgung und Nachkriegsaspekten 5), Wien 2007. 
6 Der bisherigen historischen Forschung zufolge wurden bis 1947 insgesamt 101.714 nach dem 
Verbotsgesetz „Registrierungspflichtige“ aus dem öffentlichen Dienst entlassen, weiters 65.834 nach 
dem März 1938 eingetretene und meist aus Deutschland stammende Beamte. Insgesamt wurde also ca. 
ein Drittel aller öffentlich Bediensteten der NS-Zeit entlassen, sodass Anfang Jänner 1948 insgesamt 
274.512 unbelastete und 40.666 minderbelastete Personen im öffentlichen Dienst standen. Vgl. Walter 
Schuster/Wolfgang Weber (Hg.), Entnazifizierung im regionalen Vergleich (= Historisches Jahrbuch der 
Stadt Linz 2002), Linz 2004; Kurt Bauer/Barbara Stelzl-Marx/Richard Wallenstorfer, Der 
„österreichischen Dienstauffassung“ nie untreu geworden? Zur Entnazifizierung der 
Sicherheitsexekutive, in: Stelzl-Marx/Kranebitter/Holzinger (Hg.), Exekutive der Gewalt, S. 511–560, 
hier S. 520.  
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Jenseits dieser Entnazifizierung bleiben für die historische Forschung Geschichte und 

Biografien der österreichischen Beamt:innen vor 1945 zu untersuchen.  

Das vorliegende Pilotprojekt sollte sich dem Personal des Bundesministeriums für Justiz 

nach 1945 widmen, also den übergeleiteten wie den neu oder wieder in den Dienst 

aufgenommenen Beamt:innen nach 1945. Die Untersuchung orientierte sich an der 

langjährigen Studie „Die Akte Rosenburg“ des deutschen Justizministeriums. 7 Die 

deutsche Studie widmete sich allerdings neben einer umfassenden und über Jahre 

ausgeführten Bestandsaufnahme zum Personal des Justizressorts auch der Rolle des 

Ministeriums bei der Amnestierung von NS-Tätern sowie bei der Verschleppung der 

Opferrehabilitierung und der Haltung zum Alliierten Kontrollrat, damit also auch der 

formellen wie informellen „Politik“ des BMJ, nicht nur des Personals. Diese breit 

angelegte Untersuchung war für das vorliegende österreichische Projekt zu umfassend 

angelegt. Das vorliegende Projekt beschränkte sich daher auf die quantitative und 

qualitative Untersuchung des ersten Teils des deutschen Projekts, d. h. es befasste sich 

mit dem Personal des BMJ zwischen 1945 und 1955. Die Fragestellungen der 

Untersuchung waren dabei: Wer waren die Beamt:innen des BMJ nach 1945? Welche NS-

Vergangenheiten lassen sich feststellen, was war die biografische Vorgeschichte der 

BMJ-Beamt:innen? Welche Rolle spielte die NS-Zeit in Personalakten? Wie wurde sie in 

den Personalakten behördlicherseits verhandelt, d. h. wie gingen Sonderkommissionen 

mit dem Wissen um? Lassen sich „typische“ Biografien identifizieren?  

Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (DÖW) beschäftigt sich 

seit Jahren mit dem Thema der NS-Justiz – sowohl mit den Opfern der 

nationalsozialistischen Unrechtsjustiz als auch mit den Proponenten, d. h. den dort tätig 

gewesenen Richtern und Staatsanwälten.8 Hinzu kommt eine jahrzehntelange 

einschlägige Expertise dank jahre- und jahrzehntelanger Projekte zur Aufarbeitung der 

NS-Geschichte (zuletzt zur Polizei im Nationalsozialismus) und zur Nachkriegsjustiz.9 

 
7 Manfred Görtemaker/Christoph Safferling. Die Akte Rosenburg. Das Bundesministerium für Justiz 
und die NS-Zeit, München 2016. 
8 Es handelte sich durchwegs um Männer. Vor und während der NS-Zeit waren keine Frauen als 
Richterinnen bzw. Staatsanwältinnen in Österreich tätig.  
9 Curriculum Justiz und Zeitgeschichte in der Richteranwärter:innen-Ausbildung, durchgeführt von 
Claudia Kuretsidis-Haider, Winfried R. Garscha, Oliver Scheiber u. a. in Kooperation mit dem BMJ. 
Stelzl-Marx/Kranebitter/Holzinger (Hg.), Exekutive der Gewalt; Winfried R. Garscha, Die Richter der 
Volksgerichte nach 1945, in: Erika Weinzierl/Oliver Rathkolb/Siegfried Mattl/Rudolf Ardelt (Hg.), 
Justiz und Zeitgeschichte. Symposion: Richter und Gesellschaftspolitik, 12. und 13. Oktober 1995 in 
Wien, Innsbruck 1997. S. 30-43; Winfried R. Garscha, Die LaienrichterInnen an den Volksgerichten 
1945 bis 1955, in: Gerald Kohl/Ilse Reiter-Zatloukal (Hg.), Laien in der Gerichtsbarkeit: Geschichte und 
aktuelle Perspektiven, Wien 2019, S. 209-222. Von Ursula Schwarz: Zur Frage der personellen 
Kontinuität im Richtertum. Entlassungen und Weiterverwendungen von Richtern 1938 und 1945, in: 
Barbara Helige/Thomas Olechowski (Hg.), 100 Jahre Richtervereinigung, Wien 2007, S. 127-146; 
Landesverrat als Ausdruck politischer NS-Strafjustiz, in: Ingrid Böhler/Eva Pflanzelter/Thomas 
Spielbüchler/Rolf Steininger (Hg.), 1968 – Vorgeschichten – Folgen. Bestandsaufnahme der 
österreichischen Zeitgeschichte (Tagungsband zum 7. Österreichischen Zeitgeschichtetag in Innsbruck 
2008), Innsbruck 2010, S. 378-388; Von der ständisch-autoritären Verfassung zur Rechtsangleichung im 
„Dritten Reich“, in: Herbert Fritz/Peter Krause (Hg.), Farbe tragen – Farbe bekennen 1938-1945. 
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Im Feld der Forschungen zur NS-Justiz hat das DÖW bisher unter anderem folgende 

Projekte realisiert: 

• In dem von der Volkswagen-Stiftung finanzierten Projekt „Hochverrat, 

Landesverrat, Wehrkraftzersetzung: Politische NS-Justiz in Österreich“ wurden 

erstmals alle Verfahren gegen Österreicher:innen vor dem 

nationalsozialistischen Volksgerichtshof sowie dem Oberlandesgericht Wien in 

einer Mikrofiche-Edition erfasst. Das Projekt war ein Kooperationsprojekt der 

Philipps-Universität Marburg (Institute für Kriminalwissenschaft und für 

Politikwissenschaft) mit dem DÖW (1999–2005). In der umfassenden Projekt-

Publikation „NS-Justiz und politische Verfolgung in Österreich 1938–1945“ 

wurden alle einschlägigen Paragraphen für Hochverrat, Landesverrat und 

Wehrkraftzersetzung sowie Spionage erklärt und die dazugehörigen Verfahren 

analysiert.10  

• In dem vom Jubiläumsfonds der Oesterreichischen Nationalbank finanzierten 

Projekt „Zur Nazifizierung der Strafjustiz in Österreich 1938–1945“, ebenfalls 

ein Kooperationsprojekt des DÖW mit der Universität Marburg (2002–2004), 

wurden die Änderungen im österreichischen Justizsystem nach dem „Anschluss“ 

dokumentiert und mit der Erfassung der Richter und Staatsanwälte, die während 

der NS-Zeit in Österreich tätig waren, begonnen.11  

• In dem vom österreichischen Justizministerium finanzierten Projekt des DÖW 

„Nazifizierung der österreichischen Justiz: Biographien von Richtern und 

Staatsanwälten“ (2016–2021) konnten weitere Personalakten von Richtern und 

 
Katholisch Korporierte in Widerstand und Verfolgung. 2., wesentl. erw. Aufl., Wien 2013, S. 37-58; NS-
Richter in Österreich, in: Gerald Kohl/Ilse Reiter-Zatloukal (Hg.), RichterInnen in Geschichte, 
Gegenwart und Zukunft, Wien 2014, S. 125-144; Antisemitismus am Beispiel der Personalpolitik bei 
Richtern und Staatsanwälten 1933 bis 1938, in: Gertrude Enderle-Burcel/Ilse Reiter-Zatloukal (Hg.), 
Antisemitismus in Österreich 1933-1938, Wien 2018, S. 621-632; Staatsanwaltskarrieren: Erste 
Republik – Bundesstaat Österreich – Nationalsozialismus – Zweite Republik, in: Gerald Kohl/Ilse 
Reiter-Zatloukal (Hg.), „... das Interesse des Staates zu wahren“. Staatsanwaltschaften und andere 
Einrichtungen zur Vertretung öffentlicher Interessen, Wien 2018, S. 273-302 (gemeinsam mit Wolfgang 
Stadler); Richter und Staatsanwälte in der NS-Zeit, in: Oberlandesgericht Linz. Ein Beitrag zu seiner 
Geschichte, Linz 2019 (2., erg. u. aktualisierte Aufl.), S. 120-128; Das Oberlandesgericht Graz und sein 
Personal in der NS-Zeit. Die Rolle der Richter und Staatsanwälte in den Umbruchsjahren des 20. 
Jahrhunderts, in: Präsidium des Oberlandesgerichtes Graz (Hg.), 170 Jahre Oberlandesgericht Graz 130 
Jahre Justizpalast Graz. Festschrift aus Anlass der Errichtung des vereinigten steiermärkisch-
kärntnerisch-krainischen Oberlandesgerichtes Graz vor 170 Jahren und der Eröffnung des Justizpalastes 
Graz vor 130 Jahren, Wien 2024, S. 197-220. 
10 Wolfgang Form/Wolfgang Neugebauer/Theo Schiller (Hg.), NS-Justiz und politische Verfolgung in 
Österreich 1938-1945. Analysen zu den Verfahren vor dem Volksgerichtshof und dem 
Oberlandesgericht Wien, München 2006. 
11 Vgl. Wolfgang Neugebauer/Wolfgang Form/Ursula Schwarz, Die Kooperationsprojekte der 
Universität Marburg und des DÖW zur NS-Justiz, in: Jahrbuch des Dokumentationsarchivs des 
österreichischen Widerstandes 2007, Wien 2007, S. 161-176; Wolfgang Neugebauer/Ursula Schwarz, 
Die Bemühungen des DÖW zur Aufarbeitung der NS-Justiz und deren Opfer, in: Bewahren – Erforschen 
– Vermitteln: Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, Wien 2008, S. 125-134. 
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Staatsanwälten, die während der NS-Zeit in Österreich tätig gewesen waren, 

gesichtet und in eine Datenbank eingepflegt werden. 12 

 

Der Dank der Autor:innen richtet sich zunächst an die beauftragende Justizministerin 

Alma Zadić, die aktuelle Justizministerin Anna Sporrer und die Mitarbeiter:innen des 

BMJ, allen voran  und Marcus Hrncir. Für die Durchführung des 

Projekts danken wir unseren Projektmitarbeitern Michael Mandl und Marius Weigl-

Burnautzki für ihre Arbeit im Österreichischen Staatsarchiv sowie die Auswertung der 

Akten sowie Christine Schindler für das Korrektorat. Ebenfalls Dank gebührt Roman 

Eccher und seinen Mitarbeiter:innen für die gute Zusammenarbeit mit dem 

Österreichischen Staatsarchiv, der die rasche Übernahme und Bearbeitung der 

relevanten Aktenbestände des Justizministeriums zu verdanken ist.  

  

 
12 Unveröffentlichter Endbericht des DÖW an das BMJ „Nazifizierung der österreichischen Justiz: 
Biographien von Richtern und Staatsanwälten“, Wien 2021. 
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Methodologie  
 

Methodologische Grundlage und maßgebliche Quellenbasis des Projekts war die 

Erfassung der vom Bundesministerium für Justiz ins Österreichische Staatsarchiv 

(OeSTA) übergebenen Personalakten. Teil-Ziel war zunächst die Eruierung einer 

statistischen Grundgesamtheit von jenen Personen (und damit der relevanten Akten), 

die zwischen 1945 und 1955 im BMJ beschäftigt gewesen waren. Für diese Arbeit wurde 

dem DÖW uneingeschränkt Zugang zum Archiv gewährt.  

In quantitativer Hinsicht sollte entweder die Grundgesamtheit oder eine repräsentative 

Zufallsstichprobe der Beamt:innen, deren Größe nach den statistischen Regeln der 

Stichprobenziehung zu Projektbeginn festgelegt werden sollte, in eine projektbezogene 

Datenbank eingegeben und in weiterer Folge quantitativ ausgewertet werden. Wenn 

möglich sollte die Auswertung sowohl hinsichtlich soziodemografischer Daten 

(Geburtsdatum, Geburtsort, Familienstand, Anzahl der Kinder, Beruf des Vaters13, 

Wohnort usw., codiert in soziologische Schemata) erfolgen als auch in Bezug auf Daten 

zur Karriere im Justizministerium (wie Amtstitel, Dienstorte, eine allfällige Entlassung 

1945, die Weiterverwendung nach 1945 und das tatsächliche Dienstende) und 

hinsichtlich der Mitgliedschaft in politischen Parteien, insbesondere der NSDAP 

und/oder eine ihrer Gliederungen vor 1945. In den Personalakten des BMJ wurden 

schließlich 163 Personen identifiziert, die nach 1945 Mitarbeiter:innen des 

Ministeriums waren und deren Daten damit ohne Stichprobenziehung quantitativ 

ausgewertet werden können. In qualitativer Hinsicht sollte eine ausführliche 

Auswertung von etwa 20 Fällen vorgenommen werden. Die Auswahl erfolgte nach dem 

Prinzip der Minimierung und Maximierung von Unterschieden (Kontrastierung), d. h. 

der Auswahl sehr ähnlicher wie auch sehr unterschiedlicher Fälle für eine folgende 

Hypothesenbildung. Mit diesem Verfahren kann einerseits eine breite Streuung 

abgebildet werden, andererseits eine Überbetonung von Einzel- oder Sonderfällen 

vermieden werden.  

 

  

 
13 Die durchgesehenen Akten beinhalten keine Angaben zu Berufen der Mütter. 
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Österreichisches Staatsarchiv 

Akten des Justizministeriums 

Im Österreichischen Staatsarchiv wurden vom DÖW-Projektteam die vom 
Justizministerium im Mai bzw. September 2024 in 57 Kartons gelieferten Aktentranchen 
durchgesehen. 257 von 332 Personalakten wurden digitalisiert (in Summe 36.452 Scans). 
Im besten Fall spiegeln die Akten die Karriere von Beamt:innen vom Beginn ihrer 
Lauɵahn bis zur Pensionierung wider. Diese Daten sind im Standesausweis vermerkt. 
Des Weiteren sind in etlichen Fällen auch Akten aus der NS-Zeit eingebunden. D. h., den 
für die Aktenführung zuständigen Mitarbeiter:innen der Personalabteilung war der 

jeweilige NS-Hintergrund der Beamt:innen ersichtlich. Ausnahmslos alle Beamt:innen 
mussten einen sogenannten Standesausweis ausfüllen, der in etwa 75 % der 
durchgesehenen Akten vorhanden ist. In diesem mussten alle Beamt:innen zumindest 
ihre Mitgliedschaft in der NSDAP, SA, SS, im NSKK etc. bekanntgeben. Nicht erfasst 
wurden Mitgliedschaften im Nationalsozialistischen Rechtswahrerbund, im 
Reichsbund Deutscher Beamten, in der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, dem 
Reichsluftschutzbund bzw. bei der Deutschen Arbeitsfront. 

Die gesichteten Personalakten des Bundesministeriums für Justiz wurden sehr unter-
schiedlich geführt, sodass kein einheitliches Schema in den Personalakten dargestellt 
werden kann. Vor allem die Personalfragebögen, die ab Mai 1945 bei einer Anstellung im 

Justizministerium auszufüllen waren, sind teilweise sehr lückenhaft. Selbst 
grundlegende soziodemograɱsche Angaben, wie zum Beispiel die durchlaufene bzw. 
abgeschlossene Ausbildung oder der erlernte Beruf, können den Akten oft nicht entnom-
men werden. Den Personalbeamt:innen, denen es oblag, die Personalakten zu führen, 
kam oūensichtlich eine wesentliche Rolle für Vollständigkeit und Umfang der Akten zu.  

Die Akten umfassen Gehaltsabrechnungen, Personenstammblätter, Lebensläufe, z. T. 
„Ariernachweise“ aus der NS-Zeit, Entnaziɱzierungsangaben, 
Reisekostenabrechnungen, Ansuchen um Kinderunterstützung oder Bitten um 
Gehaltsvorschüsse, Teilnahmen an internationalen Tagungen bis hin zu Partezetteln. 
Nur ein geringer Teil der Akten weist jedoch solch eine lückenlose Führung der Vita auf. 
Auūällig ist, dass in etlichen Akten die Angaben über eine etwaige Entnaziɱzierung nur 

sehr fragmentarisch erhalten sind bzw. gänzlich fehlen, obwohl sich durch andere 
Quellen nachweisen lässt, dass die Personen eine Nähe zum nationalsozialistischen 
Regime hatten. In der Regel liefern Personalakten einen guten Erkenntnisgewinn, wenn 
der Beamte ein Ehrenzeichen der Republik erhalten hat und zu diesem Vorgang eine 
komplette Auɲistung der Dienstzeit dem Akt beigelegt wurde, wenngleich auch dann die 
Zeit des Nationalsozialismus in vielen Akten nur rudimentär behandelt wurde.  
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Weitere Akten im Staatsarchiv  

Als weitere Aktengruppe wurden in einigen konkreten Fällen Personalakten der 
Oberlandesgerichte, Personalakten des Reichsjustizministeriums sowie der 
Sonderkommission nach § 21 Verbotsgesetz ausgewertet, um weitere Anhaltspunkte zur 

Karriere, zu persönlichen Daten sowie einer etwaigen NS-Vergangenheit der 
Beamt:innen zu erhalten. 

 

Zugänglichkeit, Verwahrung, Datenschutz 

Die genannten Akten liegen im Österreichischen Staatsarchiv, Archiv der Republik im 
Bestand Justiz. Datenschutz besteht laut § 11 des Bundesgesetzes über die Sicherung, 
Auɵewahrung und Nutzung von Archivgut des Bundes (Bundesarchivgesetz) insoweit, 
als personenbezogene Daten erst 10 Jahre nach dem Tod der betroūenen Person 
veröūentlicht werden dürfen. Sollte der Tod nicht feststellbar sein, endet die Schutzfrist 
110 Jahre nach der Geburt.14 Die allermeisten der im gegenständlichen Projekt 

recherchierten Beamt:innen waren vor mehr als 110 Jahren geboren worden und in den 
Akten fanden sich auch immer wieder Sterbeurkunden, sodass die Einsichtnahme kein 
Problem darstellte. 

 

 

In der von Andreas Kranebitter und Ursula Schwarz konzipierten Projektdatenbank sind 

biograɱsche Daten, Karrieredaten sowie politische Mitgliedschaften erfasst: 

- soziodemograɱsche Daten: Geburtsdatum, Geburtsort, Familienstand, Anzahl 
der Kinder, Beruf des Vaters, Wohnort und eventuell weitere vorhandene Daten. 

- Daten zur Karriere im Justizministerium: Amtstitel, Dienstorte, eine allfällige 
Entlassung 1945, Weiterverwendung nach 1945, tatsächliches Dienstende. 

- Mitgliedschaft in politischen Parteien, insbesondere der NSDAP und/oder eine 

ihrer Gliederungen. 

 

 

 
14 Bundesgesetz über die Sicherung, Aufbewahrung und Nutzung von Archivgut des Bundes 
(Bundesarchivgesetz). § 11 Abs. 1. www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundes 
normen&Gesetzesnummer= 10010143 [20.1.2025]. 
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Österreichische Amtskalender 
 

Eine wesentliche Quelle zu den österreichischen Beamt:innen war für das Projekt der 

Österreichische Amtskalender (ÖAK) – ein Verzeichnis der österreichischen Behörden, 

Ämter und öffentlichen Einrichtungen, das auf der Basis von offiziellen Daten 

zusammengestellt und jährlich publiziert wird. 

Eine Gesamtzahl der im Justizministerium arbeitenden Personen kann den 

Amtskalendern von 1945 bis 1955 grundsätzlich nicht entnommen werden. Weiters sind 

darin keine Schreibkräfte, Chauffeure oder anderes Kanzleipersonal vermerkt.15 

Die Projektnehmer:innen haben in den Amtskalendern der Jahre 1945 bis 1955 

recherchiert, um herauszufinden, ob für alle Personen, die in diesem Zeitraum im 

Justizministerium gearbeitet haben, Personalakten vorhanden sind bzw. wie sich die 

Personalsituation im Staatsamt für Justiz bzw. dem Justizministerium entwickelte. Im 

Amtskalender für das Jahr 1945 sind nur die Sektionsleiter (Sektionschefs) vermerkt. Es 

wird weder eine Gesamtzahl der Beschäftigten noch eine detailliertere Aufstellung 

geführt. Genauer aufgelistet werden die Personalia im Amtsblatt 1946. 16 In diesem sind 

die Referatsleiter und das akademische Personal zu finden. Erst ab 1948 wird zumindest 

in einzelnen Abteilungen auch das nichtakademische Personal genannt, z. B. in der 

Abteilung Personal- und Justizverwaltungssachen JustizOberRev. Karl Janisch und 

RechnungsRev. Otto Franc und in der Abteilung 4 Strafsachen einschließlich 

Gnadensachen die Verwaltungsangestellte Valerie Hojas (sie war bereits 1948 im 

Amtskalender zu finden) und der Justizassistent Herbert Mitterer. Auch in den weiteren 

Amtskalendern werden in der Verwaltungs- und Personalsektion immer wieder höhere 

(nichtakademische) Beamt:innen erwähnt. In der Strafsektion in der Abteilung 13 

Gnadensachen werden erst im Amtskalender 1955 Oberkontrollor Karl Burda und 

Kanzleioffizial Alois Spona genannt. In keinem der durchgesehenen Amtsblätter ist eine 

Gesamtzahl der im Ministerium beschäftigten Personen ersichtlich. 

 

 

 

 

 
15 Amtskalender 1945-1955. Österreichische Staatsdruckerei. 
16 Amtsblatt der österreichischen Justizverwaltung (JABl). 
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Amtskalender Personen genannt nichtakademisches Personal 
1945 5  
1946 34  
1947 34  
1948 39 1 
1949 39 1 
1950 49 4 
1951 53 2 
1952 50 2 
1953 53 3 
1954 60 4 
1955 60 7 
Abbildung 1: Auswertung der Österreichischen Amtskalender (eigene 
Darstellung) 
 

Wie anhand des Amtskalenders festgestellt werden konnte, fehlen Personalakten 

zumindest folgender Personen in den dem Österreichischen Staatsarchiv übergebenen 

Beständen des BMJ. Es sind dies in alphabetischer Reihenfolge (das Jahr in der Klammer 

bezieht sich immer auf das Jahr der Erwähnung der Person im Amtskalender): 

• Dr. Karl Aschenbrenner (Richter, 1948, 1949) 
• Dr. Franz Berger (Ministerialrat, 1950, 1951) 
• Dr. Sergius Borotha (OLG-Rat, 1948, 1949) 
• Dr. Franz Borutik (Richter, 1950) 
• Dr. Phillip Charwath (Richter, 1949, 1950, 1951) 
• DDr. Robert Dittrich (Richter, 1950, 1952, 1953, 1955) 
• Dr. Karl Dolejsi (LGR, 1948) 
• Dr. Eduard Edhofer (LGR, 1950) 
• Dr. Herbert Ent (Richter, 1954, 1955) 
• Dr. Leopold Etz (Rat des OGH, 1946, 1947)  
• Dr. Wilhelm Fenzl (Richter, 1951)  
• Hermann Fink (Justizassistent, 1954, 1955) 
• Dr. Otto Grafl (Ministerialrat d. R., 1948, 1949) 
• Dr. Adelheid Haberkalt (Richter, 1951, 1952, 1953, 1954, 1955) 
• Dr. Franz Handler (Generalanwalt, 1946, 1947)  
• Dr. Wolfgang Hirn (Staatsanwalt, 1951) 
• Valerie Hojas (Vertragsbedienstete, 1948, 1949, 1950, 1953) 
• Dr. Alois Hradetzky (Bezirksrichter, 1946, 1947, 1948) 
• Dr. Josef Kaindl (1948, 1949) 
• Dr. Franz Kaltenbrunner (OLG-Rat, 1946, 1947, 1948, 1949, 1950, 1951, 1952, 

1953, 1954)  
• Dr. Edmund Karollus (Richter, 1951)  
• Dr. Herbert Kocian (LGR, 1955) 
• Gertraud Kühn (Richter, 1952, 1953, 1954), 
• Dr. Robert Linzmeier (LGR, 1953, 1954) 
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• Dr. Roland Loewe (Richter, 1953, 1954, 1955) 
• Josef Loibl (Richter, 1950) 
• Dr. August Matouschek (Staatsanwalt, 1955) 
• Herbert Mitterer (Justizassistent, 1950) 
• Dr. Franz Mohr (Richter, 1950) 
• Dr. Josef Patloch (LGR, 1950) 
• Dr. J. Pether (Rat des OGH, 1945)  
• Dr. Robert Poganyi (Richter, 1951) 
• Dr. Gustav Ratzenhofer (Rat des OGH i. R., 1946, 1947), 
• Dr. Alfred Roscher (Richter, 1948, 1949) 
• Dr. Friedrich Ruttar (Richter, 1950, 1951) 
• Friedrich Schober (Justizoberkontrollor, 1946, 1947, 1948, 1949, 1950, 1951)  
• Dr. Josef Salomon (Richter, 1953, 1954) 
• Dr. Helmut Seelig (Richter, 1953, 1954, 1955) 
• Dr. Wilhelm Simonet (Richter, 1951, 1952) 
• Dr. Hugo Suchomel (Sektionschef, 1946, 1947, 1948, 1949) 
• Dr. Helmut Tades (Richteramtsanwärter, 1955) 
• Dr. Robert Thaller (Hilfsrichter, 1951) 
• Dr. Helmut Wildmoser (Hilfsrichter1950) 
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Historischer Hintergrund17 

Das Justizministerium 
 

Organisatorische Änderungen nach dem „Anschluss“ 

Am 23. April 1938 wurde das österreichische Justizministerium in das 

Reichsjustizministerium (RJM) unter Reichsjustizminister Franz Gürtner 

eingegliedert.18 Gemäß der „Verordnung zur Neuordnung des österreichischen 

Berufsbeamtentums“ (BBV) vom 31. Mai 1938 wurden (nach den ersten Entfernungen 

aus dem Dienst unmittelbar nach dem „Anschluss“) insbesondere jüdische Beamt:innen 

(§ 3 BBV) in den Ruhestand versetzt. 19 Zudem konnten nach § 4 BBV Beamt:innen 

ebenfalls aus dem Staatsdienst entlassen werden, die „nach ihrem bisherigen politischen 

Verhalten nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie rückhaltlos für den 

nationalsozialistischen Staat eintreten“20. Insgesamt wurden nach bisherigen 

Auswertungen etwa 250 Richter bzw. Staatsanwälte aus rassistischen bzw. politischen 

Gründen aus dem Justizdienst entlassen bzw. zwangsversetzt.21 Zahlen zur Entlassung 

von Kanzleipersonal bzw. Hilfskräften existieren nicht. 

Die bereits bestehende „Abteilung VIII Österreich“ im RJM22 blieb bis zum 1. März 1939 

bestehen.23 Alle in dieser Abteilung tätigen Beamt:innen – neben ihrem Leiter Dr. Franz 

Hueber wurden insgesamt elf Beamte aus Österreich übernommen 24 – waren bereits 

viele Jahre im österreichischen Justizministerium tätig.25 Nach der Auflösung der 

 
17 Der historische Abriss folgt Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 34-37, S. 116-127. 
18 Reichsgesetzblatt I, 26.4.1938 S. 413; GBlÖ, 27.4.1938, S. 249. 
19 RGBl I 1938, S. 607ff. 
20 Ebd. 
21 Zahlen aus dem Projekt zur Nazifizierung der österreichischen Justiz. 
22 Gerhard Botz, Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich. Planung und Verwirklichung des 
politisch-administrativen Anschlusses (1938-1940), 2., ergänzte Aufl. . (= Schriftenreihe des Ludwig-
Boltzmann-Instituts für Geschichte der Arbeiterbewegung 1), Wien 1976 (3. Aufl. 1988), S. 101. 
23 Oliver Rathkolb, „Transformation“ der Strafprozeßordnung und das nationalsozialistische Regime in 
Österreich 1938-1940, in: Erika Weinzierl/Oliver Rathkolb/Rudolf G. Ardelt/Siegfried Mattl (Hg.), 
Justiz und Zeitgeschichte. Symposionsbeiträge 1976-1993, Bd. 2, Wien 1995, S. 425-439, hier S. 428. 
24 Vgl. Rathkolb, „Transformation“, S. 428. Unter ihnen waren Ministerialdirigent Dr. Hugo Suchomel, 
die Ministerialräte Leo Beier und Dr. Friedrich Stagel, Sektionsrat Dr. Wilhelm Bistritschan sowie die 
Oberregierungsräte Dr. Hermann Merth, Dr. Karl Klemenz und Dr. Hans Hoyer, wie Wolfgang Stadler 
auflistet („…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 35). 
25 In den Personalakten von Dr. Hans Antoni, Dr. Max Engel, Dr. Emil Krecht, Dr. Otto Schindelka, Dr. 
Karl Schumann, Dr. Peter Sippl, Dr. Viktor Weinzetl und Dr. Josef Widmann wird ihre Abordnung zur 
Abteilung Österreich des RJM genannt. Aber auch Hilfs- und Kanzleikräfte, die bereits Jahrzehnte im 
Dienst des Justizministeriums standen, wurden der Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium 
zugeteilt, wie sich in den Personalakten zeigt. Es waren dies: Theodor Bretterbauer (Amtsgehilfe), Karl 
Burda (Kanzleioffizial), Stefan Czerbak (Amtsrat), Berta Entzmann (Kanzleioberoffizial), Anna Högn 
(Kanzleidienst), Franz Irschik (Amtsdiener), Rudolf König (Amtsrat), Karl Kramper 
(Kanzleioberoffizial), Franz Krenn (Amtsgehilfe), Walter Leodolter (Konzeptskraft), Leontine 
Neubauer (Kanzleioberoffizial), Friedrich Pampichler (Rechnungsdirektor), Leopold Schafarik 
(Amtsgehilfe), Marie Schraml (Amtssekretär) und Franziska Weis (Kanzleioberoffizial). 
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Abteilung Österreich wurden die Beamt:innen an andere Justizstandorte, z. B. an die 

Oberlandesgerichte versetzt bzw. mussten ihren Wehrdienst ableisten. 

Die nachfolgende Tabelle bildet den überlieferten Geschäftsverteilungsplan der 

Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium ab, wie ihn Wolfgang Stadler unter 

Kursivierung jener Namen wiedergibt, die nach 1945 in der österreichischen Justiz 

verwendet wurden. 

Reichsjustizministerium Abteilung Österreich 

Leiter: Der Beauftragte des RMJ Minister Dr. Franz Hueber 

Vertreter: Sektionschef Dr. Edmund Krautmann 

Generalreferent: LGD Dr. Max Kuhn 

Präsidium: Leiter MR Dr. Friedrich Stagel 

Sektion I (Gesetzgebung für Strafrecht): Leiter Sektionschef Dr. Hugo Suchomel  
Referat 1 (Materielles Strafrecht): Leiter MR Dr. Erwin Kralik  
Referat 2 (Strafverfahrensrecht): Leiter MR Dr. Erwin Kralik  
Referat 3 (Strafvollzugsrecht): Leiter SR Dr. Hermann Merth 

Sektion II (Zivilgesetzgebung): Leiter MR Dr. Karl Lißbauer 
 

Referat 4 (Schadenersatzrecht ua.): Leiter SR Dr. Wilhelm Bistritschan 
 

Referat 5 (Personenrecht ua.): Leiter OLGR Dr. Bruno Brandstetter 

Sektion III (pol. u. nichtpol. Straf- u. Gnadensachen ua.): Leiter Sektionschef Dr. Edmund Krautmann  
Referat 6 (Familien- u. Erbrecht): Leiter MR Dr. Hans Antoni  
Referat 7 (Zivilprozeß- u. Vollstreckungsrecht): Leiter MR Dr. Friedrich Stagel  
Referat 8 (Erbhofrecht): Leiter OLGR Dr. Leopold Etz  
Referat 9 (Auslieferung, Rechtshilfe in Strafsachen): Leiter MR Dr. Emil Krecht  
Referat 10 (Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen): Leiter SR Dr. Heinrich Hackl  
Referat 11 (nichtpol. Straf- u. Gnadensachen): Leiter MR Otto Schindelka  
Referat 12 (pol. Straf- u. Gnadensachen): Leiter MS Dr. Karl Klemenz  
Referat 13 (Personalsachen der Richter, StA, Beamten der allgem. Verwaltung, Notare 
u. Rechtsanwälte): Leiter OLGR Leo Beier  
Referat 14 (Verbindung zur NSDAP u. zum NSRB, pol. Beurteilungen): Leiter LGR Dr. 
Paul Lux  
Referat 15 (Verwaltung der Justizanstalten): Leiter MR Dr. Felix Bayer  
Referat 16 (Verwaltung der Justizanstalten): Leiter SR Dr. Hermann Merth 

Sektion IV (Dienstrecht, Justizverwaltungssachen ua.): Leiter MR Dr. Paul Pollan  
Referat 17 (Dienstrecht ua.): Leiter MR Dr. Paul Pollan  
Referat 18 (Haushalt): Leiter MR Dr. Peter Sippl  
Referat 19 (allgem. Justizverwaltungssachen): Leiter MR Dr. Max Engel  
Referat 20 (Dienstverhältnisse der Angestellten der Justizanstalten): Leiter Dr. Felix 
Bayer  
Referat 21 (Amtsuntersuchungen der Gerichte u. Geschäftsstellen ua.): Leiter SR Dr. 
Hans Kisser 

Tabelle: Geschäftsverteilung Reichsjustizministerium Abteilung Österreich. 

(Quelle: Ostmark-Jahrbuch 1939, S. 205-207; zitiert nach: Stadler, 

„…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 35.) 

 

Infolge des „Anschlusses“ Österreichs an das Deutsche Reich wurden mit 1. April 1939 

der Oberste Gerichtshof (OGH) und die Generalprokuratur abgeschafft. Das 
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Reichsgericht und die Reichsanwaltschaft beim Reichsgericht in Leipzig übernahmen 

deren Aufgaben und teilweise deren Personal. 26  

 

Das Staatsamt für Justiz – Justizministerium nach 1945 

Dr. Karl Renner etablierte am 27. April 1945 in Wien eine Provisorische Regierung unter 

Einbeziehung aller Parteien (SPÖ, KPÖ und ÖVP). Das Staatsamt für Justiz wurde mit 

dem parteilosen Staatssekretär Dr. Josef Gerö 27 besetzt, dem drei Unterstaatssekretäre 

zur Seite gestellt wurden: Dr. Karl Altmann (KPÖ), Dr. Max Scheffenegger (SPÖ) und 

Dr. Ferdinand Nagl (ÖVP). 28 

Gerö, geboren 1896 in Maria Theresiopel (heute Subotica, Serbien), leitete das 

Justizressort zunächst bis Ende 1949 und ein weiteres Mal von September 1952 bis zu 

seinem Tod am 28. Dezember 1954. 29 Gerö war 1922 in den Justizdienst eingetreten und 

ab 1934 im BMJ für Personalangelegenheiten und politische Strafsachen zuständig. Ab 

1936 Erster Staatsanwalt, hatte sich Gerö in austrofaschistischen Zeiten an der 

Bekämpfung der sozialistischen und kommunistischen Opposition auf der einen, der 

illegalen Nationalsozialisten auf der anderen Seite beteiligt. Diese berufliche Tätigkeit 

wie auch seine Kategorisierung als „Halbjude“ nach den rassistischen Nürnberger 

Gesetzen war Anlass für die Nationalsozialisten, Gerö nach dem „Anschluss“ in 

„Schutzhaft“ zu nehmen und mit dem ersten Transport, dem sogenannten 

Prominententransport, in das KZ Dachau und danach KZ Buchenwald zu deportieren.30 

Gerö wurde nach 16 Monaten aus der KZ-Haft entlassen und verbrachte mehrere Jahre 

in Zagreb, wurde 1944 allerdings neuerlich verhaftet und nach Wien gebracht. Als Opfer 

des NS-Regimes nominierte ihn die SPÖ (trotz seiner Rolle bei der Verfolgung von 

Revolutionären Sozialisten zwischen 1934 und 1938) als parteilosen Justizminister. Gerö 

war in der Öffentlichkeit auch als Präsident des Wiener Fußballbundes vor 1938 bzw. 

nach 1945 des ÖFB bekannt.31 

 
26 „Verordnung zur weiteren Überleitung der Rechtspflege im Lande Österreich und in den 
sudetendeutschen Gebieten vom 28. Februar 1939“, RGBl. I, S. 358; Herbert Steininger, 150 Jahre 
Oberster Gerichtshof in Wien, in: ÖRZ 1998/12, S. 262-266. 
27 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Bundeskanzleramt Tabelle, 20.2.1951, S. 2-3. 
28 Ausführlich zum historischen Abriss: Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 34 ff., S. 116-
127. 
29 Dazu und zum Folgenden Oliver Rathkolb, Anmerkungen zur Entnazifizierungsdebatte über Richter 
und Staatsanwälte in Wien 1945/46 vor dem Hintergrund politischer Obsessionen und Pressionen 
während des Nationalsozialismus, in: Erika Weinzierl/Oliver Rathkolb/Rudolf G. Ardelt/Siegfried 
Mattl (Hg.), Justiz und Zeitgeschichte. Symposionsbeiträge 1976-1993, Bd. 2, Wien 1995, S. 75-99, hier 
S. 77. 
30 JABl. 1938/5, 12.5.1938, S. 46. Vgl. dazu Claudia Kuretsidis-Haider/Rudolf Leo, „dachaureif“. Der 
Österreichertransport aus Wien in das KZ Dachau am 1. April 1938. Biografische Skizzen der Opfer, 
Wien 2019, S. 109f. 
31 Vgl. Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 117. 
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Gerö hatte 1945 im gerade befreiten Österreich mit etlichen Problemen wie z. B. 

zerstörten Gerichtsgebäuden und Gefängnissen sowie einem allgemeinen Mangel an 

Personal zu kämpfen. Des Weiteren hatte er die Entnazifizierung der Justiz 

voranzutreiben. Der Personalmangel wurde auch durch den Umstand verschärft, dass 

Justizangehörige zu Arbeitseinsätzen eingezogen wurden. So hatte z. B. das Amtsgericht 

Wien Riemergasse täglich 30 Mann zu Aufräumungsarbeiten bereitzustellen. Eingeteilt 

wurden in erster Linie illegale und sonstige Mitglieder der NSDAP. Diese mussten kurz 

nach Kriegsende etwa drei Wochen lang die Säuberung des Stephansplatzes, des Stock-

im-Eisen-Platzes, der Rotenturmstraße und des Franz-Josefs-Kais bis zur 

Schwedenbrücke und in den Gassen rund um das Gerichtsgebäude durchführen. 32 Das 

Oberlandesgericht Wien richtete Ende Mai 1945 eine Beschwerde an das Staatsamt für 

Justiz, dass sich der Arbeitseinsatz von Justizangehörigen, die nur einfache Mitglieder 

der NSDAP oder Parteianwärter gewesen seien, häufen würde. Es müsste vom Staatsamt 

für Inneres eine Weisung an die Polizeistellen geben, dass Justizangehörige nicht zu 

„Zwangsarbeiten“ heranzuziehen seien, da sonst ein geregelter Amtsbetrieb nicht 

stattfinden könne.33 Gerö schrieb daraufhin an den zuständigen Beamten in der 

Polizeidirektion Wien Dr. Karl Zankl: „Ich sehe streng darauf und habe diesbezüglich 

strengste Weisungen gegeben, daß sowohl illegale Nationalsozialisten als auch sonstige 

infolge ihres Eintretens für den Nationalsozialismus im neuen Österreich politisch 

untragbare Personen ausgeschieden und nicht in ihren Stellungen belassen werden. 

Diejenigen Justizangestellten aber, die wohl Parteigenossen oder Anwärter waren und 

nach strengster Durchsiebung vorläufig im Justizdienst Verwendung finden, müssen der 

Justiz auch tatsächlich zur Verfügung stehen, weil sich sonst eine geordnete 

Rechtspflege überhaupt nicht aufbauen lässt.“ 34 Karl Zankl antwortete, dass er eine 

Weisung an sämtliche Bezirkspolizeichefs geben würde, Justizangestellte von der 

Arbeitsdienstpflicht (Aufräumarbeiten) zu befreien.35 

Im Juni 1945 forderte eine Resolution der Bezirksvorstehung Wien-Hietzing im Auftrag 

der Parteien ÖVP, SPÖ und KPÖ die Entlassung aller Nationalsozialisten aus dem 

öffentlichen Dienst. „Die drei antifaschistischen Parteien sind nicht gewillt, einen 

weiteren Verbleib der Nazi im öffentlichen Dienst und in den Regierungsämtern zu 

 
32 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 4, OLG Wien, Weisung, 
12.5.1945. 
33 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 6, OLG Wien, Arbeitseinsatz 
von Justizangehörigen, 21.5.1945. 
34 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 6, Brief Dr. Josef Gerö an Dr. 
Karl Zankl, Polizeipräsidium, Beschwerde des OLG Wien, 26.5.1945. 
35 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 6, Brief Zankls an Gerö, 
Befreiung von der Arbeitsdienstpflicht, 6.6.1945. 
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dulden. Sie verlangen die fristlose Entlassung aller Nationalsozialisten, auch jener, die 

ab März 1938 der NSDAP beigetreten sind, und zwar binnen 14 Tagen.“ 36  

Das Staatsamt für Inneres, Staatssekretär Honner, gab am 3. August 1945 eine Note über 

die Beschäftigung von Nationalsozialisten bei Behörden und Ämtern heraus, da „in der 

breiten antifaschistischen Öffentlichkeit Erregung, ja Erbitterung darüber herrscht, 

dass im öffentlichen Leben bei Ämtern und Behörden, ja selbst in Staatsämtern Personen 

beschäftigt sind, die der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen als Mitglieder angehört 

oder sich um die Aufnahme in diese Partei beworben haben. […] Ich persönlich kann mir 

kaum vorstellen, daß ein Mann, der der nationalsozialistischen Diktatur an 

einigermassen verantwortlicher Stelle gedient hat, auch heute wieder die Fähigkeit 

besitzt, eine öffentliche Funktion so auszuüben, wie es im demokratischen Geiste im 

neu-erstandenen Österreich schlechthin unerlässlich ist. Dass tatsächlich oder 

offensichtlich da und dort in Behörden und Ämtern […] noch immer eine 

nationalsozialistische, anstatt eine demokratische geistige Einstellung zu beobachten 

ist, wird in der öffentlichen Meinung darauf zurückgeführt, daß eben an 

verantwortlichen Stellen noch immer Leute sitzen, die als Nationalsozialisten zwar 

nicht mehr durch das Parteiabzeichen kenntlich sind, hingegen in ihrer geistigen 

Einstellung und Haltung noch ganz in der faschistischen Mentalität gefangen sind. […] 

Ich darf nicht verschweigen, daß nach allen mir zukommenden Nachrichten mit 

öffentlichen Demonstrationen gerechnet werden muss, die sich gegen die Verwendung 

von ehemaligen Parteigenossen im öffentlichen Dienst richten würden.“ 37  

Im Staatsamt für Justiz traf das auf die Person von Dr. Hans Antoni zu, der sich bereits 

am 15. April 1945 zum Justizdienst gemeldet hatte und zumindest für diesen frühen 

Zeitraum das einzige (ehemalige) NSDAP-Mitglied im Staatsamt für Justiz war. 

Bereits im April und Mai 1945, vor oder kurz nach der Etablierung der Regierung Renner 

bzw. vor Kriegsende am 8. Mai 1945, meldeten sich, wie aus den Personalakten 

hervorgeht, einige Beamt:innen zum Justizdienst. Nach der derzeitigen Auswertung der 

Personalakten waren dies (in alphabethischer Reihenfolge) im April 1945 Dr. Hans 

Antoni, Josef Beranek, Franz Krenn, Gisela Leutgeb, Friedrich Pampichler, Dr. Peter 

Sippl und Dr. Guido Strobele sowie bis 8. Mai 1945 Stefan Czerbak, Emma Hummel, 

Rudolf König, Karl Kramper, Dr. Emil Krecht und Margarethe Rudolf. Bis 15. Mai 

meldeten sich weiters: Dr. Walther Hauke, Anna Högn, Dr. Viktor Hoyer, Dr. Edgar 

Tintara sowie Dr. Viktor Weinzetl. 

 
36 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 16, Resolution des Bezirksrates 
Wien-Hietzing, 26.6.1945. 
37 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 36, Schreiben von 
Staatssekretär Honner, Beschäftigung von Nationalsozialisten bei Behörden und Ämtern, 3.8.1945. 



 
22 

Offiziell zur vorläufigen Dienstleistung ins Staatsamt für Justiz wurden aus den 

Personalständen der Oberlandesgerichte Wien und Linz, dem LG für ZRS, dem LG für 

Strafsachen und dem Amtsgericht Wien Kanzleibeamt:innen durch ein Schreiben von 

Dr. Gerö vom 23. Mai 1945 einberufen. In diesem Schreiben wird auch Kanzleioffizial i. 

R. Josef Pernt38 des BG Hietzing erwähnt, dessen Versetzung in den Ruhestand gem. § 3 

Abs. 1 BBV vom 31. Dezember 1938 Gerö aufhob und den Gerö dem Staatsamt für Justiz 

zuteilte, wo Pernt „seinen Dienst bereits angetreten hat“.39 Des Weiteren berief Gerö am 

23. Mai 1945 neun Beamt:innen aus der ehemaligen Generalstaatsanwaltschaft Wien 

ein, wie z. B. Dorothea David-Labor und Franziska Weis. 40 Die meisten dieser 

Beamt:innen waren, obwohl sie sich noch im Personalstand der Gerichte befanden, dem 

Staatsamt für Justiz zugeteilt41 und wurden erst später in den Personalstand des BMJ 

übernommen.42 

Ein Teil des akademischen Personals wurde mit Schreiben vom 14. Mai 1945 zur 

vorläufigen Dienstleistung ins Staatsamt für Justiz bestellt. Es waren dies Dr. Franz 

Veprek 43, Dr. Karl Fellner, Dr. Hans Kapfer, Dr. Ludwig Viktor Heller, Dr. Wilhelm 

Rauscher und Dr. Edgar Tintara, die bis auf Rauscher bereits im Staatsamt für Justiz im 

Dienst waren.44 Weiters einberufen wurden ebenfalls am 14. Mai 1945 Dr. Hans Antoni, 

Dr. Peter Sippl, Dr. Maximilian Engel und Dr. Josef Widmann sowie 

Richteramtsanwärter Dr. Franz Zak 45. Bis auf Dr. Widmann hatten alle Personen bereits 

den Dienst im Staatsamt für Justiz angetreten. 46 

Am 15. Mai 1945 verfügte Gerö, dass die „Wiederindienststellung von Personen des 

Justizdienstes, welche nach der Verordnung zur Neuregelung [sic!] des österreichischen 

Berufsbeamtentums […] in den Ruhestand versetzt oder entlassen wurden“ vorläufig 

durch das Staatsamt für Justiz erfolgen würde. Gesuche dieser Personen wären mit 

kurzem Bericht, ob sie jederzeit rückhaltlos für die unabhängige Republik Österreich 

eintreten würden, unverzüglich vorzulegen.47 Im Juni 1945 befürwortete das Staatsamt 

für Justiz die Wiederindienststellung von zehn Richtern und Staatsanwälten, die 1938 

aufgrund der BBV entlassen wurden. Dies betraf im Staatsamt für Justiz bis auf Franz 

Krenn nur Juristen. Vier Beamte waren nach § 3 BBV (Franz Krenn, Dr. Viktor Hoyer, 

Dr. Herbert Fanta, Dr. Ludwig Heller), drei nach § 4 BBV (Dr. Arnold Sucher, Dr. 

 
38 Von Josef Pernt ist kein Personalakt vorhanden. 
39 ÖStA, AdR, BMJ- Personalakten, Ambrosch Berta, BMJ an das OLG Wien, Einberufung, 23.5.1945. 
40 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor Dorothea, BMJ an die Generalstaatsanwaltschaft, 
Einberufung, 23.5.1945. 
41 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bös, Johann, BMJ, Zuteilungen und Versetzungen, 5.10.1949. 
42 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bös, Johann, BMJ, Bereinigung des Personalstandes des BMJ – 
Versetzungen, 31.3.1950. 
43 Von Dr. Franz Veprek ist kein Personalakt vorhanden. 
44 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher Wilhelm, BMJ, Einberufung  
45 Von Dr. Franz Zak ist kein Personalakt vorhanden. 
46 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sippl Peter, BMJ, Einberufung, 22.5.1945. 
47 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Staatsamt für Justiz, Anweisung, 
15.5.1945. 
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Alexander Krüzner, Dr. Otto Leonhard), vier nach § 6 BBV (Dr. Norbert Barry, Dr. Otto 

Fischer, Dr. Wilhelm Rauscher, Dr. Guido Strobele) entlassen worden; Dr. Viktor 

Weinzetl war nach § 5 BBV versetzt worden. Vier der wieder in Dienst gestellten 

Personen waren bereits vor 1938 im Justizministerium tätig gewesen, vier kamen 1945 

ins Staatsamt für Justiz, die übrigen vier wurden ab 1948 im Justizministerium 

verwendet.48 

Das als Staatsamt für Justiz bezeichnete spätere Bundesministerium für Justiz bestand 

aus zwei Sektionen und sechs Abteilungen und war (neben anderen Justizbehörden) im 

Justizpalast untergebracht. Die ersten vordringlichen Aufgaben bestanden in der 

Wiederherstellung einer demokratischen Rechtsordnung und Gerichtsorganisation, in 

der Wiederaufnahme der Gerichtsbarkeit und – nicht zuletzt – im Aufbau eines 

entnazifizierten Personalstands. 49  

 

Entnazifizierung der Justiz  
 

Die Entnazifizierung des eigenen Personals wurde von mehreren Behörden und 

Kommissionen, die im Folgenden beschrieben werden, durchgeführt. Per Weisung des 

Staatsamtes für Justiz sollten einerseits all jene Personen beurlaubt werden, die bereits 

vor 1938 der illegalen NSDAP oder einem Wehrverband angehört hatten, sowie jene, die 

sich, auch wenn sie nach dem 12. März 1938 beigetreten waren, besonders gehässig 

gegen Andersdenkende verhalten haben.50 Staatssekretär Gerö berichtete an den Leiter 

der US-Rechtsabteilung im September 1945, „dass grundsätzlich alle Illegalen und 

Funktionäre der NSDAP vom Zellenleiter aufwärts und engagierte Nationalsozialisten 

außer Dienst gestellt, entlassen und pensioniert werden.“ 51 Diese rigide Politik der 

Entnazifizierung gelang anfangs auch, doch forderte Gerö angesichts des Mangels an 

qualifiziertem Justizpersonal eine rasche Wiedereingliederung von Richtern und 

Staatsanwälten. Bereits im Juli 1945 wollte das Staatsamt für Justiz das Prozedere zu den 

Ansuchen von Justizbediensteten um Nachsicht von der Registrierung gem. § 9 NS-

Registrierung-Verordnung regeln, um mehr Personal aufnehmen zu können. Der 

 
48 Daten aus den jeweiligen Personalakten. 
49 Vgl. dazu allgemein Erika Weinzierl, Die Anfänge des Wiederaufbaues der österreichischen Justiz 
1945, in: Bundesministerium für Justiz/Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung/Institut 
für Zeitgeschichte der Universität Wien/Institut für Neuere Geschichte und Zeitgeschichte der 
Johannes-Kepler-Universität Linz (Hg.), 25 Jahre Staatsvertrag. Protokolle des wissenschaftlichen 
Symposions „Justiz und Zeitgeschichte“ 24. und 25. Oktober 1980, Wien 1981, S. 14-45; Gertrude 
Enderle-Burcel/Alexandra Neubauer-Czettl, Justiz am Prüfstand. Spitzenbeamte im Justizministerium 
1938–1945–1955, in: Beiträge zur Rechtsgeschichte Österreichs, 5. Jg., H. 1, S. 32-57, 
https://austriaca.at/0xc1aa5572%200x003289a8.pdf. 
50 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 4, OLG Wien, Weisung, 
12.5.1945 
51 Rathkolb, Anmerkungen zur Entnazifizierungsdebatte, S. 78. 

http://dx.doi.org/10.1553/BRGOE20151s32
http://dx.doi.org/10.1553/BRGOE20151s32
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Gesuchsteller sollte einen Abdruck (gemeint ist eine Abschrift) seines Ansuchens um 

Nachsicht von der Registrierung bei seiner vorgesetzten Dienstbehörde vor der 

Einreichung seines Ansuchens bei der Meldestelle überreichen. Es hieß: „Die 

Dienstbehörde hat hierbei unter Hervorhebung der für die Entscheidung maßgeblichen 

Umstände und Daten Stellung zu nehmen. […] Von dieser Stellungnahme werden vom 

Staatsamt für Justiz die Meldestelle und die Provisorische Staatsregierung 

(Staatskanzlei) durch die Zumittlung je einer Ausfertigung der Stellungnahme, die 

Staatskanzlei unter Anschluss des Gesuchsabdruckes, in Kenntnis gesetzt.“ 52 

Zur Entnazifizierung wurden mehrere Kommissionen eingerichtet: 

• Der Liquidator der Einrichtungen des Deutschen Reiches in der Republik 

Österreich (Justizverwaltung) unter Leiter Dr. Wolfgang Troll war für die 

Liquidierung aller Einrichtungen des Deutschen Reiches in Österreich zuständig. 

Er bestellte für den Bereich Justiz 1946 OLGR Dr. Franz Kaltenbrunner und SR 

Dr. Josef Widmann zu seinen Vertretern – davor hatte die Abteilung 3a des 

Staatsamts für Justiz unter der Leitung von MR Dr. Maximilian Engel diese 

Aufgabe erfüllt. Sie hatten die Aufgabe, alle „Illegalen“ gemäß § 14 Verbotsgesetz 

1945 zu entlassen bzw. ihnen, wenn sie sich bereits im Ruhestand befanden, die 

Ruhebezüge einzustellen. 53  

• Die Sonderkommissionen wurden u. a. bei den Oberlandesgerichten sowie beim 

Staatsamt für Justiz gebildet, wobei die Kommissionen beim Staatsamt für Justiz 

für alle eigenen sowie die Bediensteten der nachgeordneten Dienststellen 

zuständig waren. Alle Personen, die ihren ordentlichen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich hatten und zwischen 1. Juli 1933 und 27. 

April 1945 der NSDAP, der SA, der SS, dem NSKK oder dem NSFK angehört 

hatten, alle Parteianwärter sowie alle Personen, die sich um die Aufnahme in die 

SS beworben hatten, wurden entsprechend behandelt. Die Sonderkommissionen 

bei den Staatsämtern verhandelten in Senaten, die aus dem Vorsitzenden bzw. 

dessen Stellvertreter und zwei Beisitzern bestanden. Die Verhandlungen der 

Sonderkommissionen waren nicht öffentlich, ihre Beratungen und 

Abstimmungen geheim. 54 

 
52 ÖStA, AdR, BMJ, NS-Sachen G 5a Kt. 332, Post 1-91, 1945-1949, Post 21, Amtserinnerung, Ansuchen 
von Justizbediensteten um Nachsicht von der Registrierung, 5.7.1945. 
53 JABl. 1946/1, 15.2.1946, S. 10; § 1 Abs. 2 „VO der Staatskanzlei im Einvernehmen mit den beteiligten 
Staatsämtern vom 22. August 1945 zur Durchführung des Verbotsgesetzes und der 
Verbotsgesetznovelle (3. Durchführungsverordnung zum Verbotsgesetz)“ (StGBl. 1945/131). Im 
ÖStA/AdR ist eine größere Zahl von Akten des „Liquidators der Einrichtungen des Deutschen Reiches 
in der Republik Österreich (Justizverwaltung)“ erhalten, in denen die Frage der Entlassung bzw. der 
Einstellung der Ruhebezüge behandelt wurde. Anhand dieser Akten lässt sich die immer großzügigere 
Behandlung der Entnazifizierung der österreichischen Justiz sehr gut nachvollziehen. Siehe Stadler, 
„…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 123-124. 
54 §§ 13-24 der 3. DVO zum VerbotsG 1945. Eine Übersicht über die Zusammensetzung der drei für 
Richter und Staatsanwälte zuständigen Senate der Sonderkommission beim OLG Wien befindet sich in 
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• Kommissionen nach § 19 Absatz 2 Verbotsgesetz 1947: Minderbelastete durften 

nur bei Bedarf und nur nach besonderer Prüfung ihres politischen Verhaltens vor 

dem 27. April 1945 verwendet werden. In der Strafjustiz sollten sie keine 

Verwendung finden, es sei denn die Kommission entschied anders. Diese 

Kommissionen bestanden aus dem Bundesminister für Justiz bzw. einem von ihm 

bestellten Vertreter als Vorsitzenden, einem Vertreter des BMJ, einem 

Angehörigen der Berufsvertretung des Betroffenen und aus je einem Vertreter der 

drei anerkannten politischen Parteien. Als Vorsitzende waren beispielsweise MR 

Dr. Maximilian Engel, Dr. Hans Schmid und Dr. Ludwig Viktor Heller tätig. 55  

 

Ergebnisse der Entnazifizierung der Justiz  

Die Entnazifizierung der Justiz im Allgemeinen und des Justizministeriums waren 

anfangs durchaus beachtlich: Personal wurde entlassen, jedoch ab 1948 unter Berufung 

auf die Minderbelasteten-Amnestie wieder in Dienst gestellt. Schon drei Jahre nach dem 

Ende des NS-Regimes wurden somit die Anfangserfolge der Entnazifizierung – 1945/46 

waren im Bereich der österreichischen Justizverwaltung 2.982 Personen oder 44 % des 

Personalstandes von 1938 aus der Justiz entfernt worden – weitgehend rückgängig 

gemacht. 56 Von Anfang an kollidierten – wie in anderen Bereichen – die Ziele der 

Entnazifizierung mit dem raschen Wiederaufbau der Justiz. Wolfgang Stadler fasst 

zusammen: „Um der Personalnot zu begegnen, wurden viele jener Richter und 

Staatsanwälte reaktiviert, die 1938 aus politischen oder rassistischen Gründen entlassen 

bzw. pensioniert worden waren. Weiters wurden sehr junge Richter eingesetzt und die 

Anhebung des Pensionsalters erwogen. Um die Justiz einigermaßen in Gang halten zu 

können, versuchte das BMJ die Entnazifizierung der Justiz auf die ‚belasteten‘ 

Nationalsozialisten zu beschränken und die ‚minderbelasteten‘ Richter und 

Staatsanwälte in der Zivilgerichtsbarkeit und in der Justizverwaltung weiter zu 

beschäftigen.“ 57 

Die Auswirkungen der Reaktivierung von 1938 aus politischen oder rassistischen 

Gründen entlassenem bzw. (zwangs-)pensioniertem Personal waren gering.58 Minister 

 
DÖW 21.688/23. Vorsitzender der Sonderkommission im Fall des Richters Dr. Johann Kisser war 
beispielsweise der Sektionschef im BMJ Dr. Guido Strobele (ÖStA/AdR, Sonderkommission Dr. Johann 
Kisser). Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 124. 
55 Die gleiche Regelung galt auch für Rechtsanwälte, Verteidiger in Strafsachen und Notare sowie eine 
Reihe anderer freier Berufe. Siehe Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 125. 
56 Dieter Stiefel, Entnazifizierung in Österreich, Wien 1981, S. 150. Zur Entnazifizierung der Justiz in der 
Steiermark Siegfried Beer, Die Briten und der Wiederaufbau des Justizwesens in der Steiermark 1945-
1950, in: Siegfried Beer (Hg.), Die „britische“ Steiermark 1945-1950, Graz 1995, S. 111-140. Siehe Stadler, 
„…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 126. 
57 Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 127. 
58 Zur Weiterverwendung von Ruhestandsbeamten vgl. Bundesverfassungsgesetz vom 12. Dezember 
1946 zur Sicherung des Personalbedarfes der Rechtspflege, BGBl. Nr. 9/1947. 
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Dr. Josef Gerö gehörte zu diesem Personenkreis. Angaben über das erlittene Unrecht und 

spätere Wiedergutmachungsversuche von Seiten der Republik können den Akten nur 

sehr rudimentär entnommen werden. Stellvertretend können hier auch die Beamten Dr. 

Viktor Hoyer und Franz Krenn angeführt werden, die 1938 pensioniert bzw. versetzt 

worden waren. Beide wurden nach der Befreiung wieder in den Justizdienst 

aufgenommen. Dr. Viktor Hoyer, geb. 30. September 1905, wurde 1938 auf Grundlage § 

3 Abs. 1 BBV aus dem Dienst als Staatsanwalt entfernt und in den dauernden Ruhestand 

versetzt. 59 Er arbeitete bis zum Kriegsende als Bankbeamter.60 Von 1946 bis 1970 war 

Hoyer, zuletzt als Leiter der Zivilsektion, im BMJ tätig. Franz Krenn, geb. 29. März 

1906, 61 wurde gemäß § 3 Abs. 1 BBV in den Ruhestand versetzt, da seine Frau als 

„Mischling 1. Grades“ galt.62 Auf Grundlage § 3 Abs. 3 BBV kam es nach einigen 

Einsprüchen jedoch zur Weiterbelassung Krenns im Justizdienst.63 Er wurde an das 

Landgericht versetzt. 64 Er stand nach 1945 bis zu seiner Ruhestandsversetzung 1969 als 

Amtswart in Verwendung. 

Elf Personen, die nach 1945 im BMJ tätig waren, hatten 1938/39 aus rassistischen oder 

politischen Gründen ihre Posten im Justizdienst verloren. Sie wurden alle nach der 

Befreiung 1945 in das Justizministerium übernommen. „Durch die Abschwächung bzw. 

die weitgehende Rückgängigmachung der Entnazifizierung der Justiz […]“, funktionierte 

diese zwar sehr rasch wieder, die „Chance, eine personell erneuerte und demokratisierte 

Justiz aufzubauen, wurde damit aber vergeben […]“, resümiert Stadler. 65 Welchen 

Einfluss die personellen Kontinuitäten in der Justiz z. B. auf Verfahren in 

Restitutionssachen, in der Verfolgung von NS-Wiederbetätigung, in den Strafverfahren 

gegen Angehörige der Justiz wegen ihrer 1938-1945 an politischen Gerichten (z. B. Hoch- 

und Landesverratssenat am OLG Wien, Sondergerichte, Reichskriegsgericht) 

ausgeübten Tätigkeit oder auch in Verfahren gegen Jüdinnen:Juden nach 1945 (z. B. 

Verfahren gegen Gerszon Kupferblum) hatten, bedarf weiterer Untersuchungen.  

  

 
59 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Tabelle, 16. Juni 1970, Beiblatt Antrag Dienstzeichen, 
1.6.1970. 
60 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Personenstandesblatt, 31.5.1945, S. 3. 
61 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
62 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Oberlandesgerichtspräsidenten, 9.11.1939. 
63 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Reichskommissars für die 
Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, 23.3.1940. 
64 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Landgerichtspräsidenten, 25.2.1941. 
65 Stadler, „…Juristisch bin ich nicht zu fassen“, S. 127-128. 
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Sozialstatistische Auswertungen zur 
Beamt:innenschaft des BMJ 1945–1955 
 

Auf Basis der oben skizzierten Erfassungen und der aufgenommenen Daten konnten 

erste sozialstatistische Auswertungen zum Personalstand des BMJ zwischen 1945 und 

1955 vorgenommen werden, die Basis künftiger, tiefer gehender kollektivbiografischer 

Forschungen sein können. Aus 326 erfassten Akten wurden 163 Personen als 

studienrelevant in eine Projektdatenbank aufgenommen.  

 

Konfession 
 

 

Abbildung 2: Religion (Quelle: Projektdatenbank, eigene Auswertungen) 

 

114 Personen und mit rund 70 % (bzw. 89,1 % derjenigen, deren Religionsbekenntnis 

überliefert ist), folglich der Großteil des untersuchten Personals, war römisch-

katholisch, gehörte also der Religion der damaligen Mehrheitsbevölkerung in Österreich 

an. Zwei Personen (Dr. Karl Fellner und Karl Burda) sind als gottgläubig (gg.) angeführt 

– ein Begriff aus der NS-Zeit für diejenigen, die sich von den anerkannten 

Religionsgemeinschaften abgewandt hatten, sich jedoch nicht als glaubenslos 

verstanden. Dieser Begriff stammt aus den Akten der NS-Zeit, nach 1945 wurden diese 

beiden Personen als konfessionslos geführt. In keinem Personalakt findet sich die 

Zugehörigkeit zum jüdischen Glauben, wenngleich einige Personen aufgrund § 3 BBV66 

von ihren Dienstposten entfernt worden waren, d. h. vom NS-Regime aufgrund ihrer 

 
66 Berufsbeamtenverordnung: Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums, 
31.5.1938. 
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eigenen jüdischen Abstammung oder der Abstammung ihrer Ehepartnerin entlassen 

worden waren. Diese Personen bekannten sich zu anderen Konfessionen. 

 

Familienstand 
 

 

Abbildung 3: Familienstand (Quelle: Projektdatenbank, eigene Auswertungen) 

 

Mit 69,3 % (bzw. 77,4 % aller bekannten Fälle) waren über zwei Drittel der erfassten 

Beamt:innen verheiratet. Nur vier Personen waren geschieden, darunter nur eine Frau. 

Pauline Friese hatte 1921 geheiratet und wurde bereits 1923 wieder geschieden. Danach 

heiratete sie ein zweites Mal, bekam eine Tochter und arbeitete zeitweise im Betrieb 

ihres Mannes. 1939 ließ sie sich von ihrem zweiten Mann scheiden.67 Sie trat 1940 als 

Schriftführerin beim Landgericht Wien (ZRS) in den Staatsdienst.  

Ein besonderer Fall ist Dr. Edgar Tintara, der in den Akten als verheiratet galt, sich aber 

1938 nach österreichischem Recht von seiner Frau scheiden ließ, da sie Jüdin war. 

Offensichtlich erhoffte sich Tintara, dadurch die Bestimmungen gemäß § 3 Abs. 1 BBV 

umgehen zu können, nach dem Beamte, die in einer „Mischehe“ leben, in den Ruhestand 

versetzt werden.68 In einem im Personalakt erhalten gebliebenen Schreiben begründete 

er die Scheidungsabsicht mit der „nichtarischen Abstammung“ seiner Frau.69 Da 

bekannt wurde, dass die Scheidung nach österreichischem Recht von Tisch und Bett und 

nicht nach dem Ehegesetz der NS-Zeit dem Bande nach stattgefunden hatte, war 

fraglich, ob sie tatsächlich vollzogen wurde. Tintara wurde vom Landgericht Wels, wo 

er als Richter in Strafsachen tätig war, als Richter für Außerstreitsachen an das 

Amtsgericht Margareten versetzt. Später stellte das Wehrkreiskommando Wien an den 

 
67 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Friese, Pauline.  
68 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Der Oberlandesgerichtspräsident, 2. April 1943, S. 1. 
69 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Abschrift Lebenslauf, 19. Juli 1938, S. 2. 
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Oberlandesgerichtspräsidenten die Frage, ob Tintara in die Deutsche Wehrmacht 

eingezogen werden könne. Nach dem Wehrgesetz wäre Tintara – mit einer Jüdin 

verheiratet – vom Wehrdienst ausgeschlossen. 70 Der Oberlandesgerichtspräsident 

antwortete folgendermaßen:  

„Die von Ihnen angeschnittene Frage ist für den Bereich der öffentlichen Beamten durch 

die Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums […] geregelt. 

Dort ist in § 3 bestimmt, daß Beamte, die mit einer Jüdin verheiratet sind, in den 

Ruhestand zu versetzen sind. Abs. 6 des § 3 der Verordnung lautet: Nicht als verheiratet 

im Sinne dieser Vorschriften gilt, wessen Ehe im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser VO 

nach österr. Recht geschieden ist. Da Tintara im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser VO 

(1.6.1938) nach österreichischem Recht geschieden war, war und ist er nicht als mit einer 

Jüdin im Sinne der bezeichneten VO verheiratet anzusehen. […] Ich bemerke übrigens, 

daß Dr. Tintara nicht als Streit- oder Strafrichter, sondern als Richter im außerstreitigen 

Verfahren eingesetzt wird, und nicht im Namen des Deutschen Volkes Recht spricht.“71 

20 Beamt:innen waren ledig, davon die Mehrheit Frauen. Für Frauen war es besonders 

in der Monarchie, aber auch in den folgenden Regierungsformen schwierig, einen Beruf 

zu erlernen, geschweige denn ihn auszuüben. Franziska Weis trat bereits 1907 als 

Schreibkraft ins Justizministerium ein, obwohl der Beruf eines Sekretärs in dieser Zeit 

weitgehend von Männern ausgeübt wurde, eine weitere Frau folgte noch in der 

Monarchie. In der ersten Republik wurde 1920 eine Frau, Leontine Neubauer, als 

Sekretärin angestellt, ihr folgte Amtssekretär72 Margarethe Rudolf 1935. Erst zwischen 

1945 und 1955 wurden zumindest sieben Frauen als Stenotypistinnen, Sekretärinnen und 

Kanzlistinnen ins BMJ aufgenommen, vier davon bereits 1945. Ein besonderer Fall ist 

Aloisia Zerbs, die als ledige Frau zwei Kinder zu versorgen hatte. Sie hatte 1917 in Ungarn 

nur standesamtlich und nicht kirchlich geheiratet, worauf die Ehe für ungültig erklärt 

wurde und sie als Familienstand „ledig“ führte.73 Warum und wann die Ehe für ungültig 

erklärt wurde, geht aus dem vorliegenden Akt nicht hervor. 

 

 

 

 
70 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Abschrift Wehrbezirkskommando Wien I., 8.3.1943, 
S. 1-2.  
71 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Schreiben OLG-Präsident an 
Wehrbezirkskommando Wien, 6.4.1943. 
72 Eine gendersensible Amtsbezeichnung existierte noch viele Jahrzehnte nicht. 
73 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zerbs, Aloisia, Personenstandesblatt, S. 1. 
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Dienstantritt 
 

 

Abbildung 4: Jahr des Dienstantritts (Quelle: Projektdatenbank, eigene 
Auswertungen) 

 

26 der im Projekt erfassten Beamt:innen hatten bereits vor 1938 einen Dienstposten im 

Justizministerium inne. Sieben Personen hatten in der Monarchie ihren Dienst 

begonnen, 13 in der ersten Republik und sechs in der austrofaschistischen Diktatur. Alle 

diese Beamt:innen wurden nach dem „Anschluss“ entweder noch ein Jahr in der 
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„Abteilung Österreich“ 74 im Reichsjustizministerium verwendet oder anderen 

Justizstellen, z. B. dem OLG Wien zugeteilt. Auch langjährige Ministeriumsbeamte wie 

Dr. Max Engel wurden in der Abteilung Österreich verwendet. Er wurde dann an das 

OLG Wien versetzt, wo er am Hoch- und Landesverratssenat in politischen Strafsachen 

tätig war.  

32 weitere Beamt:innen traten nach der Befreiung 1945 (erstmals) in das Staatsamt für 

Justiz ein. Alle weiteren Personen traten zwischen 1946 und 1955 in den Dienst des 

Ministeriums, darunter auch einige Personen, die gemäß § 17 Verbotsgesetz 75 als 

„minderbelastet“ galten. Nach der Minderbelastetenamnestie 1948 wurden zwischen 

1949 und 1951 nach derzeitigem Wissenstand zumindet zehn Personen, die als 

„minderbelastet“ galten, angestellt. Als Beispiele seien hier Dr. Wolfgang Doleisch und 

Gertrude Neutzler genannt: 

 

- Dr. Wolfgang Doleisch, geb. 27. Jänner 1911, versah ab 1949 Dienst im 

Justizministerium.76 Er begann seine Gerichtspraxis 1935 beim BG Baden, war 

dann am BG Liesing und schließlich als Hilfsrichter am Amtsgericht Pöggstall 

und an weiteren Amtsgerichten in Wien tätig. 1940 wurde Doleisch zur 

deutschen Wehrmacht einberufen. 1942 wurde er als Kriegsgerichtsrat in den 

höheren Justizdienst der Luftwaffe übernommen. Ab 1944 wurde er als 

Oberstabsrichter verwendet,77 weswegen er später in amerikanischer 

Kriegsgefangenschaft war. 78 1946 wurde Doleisch vorläufig in den Justizdienst 

aufgenommen und dem LG für Strafsachen Wien zugeteilt.79 Ab 1949 im 

Justizministerium wurde er Leiter der Abteilung 21 (Jugendstrafvollzug u. a.) und 

stellvertretender Vorsitzender der Dienstbeurteilungskommission. 1977 ging 

Doleisch in den Ruhestand. Von Juni 1935 bis zum „Anschluss“ war Doleisch 

Mitglied der Vaterländischen Front gewesen.80 1938 stellte er einen Antrag auf 

Mitgliedschaft in der NSDAP, der unerledigt geblieben war, 81 galt jedoch ab Juni 

1938 als Parteianwärter. 82 Er war Mitglied im NSFK-Sturm Melk/Donau, im 

 
74 Siehe das Kapitel „Historischer Hintergrund“. 
75 § 17 Verbotsgesetz enthielt die Bestimmungen über sühnepflichtige Personen sowie ihre Einteilung in 
belastete und minderbelastete und deren Definition. Als belastet wurden definiert: politische Leiter ab 
dem Zellenleiter aufwärts, Angehörige der SS, SA, des NSKK und des NSFK vom Untersturmführer 
aufwärts sowie Angehörige des SD und Blutordensträger. Als minderbelastet galten alle übrigen gemäß 
§ 4 in die besonderen Listen einzutragenden Personen. 
www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000207 
[28.2.2025]. 
76 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Standesausweis, 11.10.1948, S. 6. 
77 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Lebenslauf, o. D. 
78 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Lebenslauf, o. D. 
79 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Standesausweis, 11.10.1948, S. 5f. 
80 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
81 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Meldeblatt, 24.9.1946. 
82 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
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NSRB, in der NSV, im RDB und im RLB. 83 1947 wurde Doleisch als 

„minderbelastet“ eingestuft und durfte „trotz seiner Verzeichnung in die 

besonderen Listen der Nationalsozialisten“84 in der Strafrechtspflege verwendet 

werden. 85  

- Gertrude Neutzler, geb. 27. Februar 1920 als Gertrude Platzer, arbeitete von 1955 

bis 1965 im BMJ als Schreibkraft. Neutzler begann ihren Justizdienst 1939 als 

Justizangestellte beim LG Wien (Handelsgericht), arbeitete anschließend beim 

AG Margarethen, ab 1940 beim OLG Wien, wo sie bis zu ihrer Versetzung als 

Vertragsbedienstete ans BMJ im Februar 1955 verblieb. 86 Neutzler war 

Schriftführerin bei Verhandlungen des in politischen Strafsachen tätigen 7. 

Senates des OLG Wien u. a. in Wels.87 Ab Oktober 1940 war sie Anwärterin und 

ab Ende 1941 Mitglied der NSDAP mit der Nummer 9.031.122. 88 Außerdem 

gehörte sie in der NS-Zeit dem BdM, der NSV und der DAF an.89 Im Juni 1945 

wurde sie kurzfristig vom Polizeiamt Fünfhaus zur Arbeitsleistung 

herangezogen.90 Im Zuge eines Verfahrens der Sonderkommission 1. Instanz 

beim OLG Wien 1946 forderte das BMJ ihre Entlassung. 91 Nach Erkenntnis der 

Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 vom 6. Oktober 1947 durfte sie trotz 

ihrer Klassifizierung als „minderbelastet“ in der Strafrechtspflege verwendet 

werden. 92  

 

Jene Beamt:innen, die bereits vor 1938 ihren Dienst in der Justiz antraten, dienten ihr 

über mehrere Regierungsformen hinweg. 

 

 

 

 

 
83 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Personenstandesblatt, 20.10.1946, S. 3. 
84 Zur Erfassung der ehemaligen Nationalsozialist:innen musste z. B. bei der Gemeinde Wien ein 
Meldeblatt zur Registrierung der Nationalsozialisten im Sinne des Art. 2 des Verfassungsgesetzes vom 
8. Mai 1945 über das Verbot der NSDAP (Verbotsgesetz) ausgefüllt werden. Diese Meldeblätter wurden 
in Listen erfasst. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Meldeblatt, 24.9.1946. 
85 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 24.9.1947. 
86 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
87 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Reisekostenrechnung Wien-Wels und retour, 
31.3.1943, Anhang Verhandlungen. 
88 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien, 
Beschluss, 13.2.1946. 
89 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, NS-Fragebogen, 11.4.1939. 
90 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Schreiben von Neutzler an Amtsrat Mucke, 
3.6.1945. 
91 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, BMJ, Erkenntnis der Sonderkommission 1. 
Instanz, Berufung, 2.7.1946. 
92 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 6.10.1947. 
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NSDAP-Mitgliedschaft 
 

 

Abbildung 5: Mitgliedschaft in der NSDAP (Quelle: Projektdatenbank, eigene 
Auswertungen) 

 

Im April/Mai 1945 ergingen Einberufungsbefehle für die Dienstleistung im Ministerium 

an Personen, die sich im neu geschaffenen „Staatsamt für Justiz“ zur Dienstleistung 

einzufinden hätten. In den Akten finden sich keine Listen oder Belege dafür, wer die 

Beamt:innen ausgewählt oder die Einberufungsbefehle verfasst hatte. Ein Kriterium 

der Einberufung war mit der Ausnahme von Hans Antoni für alle gleich: Sie waren keine 

Mitglieder der NSDAP gewesen. Des Weiteren ist ersichtlich, dass sich ehemalige 

Beamt:innen des Bundesministeriums für Justiz von selbst beim Staatsamt für Justiz 

zum Dienst meldeten oder auf Kundmachungen in der Tageszeitung „Neues Österreich“ 

reagierten.  

Soweit aus den Personalakten ersichtlich, hatten jene Beamt:innen, die 1945 im 

Staatsamt für Justiz eingestellt wurden, keine NSDAP-Vergangenheit. Nach derzeitiger 

Aktenlage war 1945 nur ein Beamter, Dr. Hans Antoni, NSDAP-Parteimitglied gewesen. 

Einen großen Anteil an dieser bis dahin sorgsamen Auswahl der Beamt:innen im 

befreiten Österreich dürfte der damalige Justizminister Dr. Josef Gerö gehabt haben. 

Im Personenstandesblatt wurde nach folgenden Mitgliedschaften gefragt: NSDAP, SA, 

SS, NSKK. Diese Personengruppe war laut Verbotsgesetz 1947 in besonderen Listen zu 

führen. In den Akten finden sich einige Fälle, wo die betroffenen Beamt:innen angeben, 

gezwungen worden zu sein, einer dieser Organisationen beizutreten. 

Mitgliedschaften im RDB, NSRB, RLB, in der NSV oder in anderen NS-Organisationen 

wurden in den Personalakten des BMJ nach der Befreiung 1945 nicht erfragt. Da der NS-

Akt jedoch oft Bestandteil des Personalakts ist, sind diese Mitgliedschaften in vielen 

Akten sehr wohl vermerkt. Es kann derzeit nicht nachgewiesen werden, dass die 

Mitgliedschaften in diesen NS-Organisationen bei der Anstellung bzw. 
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Wiederverwendung Relevanz gehabt haben, zumal Mitgliedschaften im RDB bzw. 

NSRB verpflichtend gewesen waren. RLB und NSV gehörten auch Personen an, die dem 

NS-System ablehnend gegenüberstanden. Als Beispiel ist hier Dr. Norbert Barry zu 

nennen, der 1940 aus politischen Gründen in den Ruhestand versetzt worden war und 

der, obwohl er eine Mitgliedschaft in RLB, NSV, NSRB und RDB aufwies, im Juni 1945 

ins Justizministerium aufgenommen wurde.  

Ab 1949 ist ein signifikanter Anstieg an ehemaligen Nationalsozialisten im 

Personalstand des Bundesministeriums für Justiz erkennbar. Dies ging umso leichter, 

als 1948 mit der Amnestie für „Minderbelastete“ keinerlei Hindernisse mehr für die 

Wiedereinstellung bestanden. Eine Rolle dürfte auch das nachlassende Interesse an der 

Entnazifizierung der Bevölkerung von Seiten der Alliierten gespielt haben. Auch die 

beiden Großparteien ÖVP und SPÖ hatten dem eine immer geringere Priorität 

beigemessen.93  

Ab 1949 waren nach derzeitiger Aktenlage mindestens zehn Personen im Ministerium 

angestellt, die Mitglied in der NSDAP gewesen waren. Dr. Hans Antoni stand, wie zuvor 

angemerkt, bereits seit 1945 im Dienst des BMJ. Bei den übrigen neun Personen kann 

aus den Akten die Mitgliedschaft in der NSDAP durch Erfassung der Mitgliedsnummer 

nachgewiesen werden.  

- Ehemalige NSDAP-Mitglieder: Dr. Hans Antoni, Dr. Karl Glassl, Dr. Hubert 

Kadecka, Dr. Karl Klee, Dr. Hans Köhler, Rudolf Mohr, Gertrude Neutzler, Dr. 

Friedrich Schwind, Dr. Eugen Serini und Dr. Gregor Waach.  

- Ehemalige NSDAP-Anwärter: Dr. Wolfgang Doleisch, Dr. Walter Losert, Dr. 

Josef Seltmann und Dr. Wilhelm Sedlacek. 

- Widersprüchliche Angaben von drei Personen (Franz Essl, Dr. Otto Modler und 

Dr. Gustav Ratzenhofer) zu ihrer NSDAP-Mitgliedschaft bedürften einer 

weiterführenden Recherche und eines Abgleichs mit Aktenbeständen im 

Bundesarchiv Berlin, mit den Gauakten und Akten der Staatspolizei.  

Beispielhaft können hier die Biografien von Dr. Hans Antoni, Dr. Karl Glassl, Rudolf 

Mohr und Dr. Hubert Kadecka skizziert werden: 

 
93 Stiefel, Entnazifizierung in Österreich; Walter Schuster/Wolfgang Weber (Hg.), Entnazifizierung im 
regionalen Vergleich, Linz 2004; Winfried R. Garscha, Entnazifizierung, Volksgerichtsbarkeit und die 
„Kriegsverbrecherprozesse“ der sechziger und siebziger Jahre, in. Stefan Karner/Lorenz Mikoletzky 
(Hg.), Österreich – 90 Jahre Republik. Beitragsband der Ausstellung im Parlament, Innsbruck 2008, S. 
127-138; Winfried R. Garscha/Claudia Kuretsidis-Haider, Die Nachkriegsjustiz als nicht-bürokratische 
Form der Entnazifizierung. Österreichische Justizakten im europäischen Vergleich. Überlegungen zum 
strafprozessualen Entstehungszusammenhang und den Verwertungsmöglichkeiten für die historische 
Forschung, Wien 1995; Wolfgang Neugebauer/Peter Schwarz, Der Wille zum aufrechten Gang. 
Offenlegung der Rolle des BSA bei der gesellschaftlichen Reintegration ehemaliger Nationalsozialisten, 
Wien 2004. 
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- Dr. Hans Antoni, geb. 4. Mai 1888,94 arbeitete von 1920 bis zum „Anschluss“ 1938 

und von 15. April 1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand Ende November 

1949 im Bundesministerium für Justiz.95 Ab 1938 wurde er bis zur Auflösung der 

Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium weiterverwendet. 96 Antoni 

wurde am 1. März 1939 schließlich als Senatspräsident ans OLG Wien versetzt. 

Antoni war Mitglied der NSDAP (Mitgliedsnummer 9.031.085) 97 und folgender 

NS-Organisationen: Technische Nothilfe (Zugführer), NSV, RDB, RKB, DRK, 

NSRB, RLB und NSRKB. 98 Bereits im April 1945 meldete sich Antoni bei 

Staatssekretär Gerö zum Dienstantritt und wurde umgehend zum Dienst in das 

Staatsamt für Justiz berufen. 99 Er war nach derzeitigem Wissensstand das 

einzige NSDAP-Mitglied, das 1945 in den Dienst des Justizministeriums berufen 

wurde. Die Sonderkommission 1. Instanz beim BMJ verhandelte gegen Antoni im 

Dezember 1945. Minister Gerö setzte sich persönlich für Antoni ein100 und die 

Kommission kam schließlich zu dem Beschluss, dass Antoni nicht als 

Nationalsozialist zu führen sei. 101 

- Dr. Karl Glassl, geb. 23. April 1923102, trat 1951 seinen Dienst im 

Bundesministerium für Justiz103 an und verblieb dort bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand 1987.104 1948 bis 1951 arbeitete Glassl an verschiedenen 

Gerichten des OLG-Sprengels Wien bzw. bei der StA Linz Nord. 1954 wurde er 

zum Staatsanwalt bei der StA Wien ernannt, verblieb aber im Justizministerium. 

1986 wurde er zum Generalanwalt ernannt.105 Glassl war im BMJ Referent für 

Gnadensachen, später für Personalangelegenheiten der Bediensteten der 

Vollzugsanstalten,106 ab 1956 arbeitete er in der Strafvollzugssektion.107 Ab 1965 

leitete er die Abteilung V 3 (Vorbereitung des Jahresvoranschlages, der 

Kreditgebarung und Arbeitsbeschaffung in den Justizanstalten).108 1941 bis 27. 

 
94 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Standesausweis, S. 1. 
95 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, handschriftlicher Lebenslauf, 29.5.1945, S. 1. 
96 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 1. 
97 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Abschrift – Der Reichsminister für Justiz, 
20.2.1939, S. 1. 
98 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, NS-Personalblatt (RMJ), o. D., S. 1. 
99 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Standesausweis, Amtsvermerk, 24.5.1945. 
100 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 4. 
101 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 6. 
102 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn, S. 1. 
103 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn, S. 8. 
104 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn – Fortsetzungsblatt zu 
Laufbahn, S. 4. 
105 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
106 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, BMJ, Verleihung des Großen Ehrenzeichens, Beiblatt, 
28.6.1972. 
107 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Glassl an BMJ, Erklärung, 23.10.1987. 
108 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, BMJ, Kondolenzschrieben an seine Ehefrau Mag.a 
Martha Glassl, 26.8.2009. 
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April 1945 war Glassl in der deutschen Wehrmacht. 109 Er war Parteimitglied der 

NSDAP (Mitgliedsnummer 8.551.976). 110 Da Glassl die Dienstzeit in der 

deutschen Wehrmacht belegen konnte, währenddessen er nicht Parteimitglied 

sein durfte, und weder Mitgliedskarte noch Mitgliedsbeiträge nachgewiesen 

werden konnten, wurde er aus den NS-Registrierungslisten gestrichen. 111  

- Rudolf Mohr, geb. 18. Dezember 1917, war von 1951 bis zur Versetzung in den 

Ruhestand 1982 im Bundesministerium für Justiz. Mohr begann seinen 

Justizdienst 1941 als Rechtspflegeranwärter beim AG Favoriten und wurde 1944 

zum Justizinspektor beim AG Wien ernannt. Im Juni 1945 trat er den Dienst im 

OLG Wien an. Im März 1951 wurde er ins BMJ versetzt und stieg bis 

Amtsdirektor, Regierungsrat und Hofrat auf.112 Er war Referent der Abteilungen 

III 1, III 3 und III 7 in der Verwaltungs- und Personalsektion. 113 Von Juni 1936 bis 

zum „Anschluss“ 1938 war Mohr Mitglied der Vaterländischen Front. 114 Am 1. 

April 1941 trat er in die NSDAP ein (Mitgliedsnummer 8.470.654) 115 und er war 

Mitglied der NSV.116 1946 wurde Mohr von der Sonderkommission beim OLG 

Wien als rückhaltlos für die unabhängige Republik Österreich eintretend 

bewertet.117 Die Kommission nach § 19 beim BMJ stufte ihn 1947 als 

„minderbelastet“ gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG ein. 118 Ihm wurde mit 

Entschließung des Bundespräsidenten vom 2. April 1948 die „Ausnahme von der 

Behandlung von den Bestimmungen des Art IV VerbotsG 1947 und von den in 

besonderen Gesetzen enthaltenen Sühnefolgen“ gewährt. 119 Am 23. Jänner 1950 

wurde er aus der Registrierungsliste gestrichen. 120 

- Dr. Hubert Kadecka, geb. 2. Juni 1916,121 arbeitete ab 1948 im Bundesministerium 

für Justiz. Er leitete die Abteilung 4 (Miet- und Pachtrecht, Angelegenheiten der 

Wohnraumbewirtschaftung und des Wohnhauswiederaufbaues, öffentliche 

Bücher). 122 Kadecka begann seinen Justizdienst 1939 als Rechtsanwaltsanwärter. 

Er wurde zum Wehrdienst eingezogen und war ab April 1945 erneut im 

 
109 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis, o. D., S. 3. 
110 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl, Karl, Einspruchskommission für den 14. Bezirk, Bescheid, 
17.1.1948. 
111 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Einspruchskommission für den 14. Bezirk, 17.1.1948. 
112 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
113 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, BMJ, Bescheid Verwendungszulage, 12.5.1975, S. 1.  
114 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
115 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Aktenvermerk, Auszug Parteiamtliche Mitgliedsliste 
der NSDAP, 6.11.1948. 
116 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
117 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Sonderkommission Beschluss, 15.4.1946. 
118 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 beim 
BMJ, Erkenntnis, 8.8.1947. 
119 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, BMI, Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, 
Ausnahme vom Sühnefolgen, 22.4.1948. 
120 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Standesausweis, o. D., S. 5. 
121 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beurteilungsblatt, 15.11.1951. 
122 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Dienstpostenbewirtschaftung, 1.12.1951. 
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Justizdienst tätig. Im Juli 1946 wurde er auf Verlangen der alliierten 

Militärbehörden vom Richteramt enthoben, da er NSDAP-Mitglied (Nr. 

6.264.756) gewesen war. 123 Während dieser Zeit arbeitete er als Konzipient in 

einer Rechtsanwaltskanzlei bzw. als Verteidiger in Strafsachen. Die erneute 

Indienststellung erfolgte im November 1947. Kadecka wurde von der 

Sonderkommission 1. Instanz 1946 als politisch tragbar bestätigt. 124 Er wurde 

gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG als „minderbelastet“, aber politisch unbedenklich 

eingestuft.125 

 

Ausbildungs- und Berufsangaben 
 

Die Schulbildung (Abbildung 6) ist – in Form des höchsten Schulabschlusses – bei 131 

der 163 Personen und damit bei 80,4 % bekannt. Bei etwa der Hälfte von ihnen, konkret 

bei 69 Personen (d. h. 42,3 %), besteht sie in einem abgeschlossenen Hochschulstudium, 

meist dem Studium der Rechtswissenschaften. Das entspricht auch Anzahl und Anteil 

derjenigen, die als erlenten Beruf „Jurist“ angeben (vgl. Abbildung 7 zum erlernten 

Beruf). 

 

 
123 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beiblatt zum Ansuchen um Anrechnung von 
Vordienstzeiten, 4.11.1948, S. 1.  
124 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beiblatt zum Ansuchen um Anrechnung von 
Vordienstzeiten, 4.11.1948, S. 2. 
125 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beurteilungsblatt, 15.11.1951. 
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Abbildung 6: Schulausbildung (Quelle: Projektdatenbank, eigene Auswertungen) 
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Abbildung 7: Berufsausbildung (Quelle: Projektdatenbank, eigene Auswertungen) 
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Abbildung 8: Mitgliedschaft in Parteien vor 1938 (Quelle: Projektdatenbank, 
eigene Auswertungen)  

 

Karrieren trotz Naheverhältnis zum NS-Regime 
 

Bereits im Mai 1945 waren im Staatsamt für Justiz wieder mehrere leitende Beamte 

tätig, die den Wechsel der verschiedenen politischen Systeme ohne größere Probleme 
überstanden hatten, wie z. B. Dr. Maximilian Engel und Dr. Viktor Weinzetl: 
 

- Dr. Maximilian Engel, geb. 25. 4. 1891 in Hotzenplotz (heute Osoblaha, 
Tschechien). Berufslaufbahn: 1922 BMJ, 1938 vor dem „Anschluss“ 
Ministerialrat im BMJ (zuständig für Personalfragen), 1939 OLG Wien, 1940/41 
zeitweilig am OLG Wien mit Hoch- und Landesverratssachen befasst, 1941 
Oberlandesgerichtsrat und 2. stellvertretender Vorsitzender des 
Erbgesundheitsobergerichts Wien, nach 1945 vom Allied Denazification Bureau 
erfolglos zur Entlassung vorgeschlagen.126 Mitgliedschaften: Vaterländische 
Front (ab Oktober 1933), Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund, 

Nationalsozialistische Volkswohlfahrt, Reichsluftschutzbund, 
Reichskolonialbund e. V. Da es keinen Nachweis für eine Mitgliedschaft in der 
NSDAP gab, unterlag er keinen Entnazifizierungsmaßnahmen.127 

- Dr. Viktor Weinzetl, geb. 22. 10. 1906 in Bielitz (heute Bielsko, Polen), vor 1938 
Senatsrat im BMJ, ab September 1933 Mitglied der Vaterländischen Front; 
1938/39 Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund, Nationalsozialistische 
Volkswohlfahrt, Reichsbund deutscher Beamter, 1940 Parteianwärter (Leiter 
der Lichtbildstelle der Ortsgruppe Unter St. Veit, Propagandaleitung; 
Blockhelfer in der Kulturstelle), 1937 Senatsrat, 1939 Staatsanwalt bei der StA, 

 
126 ÖStA/AdR, Gauakten, Nr. 128.222. 
127 ÖStA/AdR, BMJ-Personalakten, Engel, Max. 
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1940 zum EStA der Generalstaatsanwaltschaft Wien, wo er die Bearbeitung von 

Strafvollzugsangelegenheiten übernahm.128 Zwischen August und Dezember 
1940 sowie von Mai 1943 bis April 1945 war Weinzetl in der Wehrmacht. 129 Laut 
Akten soll er „die Rüstungsindustrie mit Häftlingen als Arbeitskräfte versorgt 
haben“ und mit dem 1948 wegen Wahlschwindels verurteilten Dr. Philipp 
Metzler, ehemaliger Ermittlungsrichter beim Volksgerichtshof, befreundet 
gewesen sein.130 Bereits im Mai 1945 erfolgte seine Einberufung ins Staatsamt für 
Justiz und 1946 seine Übernahme ins BMJ.131 

Vor allem bei Schreibkräften mit NS-Vergangenheit finden sich keine dienstrechtlichen 
Folgen. Exemplarisch kann auf folgende Personalakten verwiesen werden: Dorothea 
David-Labor (Vertragsangestellte bei der Staatsanwaltschaft am OLG Wien 16.3.1942 
bis 26.4.1945), Anna Högn (Justizangestellte ab 13. März 1938), Valerie Schaffer, die 

1940/1941 der Justizstelle Krakau im Generalgouvernement Polen zugeteilt war, 
Hedwig Schützenhofer, 1942 Schreibkraft der Polizei in Berndorf, Bezirk Baden, 
Johann Bös, Kanzleiführer des Jugendgefängnisses Kaiserebersdorf 1942 bis 1945. 
 

  

 
128 Hier widersprechen sich der Standesausweis, der die StA beim LG Wien als Dienststelle während der 
NS-Zeit nennt, und das Personenstandesblatt sowie der Lebenslauf, die beide die StA beim OLG Wien 
als Dienststelle nennen. Da aber Generalstaatsanwalt Stich als Leiter der Dienststelle genannt wird, ist 
wohl die StA beim OLG Wien gemeint. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, 
Personenstandesblatt 5.6.1945, S. 3; Lebenslauf, 5.6.1945, S. 1; BMJ, Antrag auf Ernennung zum 
Sektionschef, 4.12.1967, S. 2; Lebenslauf, 5.6.1945, S. 2. 
129 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Standesausweis, o. D., S. 3. 
130 Österreichische Zeitung Nr. 118, 23.5.1948, „Üble Stimmungsmache im Stich-Prozeß. Vorsitzender 
und Staatsanwalt nehmen den Verteidigern die Arbeit ab“; Wiener Kurier Nr. 254, 29.10.1948, „OLGR 
Dr. Metzler verurteilt“. ÖStA/AdR, OLG Wien, Personalakten, Weinzetl, Viktor, Pers. 1-W-16. 
131 ÖStA/AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Antrag auf Verleihung des Großen Silbernen 
Ehrenzeichens. 
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Alter 
 

 
Abbildung 9: Alterskohorten (Quelle: Projektdatenbank, eigene Auswertungen) 

 

Die Alterskohorte des Personals des BMJ zeigt, dass die untersuchten Beamt:innen 

zwischen 1866 und 1932 geboren worden sind. Der älteste verwendete Beamte war der 

1866 geborene Dr. Josef Mayer, der bereits 1932 aus Altersgründen in den Ruhestand 

versetzt worden war. Er wurde 1946 kurzzeitig als Ruhestandsbeamter im BMJ 

verwendet.132 Der jüngste Beamte war der 1932 geborene Guntmar Beer, der 1954 als 

Vertragsbediensteter ins BMJ aufgenommen wurde. 133 Mehr als die Hälfte der 

Beamt:innen wurde zwischen 1866 und 1912 geboren, sie waren 1938 zwischen 26 und 

67 Jahre alt und 1945 zwischen 33 und 74 Jahre alt. Auch einige der bereits im Ruhestand 

befindlichen Beamt:innen im Justizministerium wurden wiederverwendet, wie der 

genannteDr. Josef Mayer. Eine weitere Gruppe sind die 19 Personen, die zwischen 1913 

und 1916 geboren wurden und die ihre Karriere in der Justiz erst nach der Befreiung 1945 

begannen. Auch 30 Personen, die zwischen 1920 und 1931 geboren wurden, begannen 

ihren Justizdienst erst nach dem NS-Regime. 

 

 
132 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Lebenslauf, 18.5.1946, S. 2. 
133 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Beer, Guntmar, Zuteilung, 8.11.1954. 
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Frauen im BMJ 
 

Nur etwa 13 Prozent der erfassten Akten sind von Beamtinnen des Justizministeriums 

vorhanden. Zum einen arbeiteten Frauen meist als Schreibkräfte und Stenotypistinnen, 

deren Personalakten oft nur rudimentär geführt wurden. Zudem war allgemein nur ein 

kleiner Anteil des gesamten Personalstandes des Justizministeriums weiblich – so wie 

beispielsweise Berta Ambrosch und Anna Dinnebier: 

- Berta Ambrosch, geb. 12. November 1918 als Berta Weber,134 wurde 1945 in das 

Staatsamt für Justiz einberufen und arbeitete dort bis zur Versetzung in den 

Ruhestand 1983 als Stenotypistin.135 Ambrosch war 1940 als Aushilfsangestellte 

in den Dienst des Amtsgerichts Wien getreten, wurde 1941 zur Kostenstelle am 

OLG Wien abgeordnet und 1942 dorthin versetzt. 136 Im Mai 1945 wurde 

Ambrosch ins Staatsamt für Justiz einberufen.137 Im April 1946 kam es zur 

Enthebung bzw. Kündigung ihrer Anstellung auf Anordnung der Alliierten 

Kommission für Österreich. Grund waren ihre zahlreichen Mitgliedschaften in 

NS-Organisationen: RKB, NSV, DAF, NSFK, DFW und VDA.138 1947 erfolgte 

ihre Wiedereinstellung im OLG Wien und 1948 im Bundesministerium für 

Justiz. 139 Ambrosch war im Sekretariat des jeweiligen Justizministers tätig. Ab der 

Einrichtung der Volksanwaltschaft war sie Sachbearbeiterin der Abteilung Pr 3 

des BMJ, der neben der Behandlung von Beschwerden an die Volksanwaltschaft 

auch die Unterstützung des Ministers in Angelegenheiten des Rechtsschutzes 

und in Gnadensachen oblag. 140  

- Dr. Anna Dinnebier, geb. 25. Dezember 1912 als Anna Rosa Gegner,141 war eine 

der wenigen Frauen im Bundesministerium für Justiz, die ab 1945 eine leitende 

Position bekleideten.142 Sie absolvierte ihr Studium der Rechts- und 

Staatswissenschaft an der Universität Wien und promovierte am 8. März 1938.143 

Sie war bereits 1937 als Rechtsanwaltsanwärterin in die Gerichtspraxis 

eingetreten und wurde 1939 als Gerichtsreferendarin in das NS-

Ausbildungssystem übernommen. 1941 schloss sie ihre Ausbildung mit der 

 
134 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
135 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Standesausweis mit Laufbahn, S. 7. 
136 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Arbeitsbuch, S. 6. 
137 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Lebenslauf, 2.6.1945. 
138 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, NS-Personalfragebogen, 6.11.1940, S. 1-2. 
139 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Schreiben des BMJ an das Präsidium des OLG 
Wien, Übernahme von Vertragsbediensteten, 24.11.1948. 
140 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Antrag auf Verleihung des Berufstitels 
Kanzleirat, 8.2.1984,  
S. 2. 
141 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
142 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis mit Laufbahn, S. 7. 
143 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, S. 2. 
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großen Staatsprüfung ab.144 Dinnebier war Mitglied des NSRB und des NSV. 145 

Aus den Akten geht hervor, dass das NS-Regime sie als politisch nicht völlig 

zuverlässig einstufte 146, es findet sich darin eine Erklärung aus dem Jahr 1939, in 

der sie unterschrieb, dass sie sich nicht für den Posten als Richterin oder 

Staatsanwältin bewerben dürfe. 147 Des Weiteren wurde ihr Gesuch „auf 

Übernahme in den anwaltlichen Anwärterdienst“ abgelehnt.148 Daher trat sie in 

eine Rechtsanwaltskanzlei ein. Erst aufgrund des Personalmangels im Verlauf des 

Krieges wurde sie zur vorläufigen Verwendung in den Justizdienst 

aufgenommen.149 Anna Dinnebier wurde im Juni 1944 ins Beamtenverhältnis am 

Amtsgericht Wien berufen 150 und dem AG Hietzing dienstzugeteilt.151 Im Februar 

1945 erfolgte ihre Rückkehr zum Amtsgericht Wien.152 Im Juli 1945 wurde sie als 

Präsidialistin ins Staatsamt für Justiz einberufen.153 Sie war von 1945 bis 1952 

Sekretärin der Minister Gerö und Tschadek.154 Ab 1952 war sie in der 

Strafvollzugssektion tätig, wobei sie ab 1953 die Abteilung 22 leitete 

(Liegenschafts- und Gebäudeverwaltung, Errichtung und Ausstattung der 

Justizanstalten u. a.). 155 1974 trat sie in den Ruhestand. 156  

 

  

 
144 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, S. 2. 
145 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
146 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Bescheinigung, 4.7.1945. 
147 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Erklärung, 3.6.1939.  
148 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Brief des Reichsministers für Justiz, 5.3.1942. 
149 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Beiblatt zur Tabelle, 6.6.1972, S. 1. 
150 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis mit Laufbahn, S. 7. 
151 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, AG-Präsident Wien, Dienstzuteilung, 12.6.1944. 
152 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, AG-Präsident Wien, Dienstzuteilung, 26.2.1945. 
153 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, S. 7. 
154 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Präsidium BMJ, Presseaussendung 
Dekretüberreichung, 21.10.1946. 
155 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Präsidium des Bundesministeriums für Justiz 
Presseaussendung, 21.10.1974. 
156 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, o. D., Fortsetzungsblatt, S. 2. 
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Kurzbiografien 
 

Die für die Kurzbiografien verwendeten Daten stammen, mit einigen Ausnahmen, aus 

den an das Staatsarchiv übergebenen Akten des BMJ. Die Amtstitel werden so 

wiedergegeben, wie sie in den Akten genannt sind, d. h. die weibliche Form der Amtstitel 

wird nur in jenen Fällen verwendet, in denen sie im Akt vorhanden ist, ansonsten wird 

die männliche Form (wie im Akt) gebraucht. Auch die Titel werden so genannt, wie sie 

in den Biografien stehen, z. B. „wirklicher Amtsrat“ oder „wirklicher Hofrat“. Das sind 

Titel „für herausragende Leistungen“, die auf Antrag des zuständigen Ministeriums 

durch den Bundespräsidenten an die betreffende Person verliehen wird. In den 

Biografien werden auch Bezeichnungen verwendet, die heute nicht mehr üblich sind, 

wie z. B. Auskultant. Ein Auskultant absolvierte nach Beendigung des Jusstudiums eine 

Gerichtspraxis, die Tätigkeit war unbezahlt. Auch die Länge der Biografien hängt von 

der Aktenlage ab. Einige Akten sind nur mehr rudimentär vorhanden, oft fehlen Teile, 

die z. B. über Mitgliedschaften in der NS-Zeit Auskunft geben könnten.  

 

A 
 

Ambrosch Berta, geb. 12. November 1918 als Berta Weber,157 wurde 1945 in das 

Staatsamt für Justiz einberufen und arbeitete dort bis zur Kündigung ihres 

Dienstverhältnisses wegen der Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1983 als 

Stenotypistin.158  

Sie war im November 1940 als Aushilfsangestellte in den Dienst des Amtsgerichts Wien 

getreten, wurde 1941 zur Kostenstelle am OLG Wien abgeordnet und 1942 dorthin 

versetzt. 159 Im Mai 1945 wurde Ambrosch ins Staatsamt für Justiz einberufen.160 Im 

April 1946 kam es zur Enthebung bzw. Kündigung ihrer Anstellung auf Anordnung der 

Alliierten Kommission für Österreich. Grund für die Kündigung waren ihre zahlreichen 

Mitgliedschaften in NS-Organisationen: RKB, NSV, DAF, NSFK, DFW und VDA.161 

Besonders die Mitgliedschaft im VDA wurde ihr vorgeworfen, worauf sie angab, dass 

„sie bloß monatliche Mitgliedsbeiträge von nur 10 RPF (Reichspfennige) bezahlt habe, 

die im Büro von Kollegen laufend einkassiert worden seien. […] Mit Rücksicht auf die 

besondere Tüchtigkeit und Verlässlichkeit ist dem Bundesministerium für Justiz daran 

 
157 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
158 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Standesausweis mit Laufbahn, S. 7. 
159 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Arbeitsbuch, S. 6. 
160 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Lebenslauf, 2.6.1945. 
161 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, NS-Personalfragebogen, 6.11.1940, S. 1-2. 
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gelegen, die Angestellte als Stenotypistin zu erhalten. […] Das Bundesministerium für 

Justiz ersucht, der Alliierten Kommission für Österreich (britisches Element162) die 

Überprüfung der […] getroffenen Entscheidung aus den angeführten Gründen zu 

empfehlen.“ 163 Im Oktober 1947 erfolgte ihre Wiedereinstellung im Personalstand des 

OLG Wien und ab Dezember 1948 im Bundesministerium für Justiz. 164 Ambrosch war 

im Sekretariat des jeweiligen Bundesministers für Justiz tätig. Ab der Einrichtung der 

Volksanwaltschaft war sie Sachbearbeiterin der Abteilung Pr 3 des BMJ, der neben der 

Behandlung von Beschwerden an die Volksanwaltschaft auch die Unterstützung des 

Ministers in Angelegenheiten des Rechtsschutzes und in Gnadensachen oblag.165 

Anlässlich ihrer Versetzung in den Ruhestand 1983166 beantragte das BMJ den 

Berufstitel „Kanzleirat“ aufgrund Ambroschs „jahrzehntelanger ausgezeichneter 

Dienstleistung“. Der Titel wurde ihr am 17. Februar 1984, kurz nach ihrer Versetzung in 

den Ruhestand, vom Bundespräsidenten verliehen.167 

 

Dr. Antoni Hans (Johann), geb. 4. Mai 1888, 168 arbeitete von 1920 bis zum „Anschluss“ 

1938 und von 15. April 1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende 

November 1949 im Bundesministerium für Justiz. 169 1921 war er zum 

Ministerialvizesekretär, 1922 zum Ministerialsekretär, 1926 zum Sektionsrat, 1932 zum 

Hofrat und im September 1934 zum Ministerialrat befördert worden. 170 Ab 1938 wurde 

er bis zur Auflösung der Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium 

weiterverwendet.171 Antoni wurde am 1. März 1939 schließlich als Senatspräsident ans 

OLG Wien versetzt.  

Antoni war Mitglied der NSDAP gewesen. Die NSDAP Gauleitung Wien – Amt für 

Beamte befand 1942 in einer politischen Beurteilung Antoni als bereits vor dem 

„Anschluss“ nationalsozialistisch eingestellt, „ohne parteimäßige Bindungen zu haben“. 

Auf Wunsch der NS-Beamtenschaft habe er „in der Systemzeit“ das Amt des 

Dienststellenleiters der Vaterländischen Front im Justizministerium übernommen. „In 

Ausübung dieses Amtes aber hat er gezeigt, dass er seiner nationalen Gesinnung treu 

 
162 Britische Besatzungsmacht. 
163 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Schreiben des BMJ an das BKA zu Handen des 
vom Ministerrat eingesetzten Komitees zur Säuberung der höchsten Staats- und Wirtschaftsstellen von 
Nationalsozialisten, 19.2.1946. 
164 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Schreiben des BMJ an das Präsidium des OLG 
Wien, Übernahme von Vertragsbediensteten, 24.11.1948. 
165 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Antrag auf Verleihung des Berufstitels 
Kanzleirat, 8.2.1984, S. 2. 
166 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, Standesausweis mit Laufbahn, Fortsetzungsblatt 
zur Laufbahn. 
167 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ambrosch, Berta, BMJ, Verleihung des Berufstitels Kanzleirat, 2. 
Einlageblatt, 20.2.1984. 
168 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Standesausweis, S. 1. 
169 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, handschriftlicher Lebenslauf, 29.5.1945, S. 1. 
170 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 3. 
171 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 1. 
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geblieben war, denn er nahm verfolgte NS-Beamte in Schutz und genoss das volle 

Vertrauen der NS-Beamten im Ministerium. Der Bewegung gegenüber verhielt er sich 

sympathisierend. […] Aus seinem Verhalten ergibt sich eine volle Bejahung des NS-

Staates.“ 172 Darüber hinaus war Antoni Mitglied folgender NS-Organisationen: 

Technische Nothilfe (Zugführer), NSV, RDB, RKB, DRK, NSRB, RLB und NSRKB.173 

Bereits im April 1945 hatte sich Antoni bei Staatssekretär Gerö zum Dienstantritt 

gemeldet und wurde umgehend zum Dienst in das Staatsamt für Justiz berufen. 174 Er war 

nach derzeitigem Wissensstand das einzige NSDAP-Mitglied, das 1945 in den Dienst 

des Justizministeriums berufen wurde.  

Die Sonderkommission 1. Instanz beim BMJ verhandelte gegen Antoni im Dezember 

1945. Besonders wurde seine Einstellung zur NSDAP und seine Mitgliedschaft geprüft 

und wie es zu seiner Aufnahme in die NSDAP gekommen war. Antoni trat am 1. Juni 1941 

in die NSDAP ein und erhielt die Mitgliedsnummer 9.031.085. 175 Die Mitgliedschaft sei 

ihm erst 1943 zuerkannt und rückdatiert worden, da er zu diesem Zeitpunkt den 

Aufnahmeantrag gestellt hatte und die Eintragung als Parteimitglied ohne förmliches 

Ansuchen auf Antrag eines Funktionärs der Technischen Nothilfe erfolgt sei, 

behauptete Antoni. Eine aktive Tätigkeit für die NSDAP habe er nicht entfaltet. Die 

„Märzmedaille“176 als staatliche Auszeichnung sei ihm nur wegen seiner Verdienste bei 

der Rechtsangleichung auf dem Gebiet des Eherechts verliehen worden.177 Laut 

Protokoll der Sonderkommission 1. Instanz wurde vom Vorsitzenden eine Empfehlung 

von Justizminister Dr. Josef Gerö aus dem Entregistrierungsakt verlesen, „aus der sich 

die eindeutige Einstellung Dr. Antonis für den aus dem Justizministerium nach der 

Annexion ausgestossenen damaligen Kollegen Dr. Gerö ergibt. Die eindeutige 

österreichische Einstellung Antonis fern jedweder nationalsozialistischen Ideologie 

wird von Dr. Gerö als besonderes Charaktermerkmal Dr. Antonis hervorgehoben, über 

den auch sonst aus allen Kreisen stets nur das Beste berichtet worden sei“. 178 Die 

Kommission kam schließlich zu dem Beschluss, dass Antoni nicht als Nationalsozialist 

zu führen sei und „die Gewähr dafür biete, jederzeit für eine freie unabhängige Republik 

Österreich einzutreten“. 179  

 
172 ÖStA, AdR, Gauakt Antoni, Hans, NSDAP, Gauleitung Wien – Amt für Beamte an das 
Gaupersonalamt, Politische Beurteilung, 27.2.1942. 
173 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, NS-Personalblatt (RMJ), o. D., S. 1. 
174 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Standesausweis, Amtsvermerk, 24.5.1945. 
175 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Abschrift – Der Reichsminister für Justiz, 
20.2.1939, S. 1. 
176 Erinnerungsmedaille zum „Anschluss“ am 13. März 1938. 
177 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 2. 
178 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 4. 
179 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Sonderkommission 1. Instanz, Protokoll, 
21.12.1945, S. 6. 
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Ende Februar 1946 erfolgte Antonis Versetzung in den Ruhestand. 180 Bereits 1948 

stellte er jedoch einen Antrag auf Reaktivierung, welcher positiv beschieden wurde. 

Ende November 1949 trat er schließlich auf eigenes Ansuchen in den dauernden 

Ruhestand. 181 

 

Dr. Attlmayr Rudolf, geb. 16. Dezember 1922, aus dem OLG-Sprengel Innsbruck wurde  

1954 für drei Monate dem BMJ zugeteilt. Im Akt ist vermerkt, dass „wir [das BMJ] 

ohnedies nach Möglichkeit die Richter und StA der alpenländischen Sprengel für die 

Dienstleistung im BM.f.J. gewinnen wollen, um einerseits den westlichen und südlichen 

Bundesländern das Gefühl zu geben im BM.f.J. vertreten […] zu sein.“ 182 Laut Akt war 

er politisch vollkommen unbelastet, da er nur Angehöriger der HJ gewesen war.183 

 

Augsberger Johann, geb. 1. Juni 1906, war von 1949 bis zu seinem Tod am 30. Juni 1963 

als Amtswart dem Bundesministerium für Justiz zugeteilt. Kurz vor seinem Tod bewarb 

er sich um die Stelle eines Portiers, was jedoch aufgrund seines Alters und der Tatsache 

abgelehnt wurde, dass der zweite Portier gleich alt war und daher bei der Versetzung in 

den Ruhestand zwei Portiere gleichzeitig eingeschult werden müssten. 184  

Von Oktober 1938 bis zu seiner 1939 erfolgten Einberufung zur Luftwaffe war 

Augsberger im Amtsgericht Döbling als Vertragsbediensteter (Heizer) tätig.185 1942 

wurde er, er befand sich zu diesem Zeitpunkt bei der Wehrmacht, zum 

Justizwachtmeister auf Probe ernannt.186 Im November 1945 wurde er aus sowjetischer 

Kriegsgefangenschaft entlassen und trat im selben Monat seinen Dienst am 

Bezirksgericht Wien Innere Stadt an 187, danach wurde er als Gefängnismeister ans 

Bezirksgericht Poysdorf versetzt. 188 Diese Abordnung wurde kurz darauf widerrufen, 

da die Verhältnisse im BG Poysdorf und im Gefangenenhaus ausgesprochen schlecht 

waren, keine Unterkunft, keine Decken, wenig Nahrung, kein Heizmaterial vorhanden 

 
180 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Einlageblatt zum Standesausweis des Sektionsrates 
Dr. Hans Antoni, S. 2. 
181 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Antoni, Johann, Einlageblatt zum Standesausweis des Sektionsrates 
Dr. Hans Antoni, S. 2. 
182 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Attlmayr, Rudolf, Präsidium des BMJ, Zuteilung Attlmayr Rudolf, 
18.12.1953, S. 2. 
183 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Attlmayr, Rudolf, Präsidium des BMJ, Zuteilung Attlmayr Rudolf, 
18.12.1953, S. 2. 
184 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, OLG Wien, Bewerbung um eine Portiersstelle, 
4.12.1962. 
185 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, Lebenslauf, 19.2.1946; Erklärung aufgrund der 
Ernennung zum Justizwachtmeister, 3.3.1943, S. 2. 
186 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, OLG-Präsident, Ernennungsschreiben, 
30.9.1942. 
187 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, Gerichtsvorsteher BG Innere Stadt an 
Präsidium OLG Wien, 9.11.1945. 
188 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, OLG-Präsident an Augsberger, Abordnung 
zum BG Poysdorf, 20.11.1945. 
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waren.189 Im Dezember 1945 trat Augsberger seinen Dienst im Strafbezirksgericht 

Wien, Hernalsergürtel, an. 190 Nach einer weiteren Station am LG für ZRS Wien (1949)191 

kam er im Juli 1949 als Amtsgehilfe in den Dienst des BMJ. Im Juni 1963 starb er infolge 

eines Verkehrsunfalles.192 In der NS-Zeit war Augsberger Mitglied der DAF. 193 

 

B 
 

Babirath Hedwig, geb. 10. August 1924 als Helene Huber, war ab 1945 im 

Bundesministerium für Justiz tätig. Sie wurde 1940 als Justizangestellte beim LG Wien 

für Schreib- und Kanzleiarbeiten aufgenommen. 194 1943 wurde sie in der 

Geschäftsabteilung des LG-Präsidenten zu Büroarbeiten herangezogen und hatte den 

Leiter dieser Geschäftsabteilung im Falle der Verhinderung zu vertreten.195 Am 24. Mai 

1945 wurde Babirath ins Staatsamt für Justiz einberufen.196 Sie wurde 1946 als 

Vertragsbedienstete ins BMJ übernommen und schied am 30. September 1948 aus dem 

Dienst aus.197 

Sie war Mitglied in folgenden NS-Organisationen: BDM, RLB und DAF. 198 

 

Dr. Barry Norbert, geb. 5. Oktober 1894, versah ab 1945 als Referent für 

Personalangelegenheiten seinen Dienst im Justizministerium und verblieb dort bis zu 

seiner Pensionierung im Jahr 1952. 1938 wurde er aufgrund § 6 BBV 199 aus dem 

öffentlichen Dienst von seiner Richterstelle entlassen. 1940 wurde die 

Ruhestandsversetzung aufgehoben und in eine strafweise Versetzung vom BG Graz 

zum BG Jennersdorf abgeändert.200 Am 18. Juni 1945 (laut anderer Schreiben im Akt am 

1. September 1945 201) wurde Barry dem Staatsamt für Justiz zugeteilt. 202 Er war als 

 
189 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, BG Poysdorf an OLG Wien, Abordnung 
Augsbergers, 30.11.1945. 
190 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, Strafbezirksgericht Hernalsergürtel an OLG 
Wien, 18.12.1945. 
191 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, Brief OLG Präsident an Augsberger, 5.1.1949. 
192 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, BMJ-Aktenvermerk, 21.6.1963. 
193 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Augsberger, Johann, NS-Personalblatt (RJM), 3.3.1943. 
194 Östa, AdR, BMJ-Personalakten, Babirath, Hedwig, Schreiben des LG-Präsidenten an den OLG-
Präsidenten, 11.7.1940. 
195 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Babirath, Hedwig, LG-Präsident an den OLG-Präsidenten, Antrag 
auf Höherreihung, 25.5.1943. 
196 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Babirath, Hedwig, Amtsvermerk, Einberufung, 24.5.1945. 
197 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Babirath, Hedwig, BMJ an Babirath, Schreiben 10.5.1946 und 
Anhang über die Beendigung des Dienstverhältnisses 5.7. bzw. 28.9.1948. 
198 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Babirath, Hedwig, Personalfragebogen, 8.7.1940. 
199 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert, Personenstandsblatt, 22.6.1945, S. 3. 
200 ÖStA, AdR, OLG Graz, Personalakten, Barry, Norbert. Standesausweis, o. D., S. 9.  
201 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert, Präsidium BMJ, Einstellung der Zuteilungsgebühr, 
12.6.1951. 
202 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert, Präsidium BMJ, Aufhebung der Zuteilung Barry, 
23.12.1952. 
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Referent in Personalsachen tätig.203 1951 wurde Barry, im Dienst des BMJ, zum 

Senatsvorsitzenden mit dem Titel Oberlandesgerichtsrat beim LG für ZRS in Graz 

ernannt.204 Mit Ende 1952 hob das BMJ die Zuteilung auf und wies ihn in eine Stelle im 

OLG-Sprengel Graz ein. 205 Hier war er zuerst Vizepräsident des LG Graz und ab 1957 

Senatsvorsitzender beim OLG Graz. Mit Ablauf des Jahres 1959 trat er in den 

Ruhestand. 206  

Von 1935 bis 1938 gehörte er dem Reichsbund der Österreicher und den Ostmärkischen 

Sturmscharen an.207 Laut vorliegender Aktenlage war er Teil folgender NS-

Organisationen: RKB, RDB, RLB, DRK, NSV und NSRB.208 

 

Beer Guntmar, geb. 4. Mai 1932, wurde nach seiner Anstellung als Vertragsbediensteter 

im Statistischen Zentralamt und weniger als vierwöchiger Tätigkeit als Schreibkraft 

beim LG für Strafsachen Wien am 8. November 1954 als Vertragsbediensteter ins BMJ 

aufgenommen.209 Ministerialrat Dr. Tempfer schrieb daraufhin, dass „eine Erprobung 

seiner charakterlichen Eigenschaften und beruflichen Fähigkeiten im Justizdienst“ 

nicht vorliege, „auch keinerlei Erfahrung im Gerichtskanzleiwesen, so dass Beer 

gleichsam für uns ein Lehrling ist. Ich möchte bei diesem Anlass neuerlich meiner 

Meinung Ausdruck geben, dass wir nur solche Bedienstete des Ministeriums – wenn 

auch auf untergeordneten Posten – zuteilen sollen, die hinsichtlich ihres Charakters und 

ihrer beruflichen Fähigkeiten bereits eindeutig qualifiziert sind, um uns nicht der 

unangenehmen Situation von Experimenten auszusetzen. Schließlich soll in das 

Ministerium nur der kommen, der sich seine Sporen bereits im Gerichtsdienst verdient 

hat.“ 210 1956 wurde Beer seitens des Dienstgebers gekündigt.211 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Beranek Josef, geb. 15. Februar 1882, arbeitete von 1928 bis zum „Anschluss“ im 

Bundesministerium für Justiz. Am 14. April 1945 (laut Standesausweis am 23. Mai 

1945) 212 trat er den Dienst im Staatsamt für Justiz an.213 Beranek bekleidete ab 1948 den 

 
203 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert, Beendigung der Dienstzuteilung, 19.12.1952. 
204 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert, OLG Graz an Barry, Ernennung zum 
Senatsvorsitzenden, 11.7.1951. 
205 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Barry, Norbert. 
206 ÖStA, AdR, OLG Graz, Personalakten, Barry, Norbert, Standesausweis, o. D. 
207 ÖStA, AdR, OLG Graz, Personalakten, Barry, Norbert, NS-Personalblatt (RJM), o. D., S. 1. 
208 ÖStA, AdR, OLG Graz, Personalakten, Barry, Norbert, NS-Personalblatt (RJM), o. D., S. 1. 
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212 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Beranek, Josef, Standesausweis, o. D., S. 2. 
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Posten des Ministerialkanzleidirektors, 214 bis er mit 31. Dezember 1949 endgültig in den 

Ruhestand trat. 215  

Beranek begann seinen Justizdienst 1903 als Kanzleigehilfe, wurde 1912 

Kanzleioffiziant, 1919 Kanzlist, 1920 Kanzleioberoffizial, 1921 Kanzleivorsteher, 1922 

Kanzleidirektor, 1924 Amtsoberrevident und 1927 Amtssekretär. Im Justizministerium 

wurde er 1928 zum Ministerialkanzleidirektor und 1935 zum Regierungsrat 

befördert. 216 Von 1938 bis 1945 wurde er als Geschäftsleitender Beamter beim OLG Linz 

verwendet.217  

Über seine politische Vergangenheit in der NS-Zeit finden sich im Personalakt keine 

Angaben. 

 

Bernat Franz, geb. 20. Jänner 1910, wurde 1949 dem Justizministerium zugeteilt, blieb 

jedoch im Personalstand des OLG Wien.218 Im BMJ arbeitete er als Justizrevident für 

Personal- und Justizverwaltungssachen (Kanzlei A). Von 1932 bis 12. März 1938 war er 

Vertragsbediensteter beim österreichischen Bundesheer. 219 Wie lange er im Ministerium 

verblieb, kann dem Personalakt nicht entnommen werden, da dieser im Jahr 1956 

endet.220 Auch auf seine politische Vergangenheit in der NS-Zeit wird kein Bezug 

genommen. 

 

Böhm Gisela, geb. 9. Februar 1923 als Gisela Schütz, war ab 1952 Vertragsbedienstete 

im BMJ, davor ab 1949 im LG für ZRS tätig.221  

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Bös Johann, geb. 4. Juni 1916, arbeitete von 1946 bis 1956 im Justizministerium und war 

ab 1950 Leiter der Präsidialkanzlei. Nach seinem Dienst in der deutschen Wehrmacht 

arbeitete er von 1942 bis 1945 als Hilfsaufseher und Kanzlist im Jugendgefängnis / 

Anstalt für Erziehungsbedürftige Wien-Kaiserebersdorf. 222 Im Dezember 1945 wurde er 

dem Gerichtskanzleidienst beim Jugendgerichtshof Wien zugeteilt, von dort wurde er 

 
214 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Beranek, Josef, BMJ an Zentralbesoldungsamt, Anweisung von 
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im September 1946 dem BMJ zugewiesen.223 Am 1. Dezember 1956 erfolgte seine 

Zuweisung zur Einbringungsstelle und Verwahrungsabteilung des OLG Wien. Im April 

1971 wurde er zur Amtswirtschaftsstelle im BMJ abgestellt und dem OLG bis Ende Mai 

1971 einmal wöchentlich zur Einschulung seines Nachfolgers überlassen. Bis zu seiner 

Versetzung in den Ruhestand Ende Oktober 1978 bekleidete er die Position eines 

Amtsdirektors (Leiter der Wirtschaftsstelle) im BMJ mit dem Amtstitel 

Regierungsrat.224 Bös wirkte federführend am Aufbau der Kanzlei der 

Volksanwaltschaft mit.225 

Bös hatte weder der NSDAP noch einer ihrer Gliederungen angehört. 226 

 

Bretterbauer Theodor, geb. 4. Oktober 1874, verrichtete von 1920 bis zum „Anschluss“ 

und von 1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 30. Juni 1946 als 

Amtsgehilfe seinen Dienst im Bundesministerium für Justiz. 1934 bis zum „Anschluss“ 

war Bretterbauer Mitglied der Vaterländischen Front. 227 In der NS-Zeit war er im 

Reichsjustizministerium, Abteilung Österreich, als Amtsgehilfe, beim Landgericht bzw. 

beim Amtsgericht Wien als Justizwachtmeister tätig.228 Ende Mai 1945 wurde er ins 

Staatsamt für Justiz zur Dienstleistung einberufen. Im Juni 1946 trat Bretterbauer in den 

Ruhestand. 229 

Bretterbauer war Mitglied in folgenden NS-Organisationen gewesen: NSV und RDB. 230  

 

Bugram Johann, geb. 16. Mai 1909, wurde 1949 im Justizministerium angestellt und 

verblieb dort bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand im Jahr 1973. 1935 wurde 

Bugram als Korporal des österreichischen Bundesheeres zum Zivilprobedienst beim KG 

St. Pölten zugeteilt, wo er im darauffolgenden Jahr als Kanzlist übernommen wurde und 

1937 ins LG für Strafsachen Wien I wechselte. 231 Dort verblieb er als Justizassistent, 

bevor er im Mai 1940 als Justizassistent, später als Justizsekretär an das OLG Wien und 

1942 als Justizinspektor an das Amtsgericht St. Pölten und schließlich 1943 an das LG 

für ZRS Wien und 1944 ans OLG Wien versetzt wurde.232 Im Dezember 1944 wurde er 

zum Rüstungseinsatz bei der Firma Kapsch & Söhne als Transportarbeiter 

 
223 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bös, Johann, Standesausweis, 21.2.1957, S. 7. 
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Präsidium BMJ, 2. Einlageblatt, 3.2.1976. 
225 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bös, Johann, Antrag des Vorsitzenden der Volksanwaltschaft, 
Belohnung, 24.10.1977. 
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das Staatsamt für Justiz, Versetzung in den Gerichtskanzleidienst, 15.10.1945. 
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228 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bretterbauer, Theodor, Standesausweis, 15.3.1946, S. 3, NS-
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230 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Bretterbauer, Theodor, Lebenslauf, 5.4.1946. 
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dienstverpflichtet. Da er sich zum Rüstungseinsatz „körperlich nicht eignete“ 233, wurde 

er wieder an das OLG Wien abgegeben.234 Im August 1945 kam es zu seiner vorläufigen 

Enthebung aus dem Justizdienst (Oberlandesgericht Wien) als „politisch untragbar“ und 

zu einem Verfahren vor der Sonderkommission, die sich für „nicht zuständig“ erklärte, 

da er nicht zum Personenkreis des § 4 und § 12 VerbotsG 1945 gehören würde. 235 1946 

erfolgte seine Wiedereinstellung in den Justizdienst in der Buchhaltung des OLG Wien. 

Im Jänner 1949 erfolgte seine Einberufung als Amtsrevident in die Budgetabteilung des 

BMJ, wo er zum Amtsoberrevident (1949), Amtssekretär (1954), wirklicher Amtsrat 

(1959), Regierungsrat (1968) und 1970 zum Amtsdirektor der Abteilungen 21 und 23 der 

Strafvollzugssektion im BMJ aufstieg.236 1969 wurde Bugram in den Vorstand des 

Österreichischen Komitees für die UNICEF berufen. 

Bugram war von 1934 bis zum „Anschluss“ Mitglied in der Vaterländischen Front. Er 

war Blockhelfer für die NSDAP-Ortsgruppe Kärntnerviertel, aber nicht NSDAP-

Parteimitglied. Im selben Schreiben wies Bugram auf sein Gesuch an die Gaufachschaft 

10 vom 12. April 1939 hin, in dem er um die Einbeziehung in die „Aktion Alter Kämpfer“ 

bat und dessen Erledigung noch ausstand. 237 In folgenden NS-Organisationen war er 

Mitglied: RDB, NSV, RLB, NSRKB.238 Im Akt befindet sich eine Interimsbescheinigung 

der Österreichischen Freiheitsfront, Propagandastelle Wien, dass Bugram (hier 

fälschlich Pugram) Mitglied der „österreichischen Aufstandsbewegung“ und im Kampf 

gegen den Nationalsozialismus aktiv tätig gewesen sei.239 

 

Burda Karl, geb. 8. Oktober 1889, war von 1945 bis zur einverständlichen Lösung des 

Dienstverhältnisses mit 31. Dezember 1959 als Bote im Dienst des Bundesministeriums 

für Justiz. 240 Im Mai 1943 trat er als Justizaushelfer seinen Dienst beim OLG Wien an. 

Am 23. Mai 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz als Vertragsbediensteter 

einberufen.241 

In der NS-Zeit war Burda Mitglied der Deutschen Arbeitsfront und des NSV.242 

 

Burda Karl, geb. 15. Oktober 1899, war ein langdienender Mitarbeiter des 

Justizministeriums. 1929 kam Burda als Kanzlist in das Bundesministerium für Justiz 
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und verblieb dort bis zum „Anschluss“ 1938. Von 1946 bis zu seiner krankheitshalber 

erfolgten Versetzung in den zeitlichen Ruhestand 243 Ende Juli 1957 war er als 

Oberkontrollor in der Abteilung 13, in der er Konzepthilfsdienst leistete, tätig.244 Mit 

Ende Februar 1960 wurde er in den dauerhaften Ruhestand versetzt. 245  

Bis 1927 arbeitete Burda bei der Gendarmerie in der Steiermark. 1927 wurde er auf 

eigenes Ansuchen dem Exekutionsgericht in Wien zur Probedienstleistung als 

Kanzleibeamter zugeteilt. Ab 1929 stand er als Kanzleiadjunkt sowie Kanzleioffizial 

(1933) im Dienst des BMJ. Nach Auflösung der Abteilung Österreich im RJM wurde er 

mit 1. April 1939 an das neu gegründete OLG Linz versetzt.246 Von Oktober 1939 bis 

Kriegsende diente er als Oberzahlmeister in der deutschen Wehrmacht. 247 Im Juni 1945 

trat er seinen Dienst beim OLG Linz wieder an und wurde dem BG Linz zugeteilt. Im 

Februar 1946 erfolgte seine Versetzung ins BMJ in Wien.248 

Burda war in der Zeit des Austrofaschismus Mitglied der Vaterländischen Front. In der 

NS-Zeit gehörte er dem RDB an.249 

 

C 
 

Dr. Chlanda Erwin, geb. 13. November 1913, arbeitete von 1948 bis zu seinem Tod 1954 

als stellvertretender Abteilungsleiter für internationales Privatrecht im 

Justizministerium.250 Er begann 1936 die Gerichtspraxis und wurde im September 1938 

in den richterlichen Vorbereitungsdienst übernommen. In der NS-Zeit war Chlanda als 

Gerichtsassessor in den Justizdienst übergeleitet und 1942 zum Amtsgerichtsrat 

befördert worden. 251 Nach der Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft wurde er im 

November 1947 in Dienstverwendung genommen und im April 1948 dem BMJ 

zugeteilt.252 

Der Akt enthält keine Angaben zu einer Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

 
243 Die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand wurde dann schlagend, wenn die Dienstunfähigkeit und 
somit die Abwesenheit vom Amt länger als ein Jahr dauerte. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, 
Karl, BMJ, Überleitung in das Gehaltsgesetz 1956, 17.7.1957, S. 4.  
244 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, BMJ-Präsidium, Versetzung in den Ruhestand, 
22.2.1960, S. 2. 
245 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, BMJ, Versetzung in den dauernden Ruhestand, 
22.2.1960, S. 2. 
246 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, Lebenslauf, o. D. 
247 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, Personenstandesblatt, 15.3.1946, S. 3. 
248 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, Lebenslauf, o. D. 
249 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Burda, Karl, Militärregierung Österreich, Fragebogen, 20.9.1945, 
S. 2. 
250 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Chlanda, Erwin, Herta Chlanda, Begünstigte 
Versorgungsgenussbemessung, o. D., S. 1. 
251 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Chlanda, Erwin, Präsident BMJ, Amtserinnerung, 29.9.1954, S. 2. 
252 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Chlanda, Erwin, Präsidium BMJ, Amtserinnerung, 29.9.1954, S. 2. 
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Dr. Czapp Walter, geb. 9. Juni 1918, arbeitete von 31. Dezember 1953 bis Ende 1954 in 

der Abteilung 13 des Bundesministeriums für Justiz. 253 Laut Personalakt war Czapp in 

der NS-Zeit Anwärter der SA.254 Die Sonderkommission stellte in seinem Erkenntnis 

fest, dass Czapp, trotzdem er SA-Mann gewesen sei, nach seinem Verhalten Gewähr 

dafür biete, dass er „jederzeit und vorbehaltslos für die unabhängige Republik 

Österreich eintreten werde“. 255 Das Justizministerium legte am 27. Juli 1946 gegen das 

Erkenntnis Berufung ein und beantragte auf Entlassung von Czapp zu erkennen. Die 

Begründung lautete, dass Czapp sich sehr früh (25. März 1938) zur SA gemeldet hatte 

und eine „besondere Sympathie für die Gedankengänge des Nationalsozialismus 

erkennen“ lasse. Er wäre damals noch Hochschüler gewesen, seine spätere Berufswahl 

kaum festgestanden und es läge kein Beweis vor, dass er „ohne sein Zutun der 

Studenten-SA zugeteilt wurde. Ebenso beruhen die Feststellungen der 

Sonderkommission […] allein auf seinen Angaben“.256 Walter Czapp verfasste am 16. 

August 1946 eine Gegenäußerung.257 Der Ausgang des Verfahrens befindet sich nicht in 

den Akten. 

 

Dr. Czech Wilhelm war von Juli 1955 bis 31. Dezember 1960 in der Personalsektion des 

Bundesministeriums für Justiz angestellt. Im Personalakt geht es um die Änderung der 

Zuteilung, da Czech im BMJ keine Aufstiegsmöglichkeiten sah. 1961 wurde er dem OLG 

Wien (ASG Senat) zur aushilfsweisen Dienstleistung zugeteilt.258 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Czerbak Stefan, geb. 28. September 1879, arbeitete ab 1911 als Amtsrat im BMJ. Nach 

dem „Anschluss“ wurde er ins Reichsjustizministerium, Abteilung Österreich, 

übergeleitet.259 Mit 1. Mai 1939 trat er in den Ruhestand. 260 Er wurde am 1. Mai 1945 in 

das Staatsamt für Justiz einberufen. Anlässlich seiner Versetzung in den Ruhestand 

1949 erhielt er den Titel Regierungsrat. 261 

Im Akt finden sich keine Angaben über Mitgliedschaften in NS-Organisationen oder der 

NSDAP, allerdings ist eine Erklärung vom 16. Oktober 1938 vorhanden, worin er 

bestätigt, dass er deutscher oder artverwandter Abstammung sei.262 Des Weiteren 

 
253 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czapp, Walter, OLG-Präsident, Zuteilung ins BMJ, 28.12.1953. 
254 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czapp, Walter, BMJ-Präsidium, Zuteilung, 30.12.1953, S. 2. 
255 ÖStA, AdR, Sonderkommissionsakten, Czapp, Walter, SoKo beim OLG Wien, Erkenntnis, 22.6.1946. 
256 ÖStA, AdR, Sonderkommissionsakten, Czapp, Walter, BMJ-Berufung, 27.7.1946, S. 2. 
257 ÖStA, AdR, Sonderkommissionsakten, Czapp, Walter, Gegenäußerung, 16.8.1946.  
258 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czech, Wilhelm, OLG-Präsident, Dienstleistung am OLG Wien, 
6.12.1960. 
259 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czerbak, Stefan, Überleitungsblatt, 15.6.1939, S. 1. 
260 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czerbak, Stefan, RJM an den OLG-Präsidenten Wien, Czerbak 
beschäftigt im RJM, 29.4.1939, S. 2. 
261 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czerbak, Stefan, Standesausweis, o. D., S 2. 
262 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czerbak, Stefan, Erklärung, 16.10.1939, S. 1. 
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wurde ihm 1942, nach vorhergehender positiver politischer Beurteilung durch die 

NSDAP-Gauleitung Wien, Gaupersonalamt, das Treuedienstehrenzeichen 1. Stufe 

verliehen.263 

 

D 
 

David-Labor Dorothea, geb. 4. September 1911, arbeitete von 1945 bis 1953 als 

Stenotypistin im Bundesministerium. Sie war 1937 bis 1938 Mitglied der 

Vaterländischen Front. 264 David-Labor war von 1939 bis 1942 bei der Devisenstelle 

Wien als Stenotypistin angestellt 265, danach als Bürokraft bei der Staatsanwaltschaft 

beim OLG Wien.266 Am 23. Mai 1945 wurde sie ins Staatsamt für Justiz zur vorläufigen 

Dienstleistung einberufen und 1946 als Vertragsangestellte in den Personalstand des 

BMJ übernommen.267 Ihr Dienstverhältnis wurde mit 27. August 1953 einverständlich 

aufgelöst, da sie in die USA heiraten wollte. 268 

David-Labor war Mitglied der DAF gewesen.269  

 

Dr. Dinnebier Anna, geb. 25. Dezember 1912 als Anna Rosa Gegner, 270 war eine der 

wenigen Frauen im Bundesministerium für Justiz, die ab 1945 eine leitende Position 

bekleideten.271 Sie absolvierte ihr Studium der Rechts- und Staatswissenschaft an der 

Universität Wien und promovierte am 8. März 1938. 272 Sie war bereits 1937 als 

Rechtsanwaltsanwärterin in die Gerichtspraxis eingetreten und wurde 1939 als 

Gerichtsreferendarin in das NS-Ausbildungssystem übernommen. Sie beendete ihre 

Ausbildung im April 1941 mit der großen Staatsprüfung (Assessorprüfung) mit 

befriedigendem Erfolg. 273 Im Akt findet sich eine Erklärung aus dem Jahr 1939, in der 

sie unterschrieb, dass sie sich nicht für den Posten als Richterin oder Staatsanwältin 

bewerben dürfe.274 Des Weiteren wurde ihr Gesuch „auf Übernahme in den anwaltlichen 

Anwärterdienst“ abgelehnt. 275 Daher trat sie in eine Rechtsanwaltskanzlei ein. Erst 

aufgrund des Personalmangels im Verlauf des Krieges wurde sie zur vorläufigen 

 
263 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Czerbak, Stefan, NSDAP, Gauleitung Wien, Gaupersonalamt 
Hauptstelle, Politische Beurteilung, 2.7.1942. 
264 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, Personalfragebogen, 20.3.1942, S. 1. 
265 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, Standesausweis, Anrechnungsblatt A, 
1953. 
266 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, CV, o. D. 
267 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, Standesausweis, o. D., S 7. 
268 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, Präsidium OLG Wien, Einverständliche 
Auflösung des Dienstverhältnisses, 23.7.1953, S. 2. 
269 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, David-Labor, Dorothea, Personalfragebogen, 20.3.1942, S. 1. 
270 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
271 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis mit Laufbahn, S. 7. 
272 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, S. 2. 
273 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Standesausweis, S. 2. 
274 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Erklärung, 3.6.1939.  
275 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Brief des Reichsministers für Justiz, 5.3.1942. 
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Verwendung in den Justizdienst aufgenommen. 276 Anna Dinnebier wurde im Juni 1944 

ins Beamtenverhältnis am Amtsgericht Wien berufen277 und dem AG Hietzing 

dienstzugeteilt.278 Im Februar 1945 erfolgte ihre Rückkehr zum Amtsgericht Wien. 279 

Im Juli 1945 wurde sie als Präsidialistin ins Staatsamt für Justiz einberufen. 280 Sie war 

von 1945 bis 1952 Sekretärin der Minister Dr. Gerö und Dr. Tschadek. 281 In weiterer 

Folge wurde sie zum Ministerialkommissär (1946), Ministerialoberkommissär (1947), 

Ministerialsekretär (1950), Sektionsrat (1954) und Ministerialrat (1969) ernannt. Ab 

1952 war sie in der Strafvollzugssektion tätig, wobei sie ab 1953 die Abteilung 22 leitete, 

die sich u. a. mit der Liegenschafts- und Gebäudeverwaltung sowie der Errichtung und 

Ausstattung der Justizanstalten und mit der Aufsicht über die Strafvollzugsanstalt 

Schwarzau beschäftigte. 282 Im Juni 1972 erhielt Anna Dinnebier das „Große Silberne 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ durch Minister Dr. Broda 

überreicht. 283 Am 1. Oktober 1974 trat sie in den Ruhestand. 284  

Sie war mit dem späteren Vizepräsidenten des OGH Dr. Robert Dinnebier 

verheiratet. 285 

Aus den Akten geht hervor, dass das NS-Regime sie als politisch nicht völlig zuverlässig 

einstufte 286, da sie sich „im früheren System indifferent verhalten hat. […] Ihr 

Gesamtverhalten lässt eine klare Einstellung zum Nationalsozialismus vermissen, dass 

von ihr volle Einsatzbereitschaft für Staat und Partei noch nicht erwartet werden kann.“ 

Der Rechtswahrerbund führte 1941 über ihre politische Einstellung Folgendes aus: 

Dinnebier „hatte vor dem Umbruch Anschluss an die Systemgrößen (Mitglied der 

Vaterländischen Front) gesucht und hat es beim Umbruch beklagt, dass alle Mühe 

umsonst gewesen war. […] Nur mit Rücksicht jedoch auf den durch den Krieg bedingten 

Mangel an Anwaltsassessoren erhebe ich jedoch […] keinen Einwand dagegen, dass Frau 

Dr. Anna Gegner in den anwaltlichen Vorbereitungsdienst übernommen wird.“ 287  

Dinnebier war Mitglied des NSRB und des NSV. 288  

 

 
276 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dinnebier, Anna, Beiblatt zur Tabelle, 6.6.1972, S. 1. 
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Dr. Doleisch Wolfgang, geb. 27. Jänner 1911, versah ab 1949 seinen Dienst im 

Justizministerium.289 Er begann seine Gerichtspraxis 1935 beim BG Baden, war dann am 

BG Liesing und schließlich, nach abgelegter Richteramtsprüfung im Dezember 1938 als 

Hilfsrichter (Gerichtsassessor) am Amtsgericht Pöggstall und an weiteren 

Amtsgerichten (Floridsdorf, Döbling, Wien) tätig. 1940 wurde Doleisch zur deutschen 

Wehrmacht einberufen und im Wehrdienst stehend 1941 zum Amtsgerichtsrat ernannt. 

Von der Wehrmacht wurde er 1942 als Kriegsgerichtsrat in den höheren Justizdienst der 

Luftwaffe übernommen, wo er nach drei Monaten wieder als Unteroffizier zum Dienst 

nach Russland versetzt wurde. Ab 1944 wurde er als Oberstabsrichter verwendet. 290 

Wegen dieses Ranges war er in amerikanischer Kriegsgefangenschaft, erst in Moosburg 

(Oberbayern), später im Camp Marcus W. Orr in Glasenbach (Salzburg) interniert.291 

1946 wurde er vorläufig in den Justizdienst aufgenommen und dem LG für Strafsachen 

Wien zugeteilt.292 Im BMJ wurde er zum Landesgerichtsrat (1949), 

Oberlandesgerichtsrat (1951), Sektionsrat (1958) und Ministerialrat (1959) befördert.293 

Im Justizministerium wurde er Leiter der Abteilung 21 (Jugendstrafvollzug, Aufsicht 

über das Schul- und Erziehungswesen in den Justizanstalten, Gefangenen- und 

Entlassenenfürsorge, Gesundheitswesen in den Justizanstalten, Kriminalstatistik) und 

stellvertretender Vorsitzender der Dienstbeurteilungskommission. Für seine Tätigkeit 

erhielt er 1971 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 294 Vor seiner Versetzung in den Ruhestand mit 1. Jänner 1977 295, erhielt 

Doleisch den Amtstitel Sektionschef. 296 Er war von Juni 1935 bis zum „Anschluss“ 

Mitglied der Vaterländischen Front. 297 

Doleisch gehört zu der Personengruppe, die als „Minderbelastete“ im Sinne des 

Verbotsgesetzes ab 1949 im Ministerium angestellt wurden. Er hatte 1938 einen Antrag 

auf Mitgliedschaft in der NSDAP gestellt, der unerledigt geblieben war, 298 galt jedoch 

ab Juni 1938 als Parteianwärter. 299 Vom Mai bis August 1939 war er im NSFK-Sturm 

Melk/Donau, weiters ab 1938 im NSRB, in der NSV, im RDB und im RLB. 300 1947 wurde 

Doleisch schließlich als „minderbelastet“ eingestuft und durfte „trotz seiner 

Verzeichnung in die besonderen Listen der Nationalsozialisten“ 301 in der 
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Strafrechtspflege verwendet werden.302 Doleisch hatte bei der Kommission nach § 19 

Abs. 2 VerbotsG in der Begründung seiner NSDAP-Anwärterschaft angegeben, dass er 

nur „aus Existenzgründen unter Druck der damaligen politischen Verhältnisse“ die 

Zugehörigkeit zur NSDAP angestrebt habe. Die Kommission nahm es darauf als 

erwiesen an, dass „eine innere Verbundenheit zum nationalsozialistischen Gedankengut 

nicht bestanden hat und dass Dr. Wolfgang Doleisch als belangloser Mitläufer zu 

werten ist“.303 Doleisch richtete ein Gesuch an die Einspruchskommission für den 7. 

Bezirk, um aus der Registrierungsliste gestrichen zu werden. Die 

Einspruchskommission lehnte am 18. Juni 1948 dieses Gesuch ab, da er „wiederholt 

selbst zugegeben hatte, einen Antrag auf Aufnahme in die NSDAP im Sommer 1938 

gestellt zu haben. […] Ob er die braune Bestätigungskarte erhalten hat, ist nicht klar 

erwiesen, doch wäre es die Sache des Einspruchswerbers gewesen, den Gegenbeweis zu 

führen. […] Wenn nun auch der Einspruchswerber durch die Aussagen glaubwürdiger 

Zeugen nachweist, dass er in der Zeit vom 12.12.1938 bis 3.8.1939, während er 

Amtsleiter beim Bezirksgericht Pöggstall war, nicht der dortigen Ortsgruppe angehörte 

und der Blockleiter der Ortsgruppe Spittelberg bestätigt, ihn nicht als PG oder PA304 zu 

kennen, so sind diese Beweise […] nicht ausreichend.“ 305 Doleisch erhob gegen diesen 

Bescheid Beschwerde, da seine Argumente nicht gehört worden seien und das NS-

Personalblatt angelegt wurde, als er bereits im Wehrdienst stand.306 Die 

Beschwerdekommission im Bundesministerium für Inneres nach § 7 des 

Verbotsgesetzes gab dieser Beschwerde am 4. November 1948 statt und verfügte, dass 

Doleisch gemäß § 4 VerbotsG 1947 nicht in den „Listen für Nationalsozialisten“ zu 

verzeichnen war.307 

 

Dr. Drechsler Johann, geb. 2. August 1910, war von Juni 1947 bis zu seinem Tod am 11. 

Juli 1974 im Bundesministerium für Justiz tätig.308 Zuletzt war er Leiter der 

internationalen Strafrechtsabteilung 10.309 Drechsler begann seine Gerichtspraxis 1933 

beim LG für ZRS Wien, wurde dem OLG Wien zugeteilt und war Richteramtsanwärter 

(1937), Hilfsrichter (1938), Gerichtsassessor (1939) und den Gerichten LG Linz, AG 

Lambach und LG Wien zugeteilt. 1940 wurde er während seiner Dienstzeit in der 

Wehrmacht zum Amtsgerichtsrat beim Amtsgericht Neusiedl am See ernannt, 1943 

erfolgte seine Versetzung als Landgerichtsrat ans Landgericht Wien. Im September 

 
8. Mai 1945 über das Verbot der NSDAP (Verbotsgesetz) ausgefüllt werden. Diese Meldeblätter wurden 
in Listen erfasst. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Meldeblatt, 24.9.1946. 
302 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 24.9.1947. 
303 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 24.9.1947. 
304 Parteigenosse, Parteianwärter. 
305 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch, Wolfgang, Einspruchskommission, Bescheid, 18.6.1948. 
306 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch Wolfgang, Beschwerde, 6.7.1948. 
307 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Doleisch Wolfgang, BMI Entscheidung, 4.11.1948. 
308 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Standesausweis, o. D., S. 1. 
309 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Qualifikationstabelle, S. 1. 



 
60 

1945 erfolgte seine Zuteilung zum Jugendgerichtshof als Landesgerichtsrat, im Oktober 

zum LG für Strafsachen Wien. 310 Im BMJ wurde er zum Oberlandesgerichtsrat (1949), 

Sektionsrat (1951), Ministerialrat (1955) und Sektionschef (1971) befördert. 311 

1957 wurde Drechsler das „Komturkreuz des fürstlich liechtensteinischen 

Verdienstordens“ 312, 1961 das „Große Verdienstkreuz des Verdienstordens der 

Bundesrepublik Deutschland“ 313 und 1968 das „Große Silberne Ehrenzeichen für 

Verdienste um die Republik Österreich“ verliehen. 314 

Im Akt findet sich ein Bericht aus dem Jahr 1946, dass Drechsler als Richter beim 

Volksgericht Wien Hilfe für inhaftierte Nationalsozialisten gewähren würde. Dieser 

Vorwurf konnte schließlich durch Einvernahme diverser Zeug:innen widerlegt 

werden. 315 

Von Jänner 1935 bis zum „Anschluss“ war Drechsler Mitglied der Vaterländischen Front 

und 1936 auch unterstützendes Mitglied der Betriebskameradschaft der Ostmärkischen 

Sturmscharen, Fachgruppe Justiz. 316 Im NS-Fragebogen schilderte Drechsler, wie er 

zusammen mit zwei Kollegen Mitte Dezember 1933, in seiner Studentenzeit, eine 

Amtstafel mit Hakenkreuzen bekritzelt habe.317 Zu dieser Zeit war er auch Mitglied des 

Deutsch-akademischen Juristenvereins und der Deutschen Studentenschaft an der 

Universität Wien gewesen. 318  

Im Akt befindet sich ein Schreiben des OLG Wien an das Wohnungsamt mit der Bitte 

um Zuweisung einer Wohnung an Drechsler, daer seine Wohnung im 17. Bezirk, 

Geblergasse 41/10, die er am 1. September 1938 bezogen hatte, an den früheren 

Wohnungsinhaber zurückgeben musste. 319 

Drechsler war in der NS-Zeit Mitglied des NSRB, RDB und der NSV.320 Darüber hinaus 

war er auch Anwärter des NSKK.321 

 

Duda Margarethe, geb. 16. März 1905, war von 1945 bis zu ihrer Versetzung in den 

Ruhestand am 1. Jänner 1971 im BMJ tätig. Duda wurde 1953 Leiterin der Kanzleistelle 

D für Strafsachen einschließlich Gnadensachen im BMJ.322 Sie trat 1940 als Angestellte 

in den Justizdienst.323 

 
310 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Standesausweis Fortsetzungsblatt, o. D., S. 2. 
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312 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Erlaubnis zum Tragen eines ausländischen 
Ordens, 28.9.1957. 
313 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Verleihungsurkunde, 12.6.1961. 
314 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Standesausweis, o. D., S. 5. 
315 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Niederschrift mit Theresia Meyer, 31.5.1945, 
bzw. Klothilde Stoklasa, 31.7.1946. 
316 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Fragebogen, 20.8.1938. 
317 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Fragebogen, 15.7.1938, S. 2. 
318 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Fragebogen, 15.7.1938, S. 3. 
319 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, OLG-Präsidium, Protokoll, 20.6.1945. 
320 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Fragebogen, 20.9.1938, S. 1.  
321 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Drechsler, Johann, Personenstandesblatt, 28.10.1945, S. 3. 
322 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Duda, Margarethe, BMJ, Präsidialverfügung, 21.1.1953. 
323 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Duda, Margarethe, Beurteilungsblatt, 4.5.1960. 
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Im Akt finden sich keine Angaben über die NS-Zeit. 324 

 

Dworak Hugo, geb. 1. Jänner 1908, war ab 1952 im BMJ tätig. 1953 wurde er zum 

Ministerialrat ernannt. 325 Er war ab 1931 als Rechtsanwaltsanwärter bzw. 

Richteramtsanwärter im richterlichen Vorbereitungsdienst. 1935 wurde er zum Richter, 

1946 zum Landesgerichtsrat, 1949 zum Senatsvorsitzenden und 1953 zum Rat des OLG 

Wien ernannt.326 Im BMJ war er, dienstzugeteilt vom OLG Wien, ab 1952 als 

Gerichtsinspektor für das ganze Bundesgebiet tätig.327 Am 30. November 1958 kehrte 

er an das OLG Wien zurück. 328 

Politisch war Dworak unbelastet.329 

 

E 
 

Eberl Josef, geb. 14. Mai 1884, war von 1945 bis zu seiner Versetzung in den dauernden 

Ruhestand mit 31. Dezember 1949 im Bundesministerium für Justiz als Justizinspektor 

beschäftigt. Er trat 1921 in den Justizdienst als Kanzleisekretär beim LG Wien ein.330 

Am 23. Mai 1945 wurde er zur vorläufigen Dienstleistung ins Staatsamt für Justiz 

einberufen und im Mai 1946 zum wirklichen Amtsrat ernannt.331 Bis November 1938 war 

Eberl Rechtspfleger beim Exekutionsgericht Wien, danach bis 1940 Kanzleileiter beim 

AG Josefstadt. Nach seinem Dienst in der Wehrmacht wurde er im März 1944 

Kanzleileiter beim LG für ZRS Wien und im September 1944 Rechtspfleger bei der 

Oberstaatsanwaltschaft beim LG Wien I. 332 

Eberl war 1920 einige Monate Mitglied der Sozialdemokratischen Partei gewesen. 1934 

bis zum „Anschluss“ gehörte er der Vaterländischen Front an.333 Eberl war Mitglied in 

folgenden NS-Organisationen: NSRB, NSV und RLB.334 

 

Eckerl Anna, geb. 1. September 1897 als Anna Lenz, arbeitete von 1945 bis zur 

Versetzung in den Ruhestand am 31. Dezember 1962 im Bundesministerium für Justiz. 

1942 wurde sie, vom Patentamt, in dem sie ab Juni 1937 tätig war, kommend, als 

Justizangestellte der Vollzugsabteilung im LG Wien zugeteilt.335 Am 23. Mai 1945 

 
324 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Duda, Margarethe, Personenstandesblatt, 14.10.1945, S. 3. 
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327 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dworak, Hugo, Antrag auf Ernennung, 11.12.1953, S. 3. 
328 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dworak, Hugo, BMJ Präsidium, Enthebung, 12.11.1958, S. 2. 
329 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Dworak, Hugo, BMJ-Präsidium, Ernennung, S. 2. 
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335 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Eckerl, Anna, Standesausweis, o. D., S. 7. 
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erfolgte ihre Einberufung ins Staatsamt für Justiz als Botin in der zentralen 

Postabfertigung. Sie wurde 1947 zum Amtsgehilfen, 1949 zum Amtswart ernannt. Sie 

besorgte den Zustelldienst und die Verwaltung des Portoverlages in der zentralen 

Poststelle im BMJ336 und war als Botin für das Staatsamt für Justiz angestellt. Eckerl 

wurde anlässlich ihrer Versetzung in den Ruhestand am 29. Dezember 1962 mit der 

„Silbernen Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“ geehrt. 337 Im 

Austrofaschismus war sie Mitglied der Vaterländischen Front. 

Eckerl war kein Mitglied der NSDAP gewesen, jedoch der DAF, des RLB, des NSV.338 

 

Dr. Edlbacher Oskar, geb. 11. Juli 1909, war von 1947 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand am 31. Juli 1976 im BMJ tätig. Anschließend war Edlbacher weiter 

viereinhalb Jahre als Konsulent bzw. Werkvertragsnehmer für das BMJ tätig.339 

Nach dem Studium der Rechts- und Staatswissenschaften an der Universität Wien 

absolvierte Edlbacher 1937 die Richteramtsprüfung am OLG Wien mit sehr gutem 

Erfolg. 340 1933 erfolgte sein Dienstantritt als Rechtsanwaltsanwärter (1933), 

Richteramtsanwärter (1937) und Hilfsrichter (1937) bzw. Gerichtsassessor im OLG 

Sprengel Wien. Im Dezember 1937 wurde er dem KG Steyr zugeteilt. Nach dem 

„Anschluss“ bis zu seiner Einberufung in die deutsche Wehrmacht war er an 

verschiedenen Gerichten tätig.341 Er wurde zum Amtsgerichtsrat (1939), zum 

Landesgerichtsrat (1944) und zum Oberlandesgerichtsrat (1950) ernannt. Nachdem er 

aus der Gefangenschaft zurückgekehrt war, meldete er sich im August 1945 zum Dienst, 

er wurde dem BG Innere Stadt zugeteilt und danach dem LG für ZRS Wien.342 Mit 1. 

Oktober 1949 erfolgte seine Einberufung ins BMJ, wo er zum Sektionsrat (1951), 

Ministerialrat (1955) und Sektionschef (1970) aufstieg.343 1950 wurde er Leiter der 

Gesetzgebungsabteilung 1.344  

Edlbacher wurde 1969 des „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ sowie 1976 das „Große Silberne Ehrenzeichen mit dem Stern für 

Verdienste um die Republik Österreich“ verliehen.345 Von August 1934 bis zum 

„Anschluss“ war er Mitglied der Vaterländischen Front sowie der Ostmärkischen 

Sturmscharen bis zu ihrer Auflösung.346 

 
336 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Eckerl, Anna, BMJ, Tabelle Beiblatt Verleihung Silberne Medaille, 
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339 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Lebenslauf, 16.3.1983. 
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341 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
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343 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Standesausweis, o. D., Fortsetzungsblatt, S. 3f. 
344 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Lebenslauf, 16.3.1983. 
345 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Standesausweis, o. D., S. 3. 
346 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, NS-Standesblatt, o. D., S. 1; Fragebogen, 
23.8.1938, S. 1. 
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Edlbacher war im April 1932 in die NSDAP eingetreten, war anfänglich Zellenleiter und 

stellte seine Tätigkeit mit dem Verbot der NSDAP ein.347 Laut seinen eigenen Angaben 

schreckte ihn ein Vorfall, die Misshandlung eines Juden durch einen anderen 

Parteifunktionär in seiner Gegenwart, ab und er legte die Funktion des Zellenleiters 

unter einem Vorwand zurück. 348 1938 stellte er ein Aufnahmegesuch in die NSDAP, 

welches abgelehnt wurde. Edlbacher soll jedoch die „braune Karte“ 349, die vorläufige 

Mitgliedskarte, erhalten haben.350 Er war in folgenden NS-Organisationen Mitglied: 

NSV, NSRB, RDB und RLB. 351  

Im April 1946 kam es auf Drängen der Alliierten Kommission für Österreich zur 

Enthebung Edlbachers. Bei dem 1946 durchgeführten Entnazifizierungsverfahren 

durch die Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien kam diese zu dem Beschluss, 

dass Edlbacher „nach seinem bisherigen Verhalten Gewähr bietet, dass er jederzeit 

rückhaltlose für die unabhängige Republik Österreich eintreten werde“.352 Die 

Beschwerdekommission nach § 7 des Verbotsgesetzes beschied Edlbacher 1947, dass er 

von der Verzeichnung gem. § 4 VerbotsG für Nationalsozialisten ausgenommen sei.353 

Die Voruntersuchungen des Volksgerichts Wien gegen Edlbacher wegen § 8 VerbotsG 

wurden 1948 eingestellt. 354  

 

Dr. Eichler Herbert, geb. 16. Oktober 1915, trat am 10. Dezember 1951 in das 

Bundesministerium für Justiz ein und verblieb dort bis zu seinem Tod am 25. September 

1955. Nach seinem Studium der Rechts- und Staatswissenschaften absolvierte er am 9. 

Dezember 1946 seine Richteramtsprüfung mit sehr gutem Erfolg. Im März 1939 wurde 

er zum Gerichtsreferendar ernannt, im Mai 1940 wurde er in die deutsche Wehrmacht 

einberufen. 1946, nach der Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft, 355 wurde er in den 

richterlichen Vorbereitungsdienst, erst als Rechtsanwaltsanwärter, später als 

Richteramtsanwärter im OLG-Sprengel-Wien, übernommen. Als Hilfsrichter war er der 

StA Wien zugeteilt, wo er Richter (1947), dann Staatsanwalt (1947) wurde. 356 Als 

Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Wien betreute er das Sonderreferat in 

 
347 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Edlbacher, Otto, Personenstandesblatt, 7.11.1945, S. 3. 
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Volksgerichtssachen. 357 Im BMJ, dem er ab 1951 zugeteilt war, wurde er 1953 zum 

Ministerialsekretär ernannt und leitete die Abteilung für politische Strafsachen. 358 

Eichler war Mitglied des CV Franko-Bavaria und der katholisch-deutschen 

Hochschülerschaft Österreichs. 359  

Er war gezwungenermaßen, wie er in seinem Lebenslauf mitteilte, als Blockhelfer für 

die NSDAP-Ortsgruppe Annaberg tätig, jedoch nie Parteimitglied gewesen.360 Eichler 

war Mitglied in den NS-Organisationen RDB und NSRB.361  

 

Endl Ernst, geb. 24. September 1921, arbeitete von 1953 bis zur einverständlichen 

Auflösung des Dienstverhältnisses mit 30. April 1982 als Chauffeur im 

Bundesministerium für Justiz. 1952 wurde Endl im LG für Strafsachen als 

Vertragsbediensteter des Hilfsdienstes aufgenommen, 1953 wurde er dem BMJ als 

Kraftwagenlenker zugeteilt.362 Für seine Verdienste als Chauffeur des Bundesministers 

verlieh man ihm 1982 die „Goldene Medaille für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 363  

Über etwaige Mitgliedschaften in der NS-Zeit gibt der Akt keine Auskunft. 

 

Dr. Engel Max (Maximilian), geb. 25. April 1891 war von Jänner 1922 bis zum 

„Anschluss“ und von 22. Mai 1945 bis zu seinem Tod am 17. Juni 1948 364 im 

Justizministerium beschäftigt. Er trat seinen Dienst in der Justiz 1915 an, wurde 

Auskultant (1918), Richter (1920), Bezirksrichter (1921) und wechselte dann ins 

Justizministerium, wo er zum Ministerialvizesekretär (1922), Ministerialsekretär 

(1923), Sektionsrat (1933) und Ministerialrat (1.1.1938) befördert wurde. 365 Er war bis 

zur Auflösung der Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium tätig und wechselte 

dann als Richter an das Oberlandesgericht Wien, wo er am Hoch- und 

Landesverratssenat in zumindest 14 Fällen richtete, aber kein Todesurteil fällte.366 

Darüber hinaus wurde er als zweiter Stellvertreter des richterlichen Mitgliedes des 

Erbgesundheitsobergerichtes beim Oberlandesgericht Wien berufen.367 Im Jänner 1945 

wurde er „im Hinblick auf § 3 der vierten VO zur Vereinfachung der Strafrechtspflege“ 
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dem LG Wien zur „Entscheidung der nunmehr in die Zuständigkeit des LG Wien 

fallenden Berufungen in Strafsachen“ zugeteilt. 368 

Trotz dieser Betätigung in der NS-Zeit wurde Engel am 22. Mai 1945 ins Staatsamt für 

Justiz einberufen.369  

Engel war von 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen Front, des 

deutsch-akademischen Juristenvereins an der Universität Wien, des Deutschen 

Beamtenvereins und des Sudetendeutschen Heimatbundes. 370 

Max Engel war nie Mitglied der NSDAP gewesen, jedoch in folgenden Organisationen: 

NSV, NSRB, RKB und RLB. 371  

 

Entzmann Berta, geb. 11. Dezember 1896 als Berta Kreutz, war von August 1914 bis zum 

„Anschluss“ und vom 23. Mai 1945 bis zu ihrer Versetzung in den dauernden Ruhestand 

mit 31. Dezember 1956 im Bundesministerium für Justiz als Kanzleikraft beschäftigt. Im 

Justizministerium wurde sie Kanzleioffiziantin (1919), Kanzlist (1924), Kanzleiadjunkt 

(1926), Kanzleioffizial (1927) und schließlich zum Kanzleioberoffizial (1937). 372 Ins 

deutsche Justizsystem wurde sie als Regierungssekretär im RJM, Abteilung Österreich, 

übergeleitet. 1939 wurde sie als Justizsekretär in die Buchhaltung des OLG Wien 

versetzt. 373 Sie wurde, abgeordnet vom OLG Wien, Leiterin der Geschäftsstelle des 

Reichsjustiz-Prüfungsamtes, Prüfungsstelle Wien. 374 Am 23. Mai 1945 wurde sie ins 

Staatsamt für Justiz einberufen und 1946 erneut zum Kanzleioberoffizial befördert. 375 

Entzmann war von 1933 bis zum 12. März 1938 Mitglied der Vaterländischen Front. 

In der NS-Zeit war sie Mitglied in folgenden Organisationen: RDB, NSV, NSF, RLB und 

RKB. 376 

 

Essl Franz, geb. 5. November 1902 377, versah von 1949 bis zu seiner Versetzung in den 

dauernden Ruhestand mit 31. Dezember 1967 als Kanzleiadjunkt seinen Dienst im 

Justizministerium.378  

Essl arbeitete bereits 1934 als Ofenheizer beim BG Hietzing. Ab 1937 stand Essl im BG 

Innere Stadt als Leiter der Registratur in Verwendung.379 1939 wurde er zum AG Wien 

versetzt und arbeitete in der Einlaufstelle und in der Registratur. 380 Von 1941 bis 1944 
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leistete er Wehrdienst. Am 9. Mai 1945 trat er seinen Dienst am OLG Wien an und wurde 

dem BG Innere Stadt, zuletzt als Amtsgehilfe, zugeteilt. Im Februar 1949 wurde er ins 

BMJ einberufen, wurde Amtswart (1949), Kanzleiadjunkt (1949), Offizial (1953) und 

Kanzleioberoffizial (1957). 381 Er gehörte 1934 bis zum „Anschluss“ der Vaterländischen 

Front an. 

In der NS-Zeit war Essl Mitglied der NSV und der DAF. 382 Er trat der NSDAP nicht bei, 

war aber als Blockobmann tätig.383 Der Eintrag „Essl, Franz“ in der Zentralkartei der 

NSDAP (Nr. 8.468.219) nannte ein geringfügig anderes Geburtsdatum (5. Oktober 

1902) 384, sodass Essl als nicht registrierungspflichtig im Sinne des Verbotsgesetzes 

erachtet wurde, da eine NSDAP-Mitgliedschaft nicht eindeutig geklärt werden 

könne.385 In seinem Personenstandesblatt gab er 1945 sogar an, dass ihm die fehlende 

NS-Mitgliedschaft einen Nachteil brachte, da er so nicht in ein dauerhaftes 

Beamtenverhältnis übernommen worden war.386 

 

F 
 

Fadler Herbert, geb. 25. April 1924, versah seinen Dienst im Bundesministerium für 

Justiz von 1948 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. März 1987. 1941 war 

Fadler als Justizschüler beim AG Hernals in den Dienst eingetreten, wurde 

Rechtspflegeranwärter (1942) beim AG Wien und Außerplanmäßiger Justizinspektor 

(Jänner 1945) während er im Wehrdienst stand. Nach seiner Rückkehr aus sowjetischer 

Kriegsgefangenschaft trat er seinen Dienst im Februar 1948 beim LG für ZRS an. Kurz 

danach, im März 1948 wurde er dem BMJ zugeteilt.387 Es erfolgte seine Ernennung zum 

provisorischen Justizassistenten (1950), Justizassistenten (1952), Justizrevidenten 

(1956), Amtsrevidenten (1957), Amtsoberrevidenten (1962), Amtssekretär 1966), 

wirklichen Amtsrat (1969) und Amtsdirektor (1975). 1978 wurde ihm der Berufstitel 

Regierungsrat, 1986 der Titel Hofrat verliehen. 388 Fadler war viele Jahre als Mitarbeiter 

der Abteilung III 2 insbesondere mit der Erstellung und Koordinierung des 

Ressortvoranschlages sowie der Monatsvorschläge, mit der Krediteinteilung der 

nachgeordneten Dienststellen sowie mit Haushaltsangelegenheiten des BMJ 

einschließlich der Jahres- und Monatsvoranschläge sowie der Kreditbewirtschaftung 
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befasst. 389 Fadler wurde 1981 zum Mitglied der beim Bundesministerium für Handel, 

Gewerbe und Industrie eingesetzten Kommission zur Vorbereitung und Vorberatung 

der Vergabe von Leistungen durch Bundesdienststellen im Rahmen des GATT-

Abkommens390 über Staatseinkäufe bestellt.391 

In der NS-Zeit war Fadler Mitglied der Hitlerjugend.392 

 

Dr. Fanta Herbert, geb. 8. September 1905, war von 1948 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand am 30. September 1970 im Bundesministerium für Justiz tätig und leitete die 

Abteilung Gnadensachen in der Sektion IV.393 Er wurde 1928 als 

Rechtsanwaltsanwärter zur Gerichtspraxis zugelassen, wurde 1932 als 

Rechtsanwaltsanwärter in den richterlichen Vorbereitungsdienst am BG Neuhofen an 

der Krems aufgenommen und 1933 Richter am BG Laa an der Thaya. Auf eigenes 

Ansuchen wurde er 1936 an das LG für ZRS Wien versetzt.394 Ende August 1938 wurde 

er als Richter gem. § 3 Abs. 1 BBV von seinem Posten am Landesgericht Wien in den 

Ruhestand versetzt, da er nach den Nürnberger Gesetzen als Mischling I. Grades galt. 395 

Nach dem Verlust des Arbeitsplatzes und des Ruhegehaltes floh er nach Marosvásárhely 

in Siebenbürgen und arbeitet dort 1940 bis 1944 als Beamter in der Auslandsabteilung 

der Firma Agroferra AG. 396 1944 wurde er ausgebürgert und sein gesamtes Vermögen 

eingezogen. Am 5. Juni 1944 wurde er verhaftet und bis zur Befreiung am 6. Mai 1945 im 

Konzentrationslager Mauthausen und Ebensee inhaftiert.397 Im September 1945 wurde 

Fanta reaktiviert und ab November 1945 Untersuchungsrichter beim Volksgericht 

Wien. 398 1946 wurde er zum Landesgerichtsrat befördert und er wechselte als 

Staatsanwalt zur StA Wien, wo er 1948 Erster Staatsanwalt wurde. Am 1. März 1948 

wurde er als Erster Staatsanwalt dem BMJ zur vorübergehenden Dienstleistung 

zugeteilt und schließlich 1951 als Ministerialrat gänzlich ins BMJ übernommen. 1970 

erhielt er schließlich den Titel Sektionschef. 399  

Fanta wurde am 28. September 1965 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste 

um die Republik Österreich“ verliehen.400 

 

 
389 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fadler, Herbert, BMJ, Antrag auf Verleihung Berufstitel Hofrat, 
5.3.1986, S. 2. 
390 Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen. 
391 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fadler, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 6. 
392 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fadler, Herbert, NSDAP HJ, Bann 508 (Wien-Nord), 
Dienstbestätigung, 26.7.1941. 
393 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, BMJ, Antrag auf Verleihung Titel Sektionschef, 
3.7.1970, S. 4. 
394 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 7. 
395 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 5. 
396 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Personenstandesblatt, 9.3.1946, S. 3. 
397 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Lebenslauf, 9.3.1946. 
398 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Lebenslauf, o. D. 
399 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Standesausweis, Fortsetzungsblatt, o. D., S. 1f. 
400 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fanta, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 5. 
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Dr. Fellner Karl, geb. 8. Juni 1913, arbeitete von 1950 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand mit 31. Dezember 1978 im Bundesministerium für Justiz. Fellner wurde im 

Juli 1938 als Rechtsanwaltsanwärter dem BG Fünfhaus zugewiesen, wo er in die 

deutsche Ausbildung als Gerichtsreferendar übergeleitet wurde. 1939 wurde er zur 

deutschen Wehrmacht einberufen, während seines Militärdienstes wurde er zum 

Assessor ernannt. Nach der Rückkehr aus der amerikanischen Kriegsgefangenschaft 

wurde er als Rechtsanwaltsanwärter der StA Wien zugeteilt, war als Hilfsrichter (1949) 

und Richter (1951) beim BG Waidhofen an der Ybbs und BG Amstetten und wurde im 

September 1950 ins BMJ einberufen. Dort wurde er zum Landesgerichtsrat (1951), 

Ministerialsekretär (1952), Sektionsrat (1955) und Ministerialrat (1962) ernannt. 401 Mit 

seinem Übertritt in den Ruhestand wurde ihm der Amtstitel Sektionschef verliehen.402 

Er war erst Referent der Sektion für Zivillegislative des BMJ und dann Leiter der 

Abteilung 3 (Gerichtsverfassungs- und Gerichtsorganisationsrecht; Steuer und 

Abgabenrecht; Sozialversicherungsrecht und Schiedsgerichte der Sozialversicherung) 

des BMJ. 403 

Fellner war Träger des „Großen Silbernen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 404 

Fellner war von März 1938 bis zu deren Auflösung Mitarbeiter des Wirtschaftsamtes 

der Ortsgruppe „Huglgasse“, später der Ortsgruppe „Meiselmarkt“ zugeteilt, hatte 

jedoch aufgrund seines Dienstes in der deutschen Wehrmacht keinen Antrag auf 

Aufnahme in die NSDAP 405 gestellt.406 Fellner war Mitglied in folgenden NS-

Organisationen: NSRB, NSV und RLB.407  

 

Dr. Fetter Franz, geb. 14. März 1904, arbeitete von 1947 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand mit 30. Juni1969 im Bundesministerium für Justiz.  

Fetter begann seine Gerichtspraxis im November 1927 als Rechtsanwaltsanwärter bzw. 

Richteramtsanwärter (1929) in Wien und beim KG Wels. Er wurde Hilfsrichter (1931) 

und Richter (1931) beim OLG Wien, BG Schwechat, LG für Strafsachen Wien, LG für 

ZRS Wien und BG Meidling. Übergeleitet wurde er 1938 als Landgerichtsrat in den 

reichsdeutschen Justizdienst und als Amtsgerichtsrat ans AG Wien bzw. AG Schwechat 

versetzt. 1942 wurde er zum Wehrdienst einberufen. Im September 1945 meldete er sich 

nach der Rückkehr aus der sowjetischen Kriegsgefangenschaft 408 beim BG Wien zum 

 
401 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
402 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, BMJ, Verleihung Titel Sektionschef, 28.11.1978. 
403 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, Antrag auf Ernennung zum Ministerialrat, 21.5.1962, 
S. 3. 
404 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
405 Das Wehrgesetz verbot Soldaten, der NSDAP beizutreten. Bei bereits bestehenden NSDAP-
Mitgliedschaften wurde die Mitgliedschaft ruhend gestellt. 
406 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, Auszug aus der Zentralevidenzstelle des 
Gaupersonalaktes, 7.3.1947. 
407 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fellner, Karl, Fragebogen, 8.12.1938, S. 3. 
408 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Lebenslauf, o. D., S. 2. 
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Dienst, wurde dem BG Döbling und später dem LG für Strafsachen Wien zugeteilt und 

1946 Oberlandesgerichtsrat. Im November 1946 wurde er zum staatlichen 

Ersatzmitglied für die Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien, 1947 zum 

Kommissionsmitglied der Beschwerdekommission beim BMI bestellt.409 Seine 

Zuweisung ins BMJ erfolgte 1947, wo er Rat des OLG Wien (1950) und schließlich 

Ministerialrat (1952) wurde. 410 1969 wurde er anlässlich seiner Versetzung in den 

Ruhestand zum Sektionschef ernannt. 411 Fetter war Leiter der Abteilungen 2 und 8 der 

Zivilsektion im BMJ (Zivilprozess- und Exekutionsrecht, Schiedsgerichtswesen, 

Gerichtsorganisationsgesetz, Gerichtsgebühren, Geschäftsordnung, 

Gerichtserlagswesen in legislatorischer Hinsicht, Angelegenheiten der 

Gerichtsgebühren und Gerichtskosten sofern sie nicht in das Gebiet der Gesetzgebung 

fallen).412 

1957 wurde ihm das „Komturkreuz des fürstlich liechtensteinischen Verdienstordens“, 

1961 das „Große Verdienstkreuz des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland“ 

verliehen. 1965 wurde ihm das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ verliehen.413 Fetter war von Jänner 1934 bis zum „Anschluss“ 

Mitglied der Vaterländischen Front. 414  

In der NS-Zeit war er Mitglied in folgenden NS-Organisationen: NSRB, RDB, NSV und 

RLB. 415  

 

Dr. Fischer Otto, geb. 25. Jänner 1897, war von 1948 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand mit Ende 1962 im Bundesministerium für Justiz beschäftigt. 

Fischer begann seinen Justizdienst1921 als Rechtspraktikant am LG Wien und wurde 

1922 als Rechtsanwaltsanwärter in den richterlichen Vorbereitungsdienst übernommen 

und dem KG Korneuburg bzw. LG für ZRS Wien zugeteilt. Nach bestandener 

Richteramtsprüfung wurde er Hilfsrichter an den Gerichten KG Wiener Neustadt, BG 

Neulengbach und BG Hietzing, bevor er 1926 als Richter ans BG Hainburg versetzt 

wurde, wo er zum Bezirksrichter (1930), Gerichtsvorsteher (1932) und 

Landesgerichtsrat (1934) aufstieg.416 Mit dem „Anschluss“ Österreichs wurde Fischer 

als „jüdischer Mischling mit zwei der Rasse nach volljüdischen Großeltern“ 417 mit Ende 

Dezember 1938 gemäß § 6 BBV als Richter des BG Hainburg in den Ruhestand 

versetzt. 418 Die Versetzung in den Ruhestand hatte auch zur Folge, dass Fischer seine 

 
409 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, alter Standesausweis, o. D., S. 3. 
410 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
411 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Standesausweis, o. D., S. 5. 
412 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Beurteilungsblatt, 22.10.1951, S. 2. 
413 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Standesausweis, o. D., S. 5. 
414 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, Personal- und Befähigungsnachweis, 28.10.1944, S. 1. 
415 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fetter, Franz, NS-Standesblatt, o. D., S. 5. 
416 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
417 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Abstammungsbescheid, 5.11.1938. 
418 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Reichsstatthalter, Maßnahmen auf Grund der VO 
zur Neuordnung Berufsbeamtentums, 24.11.1938. 
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Dienstwohnung im Gerichtsgebäude in Hainburg bis 31. März 1939 zu räumen hatte.419 

Von 1939 bis 1945 war Fischer Betriebsleiter der Firma „Austria“ Holzwaren AG.420 Im 

Juni 1945 wurde er mit der vorläufigen Leitung des BG Favoriten betraut und im Juli dem 

OLG Wien zugeteilt.421 Im April 1947 wurde er zum Stellvertreter des Vorsitzenden der 

Rückstellungskommission für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 422 im Dezember 

zum Stellvertreter des Vorsitzenden der Rückstellungsoberkommission beim OLG 

Wien bestellt.423 Am 15. September 1948 wurde Fischer ins BMJ einberufen, 1949 zum 

Ministerialrat und 1956 zum Sektionschef ernannt.424 Ab Juli 1955 war er Leiter der 

Strafsektion im BMJ 425 und Abteilungsleiter in Personal- und 

Justizverwaltungssachen.426 Für seine Verdienste verlieh ihm die BRD 1961 das „Große 

Verdienstkreuz mit Stern des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland“ 427. 

1958 erhielt er das „Große Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 428  

 

Dr. Fleisch Hermann, geb. 8. September 1924, arbeitete von 1951 bis zu seiner 

Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1989 im BMJ.  

Fleisch begann seinen Dienst 1948 als Rechtsanwaltsanwärter beim BG 

Klosterneuburg, bzw. LG für Strafsachen Wien. Er wurde 1949 zum 

Richteramtsanwärter, 1951 zum Hilfsrichter und 1952 zum Richter ernannt und war an 

verschiedenen Gerichten des OLG-Sprengels Wien bzw. bei der Staatsanwaltschaft 

Wien tätig.  

 Sein erstmaliger Dienstantritt im BMJ erfolgte im Juli 1951, wo er bis April 1952 

verblieb. Im Februar 1953 wurde er erneut ins BMJ einberufen und wurde 1955 zum 

Staatsanwalt, 1959 zum Ministerialsekretär, 1963 zum Sektionsrat, 1968 zum 

Ministerialrat und 1976 zum Sektionschef ernannt.429 Fleisch war von 1971 bis 

September 1974 Präsidialvorstand des BMJ. 430 Er war vorübergehend Referent in der 

Gnadenabteilung und anschließend in der mit nichtpolitischen Einzelstrafsachen 

befassten Abteilung 12, die er ab 1966 leitete, tätig. 1971 wurde er zum Leiter der aus 

den Abteilungen 11 und 12 gebildeten Gruppe bestellt.431 Mit Oktober 1974 wurde 

 
419 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Verfügung an Otto Fischer, 15.3.1939. 
420 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Fischer, Aufnahmeersuchen, 12.6.1945. 
421 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Standesausweis, Fortsetzungsblatt, o. D. 
422 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Jv 2333/47, Bestellung Otto Fischer, 3.4.1947. 
423 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Bestellung, 19.12.1945. 
424 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Standesausweis, Fortsetzungsblatt, o. D. 
425 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, BMJ, Antrag auf Ernennung, 14.12.1955, S. 3. 
426 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Ausspruch von Dank und Anerkennung, 14.12.1962. 
427 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fischer, Otto, Standesausweis, o. D., S. 5. 
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28.10.1958. 
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430 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, Antrag auf Zustimmung zur Bemessung einer 
Verwendungszulage, 22.11.1974, S. 3. 
431 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, Beiblatt zur Tabelle Verleihung Großes 
Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich, 6.4.1972. 
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Fleisch Leiter der Sektion IV (Straf- und Gnadensachen). In dieser Abteilung war er 

auch für das gesamte internationale Strafrecht (Auslieferungs- und 

Rechtshilfeverträge, Auslieferung- und Rechtshilfesachen) verantwortlich. 432  

Fleisch wurde im „Lucona-Untersuchungsausschuss“ als Zeuge gehört. Er sollte zu einer 

eventuellen Einflussnahme im Strafverfahren und zu Weisungen gegenüber der StA 

Stellung nehmen.433  

Fleisch wurde 1972 mit dem „Großen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“, 1978 mit dem „Großen Goldenen Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ und 1986 mit dem „Großen Silbernen Ehrenzeichen mit Stern für 

Verdienste um die Republik Österreich“ ausgezeichnet. 434  

Von Dezember 1942 bis Juni 1945 war Fleisch in der deutschen Wehrmacht bzw. in 

französischer Kriegsgefangenschaft, davor ab April 1942 im Reichsarbeitsdienst. 435 In 

seinem Lebenslauf hielt er fest, weder Mitglied noch Anwärter der NSDAP gewesen zu 

sein. 436 

 

Dr. Foregger Egmont, geb. 21. September 1922, arbeitete von 1950 bis 1951 und von 

1952 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 28. Februar 1987 im 

Justizministerium. Von Jänner 1987 bis Dezember 1990 war er parteiunabhängiger 

Justizminister im Kabinett Vranitzky II. 

Foregger begann seine Gerichtspraxis 1948 als Rechtsanwaltsanwärter bei der StA 

Wien, wechselte ans BG Jennersdorf und wurde 1949 Richteramtsanwärter. Als 

Richteramtsanwärter und Hilfsrichter (1950) war er am OGH tätig. Im Mai 1950 wurde 

er dem BMJ zugeteilt und im August 1950 zum Richter ernannt. Er verblieb im BMJ bis 

zur Zuteilung ans BG Raabs an der Thaya. Im Jänner 1952 trat er seinen Dienst als 

Staatsanwalt der StA Wien an. Im Juni 1952 wurde er dem BMJ zugeteilt und stieg dort 

zum Ministerialsekretär (1958), Sektionsrat (1961), Ministerialrat (1966) und 

Sektionschef (1974) auf. Mit Wirksamkeit vom 21. Jänner 1987 wurde er für die Dauer 

der Ausübung der Funktion des Justizministers außer Dienst gestellt. Durch Abgabe 

einer schriftlichen Erklärung vom Jänner 1987 mit Ende Februar 1987 aus dem 

Dienststand auszuscheiden, wurde er Ende Februar 1987 als Beamter in den Ruhestand 

versetzt. 437 Er war ab 1954 in der Straflegislativsektion, die er ab 1974 auch leitete, tätig. 

 
432 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, Antrag auf Zustimmung zur Bemessung einer 
Verwendungszulage, 22.11.1974, S. 3. 
433 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, BMJ, Entbindung von der 
Amtsverschwiegenheit, 28.11.1988, Parlamentskorrespondenz, 14.11.1988, S. 3ff. 
434 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, Standesausweis, o. D., S. 5.; BMJ, Institut für 
Strafrecht, Lebenslauf H. Fleisch, 1.3.2000, S. 2. 
435 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Fleisch, Hermann, Anrechnungsblatt A zum Standesausweis, o. D. 
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Foregger hatte sich besonders um das Zustandekommen der großen Strafrechtsreform 

verdient gemacht.438 

Für seine Arbeit erhielt er 1971 das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“, 1977 das „Große Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ und 1984 das „Große Silberne Ehrenzeichen mit Stern für Verdienste um die 

Republik Österreich“. 439 

Von April bis September 1940 war er beim Reichsarbeitsdienst. 440 Von Oktober 1941 bis 

April 1945 war er Soldat der deutschen Wehrmacht und bis Mai 1946 in amerikanischer 

bzw. französischer Kriegsgefangenschaft. 441 Er war nie Mitglied der NSDAP oder einer 

ihrer Gliederungen.442 

 

Franc Otto, geb. 22. Jänner 1907, war von Oktober 1949 bis 1952 im Bundesministerium 

für Justiz als Amtssekretär angestellt. Von Herbst 1945 bis zu seiner Zuteilung zum BMJ 

war er in der Buchhaltung des OLG Wien fast ausschließlich im Verwaltungsdienst als 

Konzeptkraft tätig.443 1952 wurde er dem Bundesministerium für Handel und 

Wiederaufbau zugeteilt. 444 

Aus den Akten geht keine Tätigkeit für die NSDAP oder eine andere NS-Organisation 

hervor. 

 

Friese Pauline, geb. 31. März 1894 als Pauline Jelinek, arbeitete von 1947 bis zur 

einverständlichen Auflösung des Dienstverhältnisses mit 30. Mai 1960 als Stenotypistin 

im Justizministerium. 445 Sie trat im Jänner 1940 in den Justizdienst und war als 

Verhandlungsschriftführerin beim LG für ZRS tätig.446 1947 wurde sie als 

Vertragsbedienstete dem BMJ zugeteilt.447 

Friese war Mitglied in der NSV und der DAF gewesen.448  
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440 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Foregger, Egmond [sic!], Standesausweis, Anrechnungsblatt A, o. 
D. 
441 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Foregger, Egmond [sic!], Lebenslauf, 24.3.1948. 
442 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Foregger, Egmond [sic!], Lebenslauf, 23.9.1949. 
443 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Franc, Otto, OLG-Präsident an BMJ, Dienste von Franc, 18.2.1953. 
444 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Franc, Otto, Zentralbesoldungsamt, 18.3.1953. 
445 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Friese, Pauline, BMJ, Auflösung Dienstverhältnis, 23.3.1960. 
446 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Friese, Pauline, Personenstandesblatt, 18.10.1945, S. 3. 
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G 
 

Gantner Karl, geb. 23. August 1909, war vom 1. Jänner bis 26. Oktober 1947 Chauffeur 

im Bundesministerium für Justiz. 449  

Mitglied in der NSDAP war er laut eigener Angabe nicht gewesen.450 

 

Gazo Josef, geb. 7. Juli 1907, arbeitete von Juni 1945 451 bis zur einverständlichen 

Auflösung des Dienstverhältnisses am 31. Juli 1967 als Chauffeur im Bundesministerium 

für Justiz.  

Von September 1941 bis Mai 1945 war Gazo in der deutschen Wehrmacht. 452 

1967 erhielt er die „Silberne Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“. 453 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Dr. Gebert Josef, geb. 3. März 1913, kam 1950 in das Bundesministerium für Justiz und 

verblieb dort als Leiter der Abteilung 8 (Geschäftsordnung für Gerichte I. und II. 

Instanz, Staatsanwaltschaftliche Geschäftsordnung) bis zu seiner, aus gesundheitlichen 

Gründen erfolgten, Versetzung in den Ruhestand mit Ende März 1972. 454  

Gebert trat seinen Gerichtsdienst als Referendar im November 1940 im OLG-Sprengel 

Wien an, wurde Rechtspraktikant (Mai 1945), Richteramtsanwärter (Jänner 1947), 

Richter (Juli 1947), Staatsanwalt (1950) an diversen Gerichten und 

Staatsanwaltschaften im OLG-Sprengel Wien. 1950 wurde er dem BMJ zugeteilt und 

stieg hier zum Ministerialsekretär (1951), Landesgerichtsrat (1953), Staatsanwalt 

(1955), Sektionsrat (1958) und Ministerialrat (1964) auf. 455 Ab 1950 war er dem BMJ 

zugeteilt: Er war Referent in der Gnadenabteilung und Referent in den 

Legislativabteilungen für Strafrecht und Strafverfahrensrecht. Ab 1957 war er Leiter 

der Legislativabteilung für Strafverfahrensrecht, ab 1960 Leiter der Abteilung der 

Zivilsektion, in deren Bereich die Neufassung der Geschäftsordnung für die Gerichte I. 

und II. Instanz, die Mitwirkung an der Rechtsdokumentation der Administrativen 
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16.3.1972, S. 2. 
455 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Dienstpostenbewirtschaftung, Personaldaten, Mai 
1953 und Verleihung Großes Silbernes Ehrenzeichen, Beiblatt zur Tabelle, 16.3.1972, S. 1f., und BMJ, 
Antrag auf Ernennung zum Ministerialrat, 19.7.1963, S. 2. 
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Bibliothek des BKA und die Begutachtung von Landesgesetzen fiel. 1972 war Gebert 

dem Leiter der Sektion 1 zugeteilt.456 

Gebert wurde das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ verliehen.  

1934 bis 1938 war Gebert Mitglied der Vaterländischen Front und des 

Studentenfreikorps der Heimwehr. 457  

Nach dem „Anschluss“ war er Mitglied in der SA Sturm Ottakring, Standarte 94, 458 

weiters im RDB und NSV.459 

In seinem Ansuchen um Nachsicht von der Registrierung als ehemaliger 

Nationalsozialist betonte er, nur Mitgliedsbeiträge für die SA bezahlt, aber nie einen 

Dienstrang bekleidet zu haben. Des Weiteren hätte er am 4. April 1945 beschlossen nicht 

mehr zu kämpfen und sich in Kellern versteckt gehalten.460 Im Jänner 1946 gab er an, 

nur SA-Anwärter und daher nicht registrierungspflichtig gewesen zu sein.461 Im Mai 

1946 erhob er Einspruch gegen seine erfolgte Verzeichnung im Register ehemaliger 

Nationalsozialisten.462 

Die Sonderkommission beim OLG Wien konstatierte 1946, dass Gebert jederzeit nach 

seinem Verhalten die Gewähr dafür biete, rückhaltlos für die unabhängige Republik 

Österreich einzutreten. Die Sonderkommission führte hierzu aus, dass die 

Personalstelle junge im provisorischen Beamtenverhältnis befindliche Beamten 

genötigt hätte, der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen beizutreten, um in das 

reguläre Beamtenverhältnis übergeleitet zu werden. Gebert führte aus, dass er nie einen 

Eid abgelegt und nur Mitgliedsbeiträge bezahlt habe. Er habe nie eine Mitgliedskarte 

oder Uniform bekommen. Die Kommission sah die Mitgliedschaft in der SA als erwiesen 

an. 463 Das BMJ veranlasste im September 1946, dass Gebert nicht in politischen 

Strafsachen oder bei der StA verwendet werden dürfe. 464 Gebert wurde trotzdem 

weiterhin bei der StA beim Jugendgerichtshof verwendet.465 

 

Dr. Gerö Josef, geb. 23. September 1896, war von 1934 bis 1936 im BMJ tätig. Er wurde 

mit 27. April 1945 Staatssekretär für Justiz und war von Dezember 1945 bis November 

 
456 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Verleihung Großes Silbernes Ehrenzeichen, Beiblatt 
zur Tabelle, 16.3.1972, S. 2. 
457 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Personalbogen, 30.3.1939, S. 4. 
458 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Sonderkommission, Erkenntnis, 15.6.1946. 
459 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Personalbogen, 30.3.1939, S. 3. 
460 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Ansuchen um Nachsicht von der Registrierung, 
Registrierungsbehörde für den 13. Bezirk, 10.7.1945, S. 2f. 
461 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, an die Registrierungsbehörde für den 13. Bezirk, 
Registrierung ehemaliger Nationalsozialisten, 24.1.1946, S. 1f. 
462 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, an die Einspruchskommission bei der Meldestelle 
ehemaliger Nationalsozialisten, 11.5.1946. 
463 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Sonderkommission, Erkenntnis, 15.6.1946. 
464 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, OLG-Präsident an Präsidium LG Wien, 17.9.1946. 
465 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gebert, Josef, Amtsbericht, 4.10.1946. 
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1949 Justizminister. 466 Im Jänner 1950 wurde er Präsident des OLG Wien, 1952 wurde 

er erneut Justizminister. 467 Gerö starb am 28. Dezember 1954 im Ministeramt. 468 

1920 trat Gerö seinen Gerichtsdienst als Rechtspraktikant an und wurde den 

Bezirksgerichten Rudolfsheim bzw. Fünfhaus zugeteilt. 1922 wurde er 

Richteramtsanwärter und dem KG und der StA Wiener Neustadt zugeteilt. Im Jänner 

1926 wurde er Richter am BG Baden, 1926 Staatsanwalt in Wiener Neustadt und 

schließlich im Jänner 1929 zur StA Wien II versetzt. Im August 1934 wurde er ins BMJ 

berufen, dort wurde er im Präsidium, in der Personalabteilung und im Straf- und 

Gnadenreferat politischer Natur verwendet. Im März 1936 wurde er zum Ersten 

Staatsanwalt bei der StA Korneuburg ernannt, verblieb aber im BMJ. 469 Er war 1934 

Mitglied der Vaterländischen Front. 470 Nach dem „Anschluss“ 1938 wurde er aufgrund 

seiner jüdischen Abstammung väterlicherseits in den dauernden Ruhestand versetzt. 

Am 1. April 1938 wurde er mit dem sogenannten „Prominententransport“ von Wien in 

das KZ Dachau deportiert. Mit 31. März 1939 wurde ihm der Ruhegenuss aberkannt.471  

Bis 25. Juli 1939 blieb Gerö in den KZ Dachau und Buchenwald inhaftiert. Nach der 

Entlassung floh er nach Zagreb, wo er als Prokurist tätig war. Nach dem Einmarsch 

deutscher Truppen wurde er 1941 festgenommen; 1944 wurde er erneut verhaftet, nach 

Wien überstellt, enthaftet und zur Zwangsarbeit in der Rüstungsindustrie 

verpflichtet. 472 

Im Personalakt befindet sich eine genaue Planung und Vorbereitung des 

Staatsbegräbnisses zu seinen Ehren, da Gerö 1954 während seiner Amtszeit als 

Justizminister verstarb. Weiters findet sich darin auch eine Sammlung der 

Kondolenzschreiben diverser ausländischer Regierungen und des Diplomatischen 

Corps, mit einer Aufstellung, welche Dankes- und Antwortschreiben das offizielle 

Österreich zurücksenden wird.473 

Gerö erhielt 1933 für seine Tätigkeit als Präsident des Wiener Fußballverbandes das 

„Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“. 474 Er war 

Gründungs- und Ehrenmitglied des Wiener Sportklubs Libertas. 475 

 

 
466 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Bundeskanzleramt Tabelle, 20.2.1951, S. 2-3. 
467 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Presseaussendung zum 10. Todestag, 1964. 
468 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Presseaussendung, 28.12.1974. 
469 ÖStA, AVA, Standesausweis Gerö, Josef, Fragebogen, geschrieben in Dachau, 21.7.1938, S. 2f. 
470 ÖStA, AVA, Standesausweis Gerö, Josef, Fragebogen, geschrieben in Dachau, 21.7.1938, S. 3. 
471 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Bundeskanzleramt Tabelle, 20.2.1951, S. 2-3.  
472 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Presseaussendung zum 10. Todestag, 1964. 
473 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gerö, Josef, Kondolenzschreiben anlässlich des Ablebens des 
Bundesministers für Justiz Dr. Josef Gerö. 
474 ÖStA, AVA, Standesausweis, Gerö, Josef, Standesausweis, o. D., S. 4. 
475 ÖStA, AVA, Standesausweis, Gerö, Josef, Fragebogen, S. 1. 
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Dr. Glassl Karl, geb. 23. April 1923476, trat 1951 seinen Dienst im Bundesministerium für 

Justiz477 an und verblieb dort bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 30. 

November 1987. 478 Glassl war im BMJ zunächst Referent für Gnadensachen, dann für 

Personalangelegenheiten der Bediensteten der Vollzugsanstalten.479 Ab 1956 war er in 

der Strafvollzugssektion (Organisation und Verwaltung der Justizanstalten), davon elf 

Jahre als ständiger Vertreter des Sektionsleiters tätig.480 Er leitete ab 1965 die Abteilung 

V 3 (Vorbereitung des Jahresvoranschlages, der Kreditgebarung und 

Arbeitsbeschaffung in den Justizanstalten) des BMJ. 481 Glassl verstarb am 23. Juli 

2009. 482 

Von November 1940 bis Jänner 1941 war Glassl beim Reichsarbeitsdienst, im Februar 

1941 wurde er in die Wehrmacht eingezogen und rüstete als Unteroffizier am 27. April 

1945 ab. 483 1948 trat Glassl seinen Dienst als Rechtsanwaltsanwärter am LG für 

Strafsachen Wien an und wurde im selben Jahr als Richteramtsanwärter verschiedenen 

Gerichten des OLG-Sprengels Wien zugeteilt. Nach bestandener Richteramtsprüfung 

wurde er 1949 als Hilfsrichter an die StA Linz Nord versetzt. Er wurde 1950 zum Richter 

ernannt und war bis zu seiner Berufung ins BMJ mit 2. März 1951 an mehreren Gerichten 

des OLG-Sprengels Wien tätig. Im BMJ wurde er 1954 zum Staatsanwalt bei der StA 

Wien ernannt, verblieb aber im BMJ. Er stieg 1959 zum Ministerialsekretär, 1962 zum 

Sektionsrat und 1967 zum Ministerialrat auf, bevor er 1986 zum Generalanwalt ernannt 

wurde. 484 

1972 erhielt Glassl das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“, 1977 die „Österreichische Olympiamedaille 1976“ und 1978 das „Große 

Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“. 485 

1983 wurde er für einige Monate vom Dienst karenziert, da er Kandidat für die Grünen 

bei der Nationalratswahl war. 486 

Glassl war Parteimitglied der NSDAP, wurde jedoch nicht als Parteimitglied im Sinne 

des Verbotsgesetzes geführt. Er gab an, von der HJ automatisch in die NSDAP 

überwiesen und ab 1. September 1942 als NSDAP-Mitglied (Mitgliedsnummer 

8.551.976) aufgenommen worden zu sein.487 Auch nach geltendem deutschen Wehrrecht 

 
476 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn, S. 1. 
477 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn, S. 8. 
478 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis mit Laufbahn – Fortsetzungsblatt zu 
Laufbahn, S. 4. 
479 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, BMJ, Verleihung des Großen Ehrenzeichens, Beiblatt, 
28.6.1972. 
480 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Glassl an BMJ, Erklärung, 23.10.1987. 
481 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, BMJ, Kondolenzschrieben an seine Ehefrau Mag.a 
Martha Glassl, 26.8.2009. 
482 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Parte, Juli 2009. 
483 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis, o. D., S. 3. 
484 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
485 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
486 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, BMJ, Bescheid zur Freistellung, 22.3.1983. 
487 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl, Karl, Einspruchskommission für den 14. Bezirk, Bescheid, 
17.1.1948. 
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sei das nicht zulässig gewesen, da Soldaten sich nicht politisch betätigen durften und 

somit die Mitgliedschaft in der NSDAP für Soldaten unzulässig und nichtig sei. Da 

Glassl die Dienstzeit in der deutschen Wehrmacht belegen konnte, weder 

Mitgliedskarte noch Mitgliedsbeiträge nachgewiesen werden konnten, war er aus den 

NS-Registrierungslisten zu streichen.488  

 

Gleichentheil Eduard, geb. 12. August 1925, wurde 1950 in das Bundesministerium für 

Justiz einberufen und verblieb dort bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende 

Juni 1988. Er war zuletzt Leiter der Präsidialkanzlei 489 

1947 wurde Gleichentheil im LG für Strafsachen als Vertragsbediensteter 

aufgenommen, und 1950 dem BMJ zugeteilt. Dort wurde er provisorischer Kanzlist und 

Kanzleiadjunkt (1957), Kanzleioffizial (1960), Justizkontrollor (1961), Kontrollor des 

BMJ (1962), Oberkontrollor des BMJ (1964), Kanzleidirektor (1970) und 

Ministerialkanzleidirektor (1974). 1986 wurde ihm der Berufstitel Kanzleirat 

verliehen.490 

Er war von Jänner bis April 1943 beim Reichsarbeitsdienst. Danach wurde er in die 

deutsche Wehrmacht eingezogen und kam im Juli 1946 aus sowjetischer Gefangenschaft 

zurück. 491  

Laut seinem Personalakt war Gleichentheil nicht Mitglied der NSDAP gewesen.492 

 

Dr. Goldemund Helmut, geb. 2. Juli 1922, arbeitete von 1952 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand mit 30. Juni 1983 im Bundesministerium für Justiz. Er war in der 

Personal- und Verwaltungssektion tätig und leitete ab 1968 die mit Dienstrechts- und 

allgemeinen Verwaltungsangelegenheiten betraute Abteilung III 1 (früher Abteilung 

20). 493  

Goldemund begann seinen Dienst 1947 als Rechtsanwaltsanwärter beim LG für 

Strafsachen Wien und wurde 1948 Richteramtsanwärter an diversen Gerichten im 

OLG-Sprengel Wien. 1950 wurde er zum Richter ernannt und dem BG Haugsdorf als 

Amtsleiter zugeteilt. 1952 erfolgte seine Zuweisung zum BMJ, wo er 1953 zum 

Ministerialoberkommissär, 1956 zum Ministerialsekretär, 1961 zum Sektionsrat und 

1966 zum Ministerialrat ernannt wurde.494 

 
488 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Glassl Karl, Einspruchskommission für den 14. Bezirk, 17.1.1948. 
489 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gleichentheil, Eduard, Standesausweis, o. D., S. 1. 
490 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gleichentheil, Eduard, Standesausweis, o. D., S. 5. 
491 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gleichentheil, Eduard, Standesausweis, o. D., S. 3. 
492 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Gleichentheil, Eduard, BPDion Wien, Bericht, 22.1.1948. 
493 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, BMJ, Verleihung des Großen Ehrenzeichens 
für Verdienste um die Republik Österreich, 1.7.1971, S. 2; BMJ, Verleihung des Großen Silbernen 
Ehrenzeichens, 21.11.1977. 
494 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
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Goldemund bekam 1971 das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ und 1978 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ verliehen.495 

Er war von April bis August 1940 im Reichsarbeitsdienst und wurde 1941 zur 

Wehrmacht eingezogen, wo er bis 10. Mai 1945 verblieb.496 Bis September 1949 war er 

in sowjetischer Kriegsgefangenschaft. 497 

Goldemund musste für die Zulassung zur Gerichtpraxis ein Leumundszeugnis 

beibringen, in dem neben strafrechtlich relevanten Delikten auch der politische 

Leumund dokumentiert wurde. Laut diesem Leumundszeugnis lagen bei der 

zuständigen Meldestelle für ehemalige Nationalsozialisten keine Unterlagen über eine 

Registrierung Goldemunds als Nationalsozialist auf.498 

 

Granz Hedwig, geb. 16. März 1912, war von November 1945 bis zu ihrer, wegen 

Dienstunfähigkeit erfolgten, Versetzung in den Ruhestand im April 1967 im 

Bundesministerium für Justiz tätig. 

Sie wurde provisorischer Amtsassistent (1948), Amtsassistent (1950), Amtsrevident 

(1953) und Amtsoberrevident (1958). 499 

Sie war von 1938 bis 1940 wissenschaftliche Hilfskraft und mit der Kanzleiführung bei 

der forstlichen Versuchsanstalt Mariabrunn betraut und danach bei der Firma Olympia 

Büromaschinenwerke AG beschäftigt. 500 Nach der Befreiung 1945 stand sie als 

Schriftführerin bei der Sonderkommission beim BMJ im Dienst. 501 

Es gibt keinen Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP. 

 

H 
 

Harmady Ludwig, geb. 23. November 1893, war von August 1945 bis zu seinem 

Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis mit Ende Dezember 1945 im Staatsamt für Justiz 

als Chauffeur tätig.  

1938 bis 1945 war er Chauffeur bei der Generalstaatsanwaltschaft Wien, vorwiegend 

beim seinerzeitigen Leiter der Dienststelle, und Justizwachtmeister. 502 

Harmaday war laut Akt von Mai bis August 1938 Mitglied des NSKK und der DAF.503  

 
495 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, Standesausweis, o. D., S. 5. 
496 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, Standesausweis, o. D., S. 3. 
497 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, Verwendungsausweis, Personaldaten, o. D.  
498 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Goldemund, Helmut, Polizeidirektion Wien, politischer Leumund 
zwecks Zulassung zur Gerichtspraxis, 30.5.1947. 
499 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Granz, Hedwig, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
500 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Granz, Hedwig, Personenstandesblatt, 16.3.1946, S. 3. 
501 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Granz, Hedwig, Lebenslauf, 16.3.1946. 
502 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Harmady, Ludwig, Protokoll, Zl. Jv 572/45. 
503 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Harmady, Ludwig, Personenstandesblatt, 20.8.1945, S. 3. 
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Dr. Hauke Walther 504, geb. 10. Februar 1909, versah vom 12. Mai 1945 bis zur 

Versetzung in den Ruhestand Ende März 1970 seinen Dienst im BMJ. 505 Er verstarb am 

28. Mai 1980.506 

Hauke war im Justizministerium Leiter der Abteilung 18 (Personalangelegenheiten für 

die Bediensteten der Justizanstalten). 

Nach seiner Richteramtsprüfung im Juni 1938 wurde er 1939 zum Amtsgerichtsrat und 

1940, während seines Militärdienstes, zum Staatsanwalt ernannt. 1950 erfolgte seine 

Ernennung zum Sektionsrat, 1955 zum Ministerialrat. 507 

In seinem Lebenslauf gab Hauke an, dass er nach einer Verwundung aus dem 

Wehrdienst entlassen und als Staatsanwalt der Generalstaatsanwaltschaft beim OLG 

Wien u. a. im politischen Referat tätig war. 508 

1946 kam es zur Außerdienststellung, da Hauke während der NS-Zeit beim 

Volksgerichtshof tätig gewesen sein soll.509 Er wurde einige Tage später wieder in den 

Dienst gestellt.510 Da Hauke 511 in der NS-Zeit Staatsanwalt am Hoch- und 

Landesverratssenat des OLG Wien gewesen sein soll, leitete das Volksgericht Wien 

Vorerhebungen wegen § 4 KVG und § 101 StG ein, die jedoch 1947 eingestellt wurden.512  

1965 sendete die österreichische Widerstandsbewegung513 ein Telegramm an Minister 

Dr. Broda mit der Bitte, dass dieser überprüfen solle, ob der ehemalige Staatsanwalt und 

Verbindungsmann zwischen NSDAP und NS-Justiz Dr. Walter Hauke mit dem 

Abteilungsleiter in der Personalsektion Ministerialrat Dr. Walther Hauke ident sei.514 

Laut Presseaussendung vom Juni 1965 war Hauke nach Kenntnis des BMJ niemals 

Verbindungsmann zwischen NSDAP und Justiz gewesen, er habe der NSDAP gar nicht 

angehört. Schon eine 1946 erfolgte Überprüfung seiner Tätigkeit als Staatsanwalt in der 

NS-Zeit sei negativ verlaufen.515 

In einem von Dr. Franz Sobek am 14. Mai 1968 unterzeichneten Schreiben kritisierte die 

„österreichische Widerstandsbewegung“ das Verhalten von Walther Hauke als 

Anklagevertreter am Hoch- und Landesverratssenat des OLG Wien während der NS-

Zeit. Konkret wurde die Strafsache Augustin Grohser angesprochen, der als Mitglied 

der Österreichischen Freiheitsbewegung zum Tode verurteilt und 1944 im LG Wien 

 
504 In den Akten werden zwei Varianten des Vornamens verwendet: Walter und Walther. 
505 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ, Bescheid zur Ruhestandsversetzung, 
26.2.1970. 
506 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, Aktenumschlag, o. D. 
507 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ, Verleihung Großes Silbernes Ehrenzeichen, 
20.11.1967. 
508 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, Lebenslauf, 1.6.1945. 
509 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ Schreiben Außerdienststellung, 24.1.1946. 
510 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ Schreiben Wiederindienststellung, 29.1.1946. 
511 Hier fälschlich Haucke; ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, OStA Wien, 
Benachrichtigung, 18.10.1946. 
512 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, Benachrichtigung an die OStA, 24.2.1947. 
513 Präsident Dr. Franz Sobek war 1938–1943 im KZ Dachau und anschließend in der österreichischen 
Widerstandsbewegung O5 aktiv. 
514 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, Telegramm an Minister Broda, 10.6.1965. 
515 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, Presseaussendung BMJ, 11.6.1965. 
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hingerichtet wurde.516 Auf dem Umschlagbogen des BMJ ist handschriftlich mit Datum 

17. Juli 1968 vermerkt: „Der Herr Minister hat heute mit Herrn Präsident Dr. Sobek 

persönlich über den Gegenstand gesprochen. Präs. Dr. Sobek hat von sich aus 

vorgeschlagen, auf eine schriftliche Beantwortung seines Briefes zu verzichten. Eine 

Erledigung ist daher entbehrlich.“ 517 Wie durch ein Forschungsprojekt der Philipps-

Universität Wien Marburg und des DÖW mittlerweile bekannt ist, war der Staatsanwalt 

im gegenständlichen Verfahren gegen Augustin Grohser nicht Walther Hauke, sondern 

Dr. Herbert Hauke.518 

Trotz dieses Protestes und trotz der damaligen unsicheren Datenlage erhielt Hauke 

anlässlich seiner Versetzung in den Ruhestand das „Große Silberne Ehrenzeichen für 

Verdienste um die Republik Österreich“. 519 

Hauke war von 1925 bis 1929 Mitglied der NSDAP, Gruppe Schulz, gewesen.520 Ab 1934 

war er Mitglied der Vaterländischen Front. Während der Zeit des Nationalsozialismus 

war er Mitglied in folgenden NS-Organisationen: NSRB, RDB, NSV und im Reichsbund 

für Leibesübungen (Gaufachschaft für Boxen). 521 

 

Häusler Ernst, geb. 27. März 1923, versah von November 1952 bis zu seinem Tod am 14. 

September 1978 Dienst im BMJ. 

Er machte im März 1942 Matura und wurde im April 1942 zur deutschen Wehrmacht 

eingezogen.522 Von April 1945 bis Dezember 1946 war er in sowjetischer 

Kriegsgefangenschaft. 523 

Häusler wurde 1947 als provisorischer Beamter, danach als provisorischer 

Justizassistent beim LG für Strafsachen Wien aufgenommen und verschiedenen 

Gerichten im OLG-Sprengel Wien zugeteilt, 1950 wurde er Vertragsbediensteter. Ab 

1951 war er bei der Rückstellungskommission beim LG für ZRS Wien tätig, bevor er im 

November 1952 dem BMJ dienstzugeteilt wurde. Dort wurde er 1958 provisorischer 

Kanzlist, provisorischer Kanzleiadjunkt sowie Kanzleiadjunkt, 1959 Kanzleioffizial, 

1964 Kanzleioberoffizial sowie Justizoberkontrollor, 1967 Justizinspektor, 1968 

Kanzleidirektor, 1970 Fachinspektor und 1972 Fachoberinspektor. 524 

Laut der vorliegenden Aktenlage war Häusler nicht Mitglied in der NSDAP gewesen. 

 

 
516 Augustin Grohser wurde vom Hoch- und Landesverratssenat des OLG Wien am 13.7.1944 wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat und Wehrkraftzersetzung zum Tode verurteilt. DÖW, Historische 
Sammlungen, Akt 7800. 
517 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ, Österr. Widerstandsbewegung: MR Hauke, 
Verhalten,während der NS-Zeit, 18.7.1968. 
518 DÖW, Historische Sammlungen, Akt 7800. 
519 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, BMJ Presseaussendung, 27.2.1968. 
520 ÖStA, AdR, RJM-Personalakte, Personalbogen, o. D., S. 1. 
521 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hauke, Walter, RJM-Personalbogen, o. D., S. 1. 
522 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Häusler, Ernst, Lebenslauf, 11.9.1947. 
523 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Häusler, Ernst, Standesausweis, o. D., S. 3. 
524 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Häusler, Ernst, Standesausweis und Fortsetzungsblatt, o. D., S. 7ff. 
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Dr. Hausner Paul, geb. 1. April 1912, wurde im Juli 1946 in das BMJ einberufen. Er wurde 

am 31. Mai 1972 in den Ruhestand versetzt. 525 

Seinen Justizdienst begann Hausner im August 1935 als Rechtsanwaltsanwärter, war ab 

Juli 1938 Richteramtsanwärter, danach ab Jänner 1939 Gerichtsassessor, bevor er mit 1. 

Februar 1940 zum Amtsgerichtsrat befördert wurde. 526 Er war von Juli 1940 bis 

Kriegsende bei der deutschen Wehrmacht und kehrte im Februar 1946 aus der 

Kriegsgefangenschaft zurück. 527 Im Juli 1946 wurde er dem BMJ zugeteilt und stieg zum 

Landesgerichtsrat (1946), Sektionsrat (1951) und schließlich zum Ministerialrat (1956) 

auf. 528  

Hausner war Referent in der Abteilung 2 des BMJ für Legislative in Straf- und 

Strafprozessrecht (Ausarbeitung von Erledigungs- und Gesetzesentwürfen). 529 Ab 1957 

war er Abteilungsleiter der Straflegislativsektion und erhielt das „Große Silberne 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“. 530  

Hausner war von Dezember 1934 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen 

Front. Er gehörte folgenden NS-Organisationen an: NSRB, RDB, NSV, RLB und 

VDA.531 

 

Dr. Heiss Johann, geb. 17. Juli 1922, versah von 11. bis 30. Mai 1948 und von April bis 

September 1952 seinen Dienst im Bundesministerium für Justiz, Abteilung für 

internationale Angelegenheiten.  

Er war Soldat der deutschen Wehrmacht, wurde verletzt und war zu 70 % 

kriegsbeschädigt. 532 Seine Karriere begann er 1947 als Rechtsanwaltsanwärter und 

Richteramtsanwärter, 1949 wurde er zum Richter ernannt und war an verschiedenen 

Gerichten im OLG Sprengel Wien tätig.533 Heiss war beim Volksgericht Wien sowie bei 

der Staatsanwaltschaft Wien tätig.534 

Laut Akt war Heiss politisch völlig unbelastet. 

 

Dr. Heller Ludwig, geb. 19. Oktober 1895, kam 1945 in das Bundesministerium für Justiz 

und wurde 1950 Leiter der Zivillegislativsektion. Seine Aufnahme wurde vom damaligen 

KPÖ-Unterstaatssekretär Altmann angeregt. 

 
525 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Hausner an BMJ, Bitte um Versetzung in den 
Ruhestand, 8.3.1972. 
526 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Personenstandesblatt, 12.4.1946, S. 3. 
527 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Lebenslauf, 15.4.1946. 
528 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Standesausweis, o. D., S. 8f. 
529 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Dienstbeschreibung, 28.9.1949. 
530 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, BMJ, Tabelle zum Ehrenzeichen, 13.6.1969, S. 3. 
531 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hausner, Paul, Dienstbeschreibung 1942, 11.1.1943. 
532 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heiss, Johann, Heiss an OLG-Präsidium, 17.11.1952, S. 1. 
533 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heiss, Johann, Standesausweis, 8.4.1952. 
534 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heiss, Johann, Heiss an OLG-Präsidium, 17.11.1952, S. 1. 
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Seinen Gerichtsdienst begann Heller 1919, wurde Auskultant (1920), Richter (1922) und 

Landesgerichtsrat (1931). 1938 wurde er als Jude aufgrund § 3 BBV des Dienstes beim 

Handelsgericht Wien enthoben und in den dauernden Ruhestand versetzt.535  

Nach der Befreiung wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen, als 

Oberlandesgerichtsrat rehabilitiert, zum Sektionsrat, Ministerialrat (1946) und 1950 

zum Sektionschef ernannt.536  

Für mediales Interesse sorgte 1955 seine Bewerbung für das Amt des OLG-Präsidenten 

in Wien, da sein Name auf dem von der KPÖ eingebrachten Vorschlag zur Ernennung 

zum Hauptmitglied des Verfassungsgerichtshofs im Jahr 1946 gestanden hatte.537 

1955 verließ er das Justizministerium und wurde zum Präsidenten des OLG Wien 

ernannt,538 bevor er 1958 bis 1965 als Präsident des OGH tätig war. Heller wurde mit 

dem „Großen Goldenen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ 

ausgezeichnet.539 

 

Hellweger Theresia, geb. 24. Jänner 1925 als Theresia Brunner, geschiedene Leitner, 

war vom 1. März 1954 bis zu ihrem Tod am 5. Juni 1965540 dem BMJ als Schreibkraft 

zugeteilt. Hellweger war von 1941 bis 1943 Schreibkraft beim Landesarbeitsamt für die 

Steiermark, 1943 bis 8. Mai 1945 bei der Heeresstandortlohnstelle für Graz als 

Angestellte und danach bei privaten Firmen als Stenotypistin bzw. Telefonistin 

angestellt.541 1947 kam sie als Vertragsbedienstete zum LG für Strafsachen Graz.542 Im 

Februar 1954 wurde sie auf eigenes Ansuchen, sie war in zweiter Ehe mit einem 

provisorischen Bundesbahnkommissär bei der Bundesbahndirektion Wien verheiratet, 

ans OLG Wien versetzt. 543 Am 1. März 1954 trat sie ihren Dienst im BMJ an.544 

Sie war politisch unbelastet. 545 

 

Högn Anna, geb. 25. März 1913 als Anna Dudeschek, verwitwete Tureček, war vom 10. 

Mai 1945 bis 31. Dezember 1967 im BMJ angestellt. Sie war zuletzt Leiterin der 

Abfertigungsstelle.546  

 
535 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heller, Ludwig, Tabelle, 15.12.1954. 
536 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heller, Ludwig, Tabelle, 15.12.1954, S. 3. 
537 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heller, Ludwig, Bild Telegraf, 17.3.1955, S. 2. 
538 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heller, Ludwig, Schreiben, 7.6.1955. 
539 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Heller, Ludwig, Verleihung Großes Goldenes Ehrenzeichen, 
20.12.1954. 
540 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, Sterbeurkunde, 14.6.1965. 
541 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, Dienstzeiten, 2.9.1959. 
542 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, OLG Graz, Einstellungsverfügung, 
12.12.1947. 
543 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, Standesausweis, o. D., S. 8. 
544 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, OLG Wien, Zentralbesoldungsamt, Zuteilung 
ans BMJ, 4.3.1954. 
545 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hellweger, Theresia, OLG Graz, Fragebogen, 12.12.1947, S. 1; OLG 
Graz, Amtsbericht der Buchhaltung, 15.2.1952. 
546 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Högn, Anna, BMJ, Verleihung Goldenes Verdienstzeichen, 
22.7.1968, S. 2. 
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Den Dienst in der Justiz begann Anna Högn 1937 als Vertragsbedientete im BG 

Eisenstadt. Im November 1938 war sie im RJM, Abteilung Österreich, angestellt, 

wechselte 1939 ans LG für ZRS Wien und im selben Jahr ans OLG Wien, wo sie im 

Kanzleidienst tätig war. 547 Bereits am 10. Mai 1945 wurde sie ins Staatsamt für Justiz 

einberufen, wo sie ab 1947 als Kanzlist tätig war und 1949 Kanzleiadjunkt wurde. Vom 

November 1950 bis Oktober 1951 wurde sie als Justizkontrollor beim LG für ZRS 

verwendet. Nach ihrer Rückkehr ins BMJ wurde sie Kontrollor des BMJ (1951), 

Oberkontrollor (1957) und Kanzleidirektor (1963). 548 

Högn erhielt im Mai 1968 anlässlich ihrer Versetzung in den Ruhestand das „Goldene 

Verdienstzeichen der Republik Österreich“. 549  

In der NS-Zeit war sie Mitglied in der NSV und der DAF.550 

 

Holzer Josef, geb. 19. Mai 1922, versah von 20. Dezember 1954 bis zu seiner Versetzung 

in den Ruhestand mit Ende Mai 1979 Dienst im Bundesministerium für Justiz.551  

Holzer war im Zweiten Weltkrieg an der Front und erlitt einen Lungenschuss, wodurch 

er zu 50 % Invalide war. 552 Von 1944 bis 1946 war er in britischer 

Kriegsgefangenschaft. 553 

Seinen Justizdienst begann er am 6. Dezember 1954 als Vertragsbediensteter im LG für 

ZRS Wien.554 Er stieg zum provisorischen Amtsgehilfen (1966), provisorischen 

Amtswart (1966), Amtswart (1966) und schließlich zum Oberamtswart (1970) auf. 14 

Tage nach Dienstantritt beim LG für ZRS wurde er dem BMJ zugeteilt und dort kurze 

Zeit in der Kanzleistelle D (Straf- und Gnadensachen), ab 19. Februar 1955 in der 

Kanzleistelle C (Internationale Justizangelegenheiten in Zivilsachen) eingesetzt.555 

Holzer wurde ihm die „Silberne Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“ 

verliehen.556 

 

Dr. Hoyer Viktor, geb. 30. September 1905, 557 kam 1946 ins Justizministerium558 und 

arbeitete dort bis zu seiner mit 31. Dezember 1970 erfolgten Versetzung in den 

 
547 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Högn, Anna, Lebenslauf, 1.6.1945. 
548 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Högn, Anna, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
549 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Högn, Anna, Standesausweis, o. D., S. 5. 
550 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Högn, Anna, Personalfragebogen, 15.1.1939. 
551 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, BMJ, Tabelle Silbernes Ehrenzeichen, 29.4.1971, S. 3. 
552 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, Lebenslauf, 12.3.1954. 
553 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, Standesausweis, o. D., S. 3. 
554 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, LG für ZRS Wien, Dienstvertrag, 6.12.1954. 
555 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, Tabelle silbernes Ehrenzeichen, 29.4.1971, S. 4. 
556 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Holzer, Josef, Standesausweis, o. D., S. 5. 
557 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Antrag auf Ernennung zum Sektionschef, 25.4.1958, 
S. 1. 
558 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Antrag auf Ernennung zum Sektionschef, 25.4.1958, 
S. 2. 
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Ruhestand als Leiter der Sektion Zivillegislative. 559 Er war bereits von November 1935 

bis zum „Anschluss“ 1938 im BMJ tätig gewesen.560 

Hoyer trat 1929 als Rechtspraktikant in den Justizdienst, wurde 1931 

Richteramtsanwärter, im März 1932 Hilfsrichter, im Juni 1932 Richter und 1937 

Staatsanwalt im OLG-Sprengel Wien.561 Er wurde 1938 aufgrund § 3 Abs. 1 BBV wegen 

der „nichtarischen Abstammung seiner Mutter“ in den dauernden Ruhestand 

versetzt. 562 Bis zum Kriegsende arbeitete er als Bankbeamter.563 Nach der Befreiung 

Österreichs wurde er am 14. Mai 1945 als Staatsanwalt ins Staatsamt für Justiz 

einberufen und war ab Juni 1946 als Sektionsrat im BMJ tätig. 1949 wurde er zum 

Ministerialrat, 1958 zum Sektionschef befördert. 564 1962 erhielt er das „Große Goldene 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“. 565 

1970 schied er aus dem aktiven Dienst des Bundesministeriums aus und erhielt das 

„Große Silberne Ehrenzeichen mit dem Stern für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 566 1961 wurde ihm das „Große Verdienstkreuz mit Stern des 

Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland“ und 1957 das „Komturkreuz des 

fürstlich liechtensteinischen Verdienstordens“ verliehen.567 Für diverse Gutachten war 

Hoyer auf Vertragsbasis auch nach seiner aktiven Zeit für das Bundesministerium für 

Justiz tätig.568  

Laut Akt war Hoyer im Austrofaschismus Mitglied der Vaterländischen Front.569 

 

Hummel Emma, geb. 11. November 1910 als Emma Kocisch, war vom Mai 1945 bis zu 

ihrer Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1970 im BMJ beschäftigt. Sie war 

ab 1968 Leiterin der Abfertigungsstelle, nachdem sie bereits ab 1958 Stellvertreterin der 

Leiterin Anna Högn war. 570 

1936 wurde sie als Vertragsbedienstete in den Kanzleidienst des OLG Wien 

aufgenommen und war an verschiedenen Gerichten im OLG-Sprengel Wien tätig. Mit 

Oktober 1938 wurde sie als Justizangestellte in den Reichsjustizdienst übergeleitet und 

war als Verhandlungsschriftführerin zeitweilig beim Vorsitzenden in Strafsenaten am 

 
559 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Tabelle, 16.6.1970, S. 3. 
560 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Standesausweis, o. D., S. 8. 
561 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, BMJ, Antrag auf Ernennung zum Sektionschef, 
25.4.1958, S. 2. 
562 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Tabelle, 16.6.1970, Beiblatt Antrag Dienstzeichen, 
1.6.1970, Lebenslauf, o. D.  
563 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Personenstandesblatt, 31.5.1945, S. 3. 
564 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, BMJ, Antrag auf Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 1.6.1970, S. 2. 
565 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Präsidium des BMJ, 28.11.1962. 
566 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Großes Silbernes Ehrenzeichen, Tabelle, 16.6.1970. 
567 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Standesausweis mit Laufbahn, S. 5. 
568 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, BMJ, Vertrag zwischen BMJ und Hoyer, 4.9.1971. 
569 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hoyer, Viktor, Der Reichsstatthalter – Der Staatskommissar, 
Fragebogen, 21.4.1938, S. 3. 
570 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, BMJ, Antrag Verleihung Silbernes 
Verdienstzeichen, 2.12.1970, S. 1. 
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LG für Strafsachen Wien und am AG Waidhofen/Ybbs tätig.571 Am 4. Mai 1945 trat sie 

ihren Dienst im Staatsamt für Justiz an, wo sie als Kanzlist (1946), Kanzleiadjunkt 

(1948), Kanzleioffizial (1949) und Kanzleioberoffizial (1957) tätig war. 572 

Hummel erhielt das „Silberne Verdienstzeichen der Republik Österreich“. 573 

Im Austrofaschismus war sie Mitglied der Vaterländischen Front, 574 in der NS-Zeit 

Mitglied im RLB, in der NSF und im NSV.575  

 

I 
 

Irschik Franz, geb. 25. Februar 1878, arbeitete von 1913 bis zum „Anschluss“ und von 

1945 bis zu seiner endgültigen Versetzung in den Ruhestand 1949 als Amtswart im 

Bundesministerium für Justiz.  

1913 trat er als Aushilfsdiener ins k.k. Justizministerium ein. 1915 kam er an die russische 

Front, geriet in russische Kriegsgefangenschaft und kehrte 1921 nach Österreich 

zurück. 576 Er trat wieder ins Justizministerium als Amtsdiener ein und verblieb dort 

(nach dem „Anschluss“ 1938 als Ministerialamtsgehilfe im RJM, Abteilung Österreich) 

bis zur Auflösung 1939. Danach war er Justizoberwachtmeister am OLG Wien.577 Nach 

der Errichtung des Staatsamtes für Justiz 1945 kehrte Irschik auf seinen Posten 

zurück. 578 Er war bereits in den Ruhestand getreten, stand aber als Ruhestandsbeamter 

weiter im Dienst des BMJ. 579 

Irschik war 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied in der Vaterländischen Front. 580 

In der NS-Zeit war er Mitglied im RDB, in der NSV und im RLB.581  

 

J 
 

Janisch Karl, geb. 20. Februar 1907, war von Jänner 1947 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand mit 31. März 1971 im Bundesministerium für Justiz als Referent der 

Verwaltungs- und Personalsektion beschäftigt. 582 

 
571 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, LG-Präsident, Antrag auf Höherreihung, 
11.7.1942, S. 1. 
572 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
573 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, Präsidentschaftskanzlei, Verleihung Silbernes 
Verdienstzeichen, 28.1.1971. 
574 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, RJM, Personalfragebogen, 24.8.1939. 
575 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Hummel, Emma, Antrag zur Höhergruppierung, Anhang, 11.7.1942. 
576 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Irschik, Franz, Lebenslauf, o. D. 
577 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Irschik, Franz, Personenstandesblatt, 30.5.1945, S. 3. 
578 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Irschik, Franz, Lebenslauf, o. D. 
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581 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Irschik, Franz, Fragebogen, 15.2.1939, S. 1. 
582 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, BMF, Zulage zum Ruhensgenuss, 8.2.1971. 
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Er begann seinen Kanzleidienst 1932 im Sprengel des LG Salzburg,583 wurde danach an 

diversen Gerichten im LG-Sprengel Salzburg, dann im OLG-Sprengel Wien 

verwendet.584 1938 wurde er im Heeresjustizdienst, Gericht der 27. Division in 

Augsburg, verwendet,585 geriet 1943 in amerikanische Kriegsgefangenschaft, aus der er 

im April 1946 entlassen wurde. 586 Er war 1933 Kanzlist, 1937 Justizassistent, 1938 

Heeresjustizinspektor, 1944 Heeresjustizoberinspektor, 1946 Justizassistent, 1947 

Justizaktuar bzw. Justizoberaktuar, 1948 Justizoberrevident, 1950 Amtsoberrevident, 

1951 Amtssekretär, 1954 wirklicher Amtsrat 587 und 1970 Amtsdirektor. 588 1962 wurde 

ihm der Berufstitel Regierungsrat, 1968 der Berufstitel Hofrat verliehen.589 

Janisch war kein NSDAP-Mitglied gewesen.590 

 

K 
 

Dr. Kadecka Hubert, geb. 2. Juni 1916,591 arbeitete ab 1948 im Bundesministerium für 

Justiz. Im Justizministerium wurde er Leiter der Abteilung 4 (Miet- und Pachtrecht, 

Angelegenheiten der Wohnraumbewirtschaftung und des Wohnhauswiederaufbaues, 

öffentliche Bücher). 592 

Kadecka begann seinen Justizdienst 1939 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde zum 

Wehrdienst eingezogen, mit Jänner 1945 zum Amtsgerichtsrat, 1948 zum Richter und 

1950 zum Landesgerichtsrat, 593 1951 zum Ministerialsekretär ernannt.594 

Kadecka war ab April 1945 erneut im Justizdienst tätig und wurde mit Juli 1946 auf 

Verlangen der alliierten Militärbehörden vom Richteramt enthoben, da er NSDAP-

Mitglied (Nr. 6.264.756) gewesen war.595 Während dieser Zeit arbeitete er als 

Konzipient in einer Rechtsanwaltskanzlei bzw. als Verteidiger in Strafsachen. Die 

erneute Indienststellung erfolgte im November 1947. Kadecka wurde von der 

 
583 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, BMF, Zulage zum Ruhensgenuss, 8.2.1971. 
584 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
585 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, Personenstandesblatt, 22.5.1946, S. 3; 
Standesausweis, o. D., S. 8. 
586 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, BMF, Zulage zum Ruhensgenuss, 8.2.1971. 
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7.1.1968. 
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589 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
590 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Janisch, Karl, Personenstandesblatt, 22.5.1946, S.3. 
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593 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beurteilungsblatt, 15.11.1951. 
594 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, BMJ, Ernennung zum Ministerialsekretär, 
17.12.1951, S. VII. 
595 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beiblatt zum Ansuchen um Anrechnung von 
Vordienstzeiten, 4.11.1948, S. 1.  
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Sonderkommission 1. Instanz 1946 als politisch tragbar bestätigt.596 Er wurde gemäß § 

17 Abs. 3 VerbotsG als „minderbelastet“, aber politisch unbedenklich eingestuft.597 

 

Dr. Kapfer Hans, geb. 5. September 1903, war von Jänner 1955 bis Juni 1956 

Bundesminister für Justiz.  

Kapfer begann seinen Gerichtsdienst als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1928 zum 

Richteramtsanwärter, 1930 zum Richter ernannt. In den Reichsjustizdienst wurde er 

1938 als Landgerichtsrat übergeleitet und 1939 Amtsgerichtsrat. 598 

1931 war Kapfer bereits für einige Monate dem Bundesministerium für Justiz zugeteilt. 

1956 wurde ihm das „Große Goldene Ehrenzeichen am Bande für Verdienste um die 

Republik Österreich“ verliehen.599  

Kapfer war 1934 bis 1938 Mitglied der Vaterländischen Front.  

In der NS-Zeit gehörte er dem NSRB und NSRL an.600 

 

Kaudel, Johann, geb. 25. November 1911, war von 1952 bis zu seiner krankheitshalber 

durch den Dienstgeber erfolgten Kündigung mit Ende November 1976 im BMJ tätig. 

Er war von 1943 bis 1945 in der deutschen Wehrmacht. 601 Er begann seinen Justizdienst 

1951 als Vertragsbediensteter (Heizer) beim Arbeitsgericht Wien und wurde 1952 dem 

BMJ – Kanzleistelle C als Amtsdiener zugeteilt, wo er bis zum Ende seiner Laufbahn als 

Vertragsbediensteter blieb.602 

Er war politisch vollkommen unbelastet.603  

 

Keck Alfred, geb. 17. Juli 1900, versah seinen Dienst als vertragsbediensteter Chauffeur 

im Justizministerium vom Juli 1946 bis zur einverständlichen Lösung des Vertrages mit 

28. Februar 1963. 604 

Laut Personenstandesblatt war Keck kein Mitglied der NSDAP gewesen. 605 

 

Mag. Dr. Kemeny Laszlo 606, geb. 10. März 1921, kam im Jänner 1951 ins 

Bundesministerium für Justiz und verblieb dort bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand am 31. Dezember 1986. Er leitete ab 1955 die Abteilung III 5 (Personal- und 

 
596 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beiblatt zum Ansuchen um Anrechnung von 
Vordienstzeiten, 4.11.1948, S. 2. 
597 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kadecka, Hubert, Beurteilungsblatt, 15.11.1951. 
598 ÖStA, AdR, RJM, Personalakten, Kapfer, Hans. 
599 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kapfer, Hans, Bundeskanzleramt, Verleihung, 7.11.1956. 
600 ÖStA, AdR, RJM-Personalakten, Kapfer, Hans. 
601 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kaudel, Johann, Standesausweis, o. D., S. 3. 
602 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kaudel, Johann, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
603 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kaudel, Johann, BMJ, Zuteilung Johann Kaudel, 4.4.1952, S. 2. 
604 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Keck, Alfred, Standesausweis, o. D., S. 8. 
605 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Keck, Alfred, Personenstandesblatt, 21.7.1946, S. 3. 
606 Manchmal auch Kemény, Ladislaus; ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, BG 
Eisenstadt, Vordienstzeiten, 14.11.1950. 
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Verwaltungsangelegenheiten des OLG-Sprengels Graz, Bearbeitung der 

Amtsuntersuchung und Amtsnachschauberichte aus den Sprengeln aller 

Oberlandesgerichte, Personalangelegenheiten, wie Anrechnung von Vordienstzeiten, 

Dienstjubiläumsbelohnungen, Versorgungsgenüsse, Haushaltszulagen und 

Reisegebührensachen). 607 

Kemeny begann seinen Justizdienst 1941 als Gerichtsreferendar, wurde im selben Jahr 

in die deutsche Wehrmacht eingezogen und kam im Juli 1946 aus der 

Kriegsgefangenschaft 608 zurück. Er wurde 1947 Richteramtsanwärter, 1948 

Hilfsrichter, 1949 Richter, 1952 Staatsanwalt im OLG-Sprengel Wien. 1951 wurde er 

dem BMJ zugeteilt, 1955 Ministerialsekretär, 1960 Sektionsrat, 1965 Ministerialrat und 

1986 Sektionschef. 609  

Für seine Verdienste wurde ihm 1971 das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ und 1977 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ sowie 1985 das „Große Goldene Ehrenzeichen des Landes 

Steiermark“ verliehen.610  

Kemeny war nie Anwärter oder Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 

gewesen.611 

 

Kilnhofer Gertrud 612, geb. 20. Oktober 1917 als Gertrud Richter, war von Mai 1945 bis 

zur Versetzung in den Ruhestand mit 31. Oktober 1977 im BMJ beschäftigt. 

Sie war von Juli 1938 als Vertragsbedienstete, ab 1939 als Justizangestellte in der 

Amtswirtschaftsstelle, danach in der Justizpressestelle des OLG Wien tätig. Im 

September 1942 übernahm sie die Kanzlei beim 7. Senat des OLG Wien.613 Mit 24. Mai 

1945 wurde sie als Kanzleikraft ins Staatsamt für Justiz einberufen, dort stieg sie 1949 

zum Kanzleiadjunkt, 1954 zum Kanzleioffizial, und 1963 zum Kanzleioberoffizial auf. 614  

Vom September 1937 bis zum „Anschluss“ war sie Mitglied der Vaterländischen Front. 

In der NS-Zeit war sie Mitglied der DAF. 615 

 

 
607 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, BMJ, Antrag auf Verleihung Amtstitel 
Sektionschef, 22.10.1986, S. 2. 
608 Er kam in Afrika in britische Kriegsgefangenschaft, wurde dann in die USA gebracht und kehrte aus 
amerikanischer Gefangenschaft zurück. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, Lebenslauf, 
o. D. 
609 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
610 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, Standesausweis, o. D., S. 5. 
611 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kemeny, Laszlo, Personenstandesblatt, 25.1.1949, S. 3; Lebenslauf, 
o. D.  
612 Manchmal auch Gertrude Kilnhofer. 
613 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kilnhofer, Gertrud, Lebenslauf, o. D. 
614 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kilnhofer, Gertrud, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
615 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kilnhofer, Gertrud, Personalfragebogen, 31.12.1938. 
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Dr. Klee Karl, geb. 13. Jänner 1913, war von Oktober 1951 bis zu seinem durch einen 

Autounfall verursachten Tod am 22. November 1965 als stellvertretender 

Präsidialvorstand im Bundesministerium für Justiz tätig.  

Klee wurde 1936 Rechtsanwaltsanwärter, im Juli 1938 Richteramtsanwärter, 1940 

Gerichtsassessor und 1941 Staatsanwalt im OLG-Sprengel Wien.616 Er war von 1939 bis 

1945 bei der deutschen Wehrmacht und danach bis Juli 1945 in Kriegsgefangenschaft. 617 

1945 wurde er in Abwesenheit mit Bescheid des Liquidators der Einrichtungen des 

Deutschen Reiches in Österreich aus dem Justizdienst entlassen. 1946 meldete sich Klee 

nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft wieder für den Justizdienst. Der 

Liquidator der Einrichtungen des Deutschen Reiches in Österreich veranlasste jedoch 

gemäß § 14 VerbotsG die Beendigung des Dienstverhältnisses, da Klee gemäß § 10 

VerbotsG als „illegaler“ Nationalsozialist zu führen sei. 618 1947 legte Klee dar, wieso 

seine Führung als „illegaler“ Nationalsozialist nicht korrekt und dass er nur 

Parteianwärter gewesen sei.619 Gemäß § 27 Abs. 3 VerbotsG 1947 wurde Klee schließlich 

als „minderbelastet“ eingestuft.620 

1948 wurde er als Staatsanwalt wieder in den Dienst gestellt, ab 1959 bei der 

Generalprokuratur, ab 1961 als Erster Staatsanwalt beschäftigt. Ab 1962 war er Leiter 

der Abteilung 14 (bedingte Entlassungen, Bearbeitung der bei der Europäischen 

Kommission für Menschenrechte erhobenen Beschwerden) im BMJ und wurde 1965 

zum Ministerialrat ernannt.621 

1938 suchte Klee um die Aufnahme in die NSDAP an. Von April 1938 bis April 1939 war 

er Mitarbeiter in der Ortsgruppe der NSDAP Jedlersdorf-West. Laut Personalakt war 

die NSDAP-Mitgliedschaft mit 1. Mai 1938 datiert, mit der niedrigen Mitgliedsnummer 

6.119.582, 622 was auf eine illegale Betätigung schon vor dem „Anschluss“ hindeutet. Dies 

wurde von Klee bestritten, er gab an, nur Parteianwärter623 gewesen zu sein.624  

Klee war Mitglied der Vaterländischen Front gewesen.  

In der NS-Zeit betätigte er sich in den NS-Organisationen NSRB, RDB, NSV und 

DAF. 625 

 

Kliment Maria, geb. 5. Juni 1915 als Maria Jeghers, arbeitete von 1950 bis zu ihrer 

Versetzung in den Ruhestand mit 4. Juli 1976 im Bundesministerium für Justiz als 

 
616 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Standesausweis, o. D., S. 7. 
617 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Standesausweis, o. D., S. 3. 
618 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
619 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Schreiben an OStA Wien, 9.4.1946. 
620 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
621 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
622 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Personenstandesblatt, 20.6.1947, S. 3. 
623 Parteianwärter hatten das Recht zum vorläufigen Tragen des Parteiabzeichens. Art. 2 Abs. 2 
VerbotsG. www.jusline.at/gesetz/vbtg/paragraf/artikel2zu4 [Abfrage 3.3.2025]. 
624 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, Schreiben an OStA Wien, 9.4.1946. 
625 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Klee, Karl, NS-Standesblatt, o. D. 

http://www.jusline.at/gesetz/vbtg/paragraf/artikel2zu4
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Konzeptshilfskraft in der Abteilung 15b (Erstellung und Herausgabe des Amtsblattes 

der österreichischen Justizverwaltung).  

Sie war 1940 bis März 1944 beim Oberkommando des Heeres in Berlin als Stenotypistin 

dienstverpflichtet. 626 Im März 1947 trat sie ihren Dienst als Vertragsbedienstete des 

Kanzleidienstes beim LG für ZRS an;627 sie war in der Folgezeit an diversen Gerichten 

des OLG-Sprengels Wien tätig. Kliment wurde im Juli 1947 ins BMJ einberufen, dort 

wurde sie provisorischer Kanzlist (Mai 1955), provisorischer Kanzleiadjunkt bzw. 

Kanzleiadjunkt (Juni 1955), Kanzleioffizial (1958), Kanzleioberoffizial (1963) und 

Oberoffizial (1970). Ab 1950 war sie als Sekretärin des Präsidialchefs mit der Führung 

der Richterkartei und der Evidenzhaltung des Justizamtsblattes betraut. 628 

Sie war kein Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen.629 

 

Dr. Köhler Hans, geb. 25. April 1921, versah von Jänner 1951 bis Oktober 1952 und von 

Juni bis Dezember 1954 im Bundesministerium für Justiz seinen Dienst als Referent in 

der Abteilung 7 (internationale Rechtsangelegenheiten und Rechtshilfe in Zivilsachen).  

Köhler war Rechtsanwaltsanwärter (1948), Richteramtsanwärter bzw. Hilfsrichter 

(1950), und Richter (1951). 630  

Er war Mitglied der NSDAP mit der Mitgliedsnummer 7.826.208, galt jedoch aufgrund 

der Jugendamnestie BGBl. 70/48 als politisch völlig unbedenklich. 631 

 

Koholzer Josef, geb. 23. Jänner 1907, war von März 1953 bis zur einverständlichen 

Kündigung mit 30. September 1969 als Vertragsbediensteter im BMJ tätig. 

Koholzer wurde 1953 aus dem Personalstand der Bundesgebäudeverwaltung in den 

Justizdienst überstellt und dem BMJ zugeteilt.632 Er versah in verschiedenen 

Kanzleistellen Amtswartsdienste und wurde als Türhüter bei Sektionschef Dr. Tempfer 

verwendet.633 

 

König Rudolf, geb. 29. März 1884, war von Juli 1914 bis zum „Anschluss“ und von 1. Mai 

1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende Dezember 1949 im 

Bundesministerium für Justiz tätig.  

Seinen Justizdienst begann er 1900 beim BG Feldsberg, 1906 wurde er dem 

Exekutionsgericht Wien als Kanzleigehilfe und am 26. Juli 1914 als Kanzleioffizial dem 

 
626 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kliment, Maria, Personenstandesblatt, 26.3.1947, S. 3. 
627 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kliment, Maria, Arbeitsamt Wien, Arbeitsbuch, 27.11.1944. 
628 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kliment, Maria, Dienstpostenbewirtschaftung, 3.5.1955. 
629 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kliment, Maria, Lebenslauf, o. D. 
630 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Köhler, Hans, BMJ, Ernennung zum Sprengelrichter, 23.10.1951; 
BMJ, Beurteilungsblatt, 31.3.1952. 
631 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Köhler, Hans, Präsidium, Amtserinnerung, 24.1.1951, S. 2. 
632 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Koholzer, Josef, BMJ, Amtserinnerung Zuteilung Koholzer, 
27.4.1953. 
633 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Koholzer, Josef, BMJ, Amtserinnerung Zuteilung Koholzer, 
27.4.1953. 
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kk. Justizministerium zugewiesen.634 Dort stieg er zum Kanzlisten bzw. Kanzleioffizial 

(1919), Hilfsämterdirektionsadjunkt (1920), Kanzleiobervorsteher (1921), 

Kanzleidirektor (1922), Amtssekretär (1927) und wirklichen Amtsrat (1931) auf. 635 Ab 

1922 wurde er im Kleinkonzeptsdienst verwendet und gleichzeitig mit der Leitung der 

Sektionskanzlei für Straf- und Gnadensachen, Entschädigungen für ungerechtfertigte 

Haft und Verurteilung und Pressesachen betraut. 636 Nach Auflösung des RJM, 

Abteilung Österreich, wurde er 1939 zum OLG Wien bzw. als Justizoberinspektor zur 

StA beim Landgericht Wien und aufgrund einer Erkrankung mit 18. Jänner 1941 in den 

Ruhestand versetzt.637 Mit 1. Mai 1945 wurde er erneut als Amtsrat in das Staatsamt für 

Justiz einberufen.638  

König war in der Zwischenkriegszeit Mitglied in der Großdeutschen Volkspartei und 

von 1933 bis zum „Anschluss“ in der Vaterländischen Front. 639 

In der NS-Zeit war König Mitglied im NSRB, in der NSV und im RLB.640 

 

Körner Felix, geb. 8. November 1893, arbeitete von November 1948 bis zur 

einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses mit 31. Dezember 1958 als 

Vertragsbediensteter im Bundesministerium für Justiz.  

In den Justizdienst trat Körner als Justizwachtmeister im Mai 1942 bei der StA (Jugend) 

Wien ein, wo er bis Jänner 1944 verblieb und danach zur Wehrmacht eingezogen 

wurde. 641 Ab 1924 war Körner Mitglied der Sozialdemokratischen Partei. 642  

In einer eidesstättigen Erklärung gab Körner an, nie Mitglied der NSDAP, SA oder SS 

gewesen zu sein.643 

 

Kramper Karl, geb. 26. Oktober 1883, war von 1928 bis zum „Anschluss“ und vom 3. Mai 

1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1949 im 

Bundesministerium für Justiz tätig.  

Kramper war nach der Entlassung aus der k. u. k. Armee im Jänner 1918 in den Hofdienst 

übergeleitet worden. 1921 hatte er eine Stelle als Amtsdiener angenommen, wurde 1924 

ins Bundeskanzleramt als Kanzleioffizial (1926) überführt. Nach Zusammenlegung des 

Justizministeriums mit dem Bundeskanzleramt wurde er in der Abteilung Justiz 

(Personalabteilung) verwendet. Nach Wiedererrichtung des Justizministeriums 1928 

 
634 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 1. 
635 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 2. 
636 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 2. 
637 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, Generalstaatsanwalt, Versetzung, 17.10.1939. 
638 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 3. 
639 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, NS-Personalblatt, o. D., S. 1. 
640 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, König, Rudolf, NS-Personalblatt, o. D., S. 1. 
641 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Körner, Felix, Lebenslauf, o. D. 
642 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Körner, Felix, Beiblatt, 29.5.1945, S. 2. 
643 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Körner, Felix, Personenstandesblatt, 3.7.1945, S. 3; Eidesstättige 
Erklärung, 17.4.1945. 
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stand er weiter in der Personalabteilung im Dienst, wurde 1938 zum Kanzleioberoffizial 

befördert und 1938 als Regierungssekretär ins deutsche Justizsystem übergeleitet.644 

1939, nach Auflösung des RJM, Abteilung Österreich, wurde Kramper als 

Justizobersekretär ans OLG Wien versetzt und u.a. in der Generalregistratur 

verwendet. Am 3. Mai 1945 wurde er zur Dienstleistung ins Staatsamt für Justiz 

einberufen.645 

Kramper war vom Oktober 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen 

Front. 646  

1938 bis 1945 gehörte er folgenden NS-Organisationen an: RDB, NSV und RLB.647 

 

Dr. Krecht Emil, geb. 1. Oktober 1882, war von 1919 bis zum „Anschluss“ und von 22. 

Mai 1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1949 im 

Bundesministerium für Justiz tätig. 

Krecht begann im Jänner 1908 als Rechtspraktikant seinen Dienst in der Justiz, wo er im 

September 1908 zum Auskultanten, 1913 zum Richter und 1919 zum Bezirksrichter 

befördert wurde. 1919 wurde er zur Dienstleistung ins Justizministerium einberufen, wo 

er 1920 zum Ministerialsekretär, 1921 zum Sektionsrat und 1924 zum Ministerialrat 

ernannt wurde. 648  

Krecht war vom März 1938 bis Ende Februar 1939 im RJM, Abteilung Österreich, und 

danach in den Wartestand versetzt. Von April 1943 bis Ende Dezember 1943 war er im 

Präsidium des OLG Wien beschäftigt, 649 danach in den Wartestand 650 und mit 

November 1944 in den Ruhestand versetzt.651 Am 1. Mai 1945 wurde er wieder in den 

Dienst gestellt und ins Staatsamt für Justiz einberufen.652 1947 wurde er Sektionschef 

im BMJ.653 

Krecht war Mitglied der Vaterländischen Front. 654  

Über etwaige Mitgliedschaften in NS-Organisationen kann keine Aussage getroffen 

werden. 

 

 
644 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kramper, Karl, Berechnung Besoldungsalter, 13.12.1939; 
Lebenslauf, o. D. 
645 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kramper, Karl, Lebensbeschreibung, o. D. 
646 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kramper, Karl, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
647 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Kramper, Karl, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
648 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 2. 
649 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 3. 
650 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Festsetzung der Versorgungsbezüge, 5.1.1944 
651 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, RJM, Ruhestandsversetzung, 28.11.1944. 
652 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Lebenslauf, 29.5.1945, S. 2f. 
653 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Standesausweis, Beiblatt, o. D. 
654 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Fragebogen, 9.8.1938, S. 1. 
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Krenn Franz, geb. 29. März 1906, 655 war von November 1937 bis zum „Anschluss“ und 

von April 1945 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende Jänner 1969 im 

Bundesministerium für Justiz.656  

Da er davor im Österreichischen Bundesheer diente, war er als Korporal erst im 

Probedienst und wurde im April 1938 zum Amtsgehilfen im RJM, Abteilung Österreich, 

ernannt.657 Ende April 1939 wurde er gemäß § 3 Abs. 1 BBV in den Ruhestand versetzt, 

da seine Frau als „Mischling 1. Grades“ galt. 658 Auf Grundlage von § 3 Abs. 3 BBV kam 

es schließlich doch zu einer Weiterbelassung Krenns im Justizdienst.659  

Er wurde 1939 als Justizwachtmeister an das Landgericht Wien versetzt.660 Von dort 

wurde er zweimal zum Wehrdienst einberufen, kam jedoch wieder an das LG Wien 

zurück. 661 Von 1943 bis Jänner 1945 war er als Werkschutzmann bei den Heinkel-

Flugzeugwerken in Schwechat-Heidfeld, danach bis Kriegsende in der 

Schuhmacherwerkstätte der „Organisation Todt“ in Wien-Leopoldstadt 

dienstverpflichtet. 662 Am 19. April 1945 kehrte Krenn in das Staatsamt für Justiz zurück 

und bekleidete dort den Posten eines Amtswartes. 663 1969 wurde ihm die „Silberne 

Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“ verliehen.664 

Während des Austrofaschismus war Krenn Mitglied der Vaterländischen Front. 665  

In der NS-Zeit war er Mitglied des RDB, der NSV und des RLB.666  

 

Dr. Krüzner Alexander, geb. 11. November 1889, war von 1921 bis zum „Anschluss“ und 

von August 1945 bis zu seiner Ruhestandsversetzung Ende März 1950 im 

Justizministerium tätig.  

Krüzner begann seinen Justizdienst 1912 als Rechtspraktikant, wurde 1914 zum 

Auskultanten, 1919 zum Richter und 1921 zum Bezirksrichter ernannt. 667 1921 wurde er 

ins Justizministerium einberufen, wurde dort Ministerialvizesekretär (1922) 

Ministerialsekretär (1923), Sektionsrat (1926), Hofrat (1933) und Ministerialrat 

(1934). 668 Er war in den Abteilungen für Strafrecht, für internationales Recht, für 

 
655 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Umschlagbogen zum Standesausweis. 
656 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Standesausweis, o. D., S. 7. 
657 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Standesausweis, o. D., S. 7. 
658 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Oberlandesgerichtspräsidenten, 9.11.1939. 
659 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Reichskommissars für die 
Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, 23.3.1940. 
660 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Landesgerichtspräsidenten, 25.2.1941. 
661 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krecht, Emil, Standesausweis, o. D., S. 8. 
662 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Standesausweis, o. D., S. 4. 
663 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Tabelle Einlageblatt Verleihung der Silbernen 
Medaille, S. 1. 
664 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Tabelle Einlageblatt Verleihung der Silbernen 
Medaille, S. 2. 
665 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Fragebogen, 23.4.1940. 
666 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krenn, Franz, Brief des Landesgerichtspräsidenten, 11.7.1941. 
667 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Standesausweis, o. D., Justizdienst. 
668 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Standesausweis, o. D., Einlageblatt. 
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Gnaden- und Strafsachen und für Personalangelegenheiten sowie im Präsidium tätig. 669 

Krüzner war mit Bewilligung des Ministeriums bis zum „Anschluss“ ehrenamtlich als 

Diözesananwalt der Apostolischen Administration des Burgenlandes und 

Disziplinaranwalt für die Disziplinarsachen der an katholischen Volksschulen des 

Burgenlandes beschäftigten Lehrpersonen tätig. 670 Am 16. März 1938 wurde Krüzner 

beurlaubt. Da er dem Nationalsozialismus ablehnend gegenüberstand, ließ er sich in den 

Ruhestand versetzen, um einer Maßregelung nach der BBV zu entgehen. 671 Er wurde mit 

August 1945 ins Staatsamt für Justiz einberufen und 1946 zum Ministerialrat ernannt. 

Mit Ende März 1950 wurde er auf eigenes Ansuchen in den Ruhestand versetzt. 672 

1922 bis 1923 war Krüzner kurzzeitig Abgeordneter zum Nationalrat für die 

Christlichsoziale Partei gewesen,673 währenddessen ruhte seine Tätigkeit im 

Bundesministerium für Justiz. 1933 bis 1938 war er Mitglied der Vaterländischen 

Front. 674 

In der NS-Zeit war Krüzner Mitglied der NSV.675  

 

L 
 

Langer Olga, geb. 3. September 1898 als Olga Greiner, arbeitete von Juli 1947 bis zur 

einverständlichen Auflösung ihres Dienstverhältnisses als Vertragsbedienstete mit 

Ende August 1957 im Kanzleidienst im BMJ.676  

Davor hatte sie in diversen Firmen in der Privatwirtschaft als Büroangestellte 

gearbeitet.677 

Langer war politisch unbelastet.678 

 

Lebeda Karl, arbeitete von 1950 bis zur Aufhebung der Zuteilung mit 31. Jänner 1951 als 

Amtsgehilfe im Justizministerium. 679 

Er wurde mit 1. Februar 1951 zum LG für ZRS versetzt und zum gleichen Zeitpunkt dem 

BG Innere Stadt zugeteilt. 680 

 
669 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Lebenslauf, 17.4.1938, S. 2. 
670 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Reichsstatthalter, Fragebogen, 22.4.1938, S. 1. 
671 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Personenstandesblatt, 31.8.1945, S. 3. 
672 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Standesausweis, o. D., Einlageblatt. 
673 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Lebenslauf, 31.8.1945, S. 2.  
674 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Fragebogen, 22.4.1938, S. 3. 
675 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Krüzner, Alexander, Lebenslauf, 31.8.1945, S. 3. 
676 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Langer, Olga, Personenstandesblatt, 18.7.1947, S. 3. 
677 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Langer, Olga, BMJ, Dienstgeberliste, 19.4.1949. 
678 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Langer, Olga, Lebenslauf, 18.7.1947; Eidesstättige Erklärung, 
14.7.1947; Polizeidirektion Wien, Kriminalbeamtenabteilung, Erhebung Olga Langer, 13.1.1948. 
679 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lebeda, Karl. 
680 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lebeda, Karl, OLG-Präsident, Versetzung, 17.1.1951. 
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Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Dr. Lelewer Georg, Senatspräsident des OGH i. R., geb. 29. September 1872681, 

arbeitete von 30. September 1946 bis 30. September 1948 als Konsiliarius für 

Strafrechtsgesetzgebung im Bundesministerium für Justiz.  

Er war ab 1920 am Obersten Gerichtshof tätig und trat mit 31. Dezember 1937 in den 

Ruhestand.  

1946 wurde er als Ruhestandsbeamter auf einem Dienstposten des BMJ verwendet, 

bevor er mit 30. September 1948 endgültig in den Ruhestand trat.682  

Nach dem „Anschluss“ 1938 wurde ihm sein Ruhensbezug aufgrund seiner nach den 

Nürnberger Gesetzen klassifizierten jüdischen Herkunft entzogen683 und er war am 10. 

November 1938 im Zuge des Novemberpogroms kurz inhaftiert.684 

Lelewer musste 1939 nach Großbritannien fliehen.685 Dort war er in der 

Exilorganisation der Österreichischen Freiheitsbewegung tätig. Außerdem war er 

Konsulent bei den Supreme Headquarter Alliied Expeditionary Forces und im April 1946 

Sachverständiger für österreichisches Recht beim British Military Gouvernement Court 

Graz. 686 

  

Leodolter Walter, geb. 13. Mai 1907, verrichtete von 1934 bis zum „Anschluss“ und von 

August bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. August 1968 seinen Dienst im 

BMJ. 

Er war viele Jahre als Konzeptskraft in der Abteilung 20 (Personalangelegenheiten der 

Justizanstalten) tätig.687 

Ab 1935 war Leodolter im BMJ Kanzlist, nach dem „Anschluss“ Assistent im RJM, 

Abteilung Österreich. Nach Auflösung dieser Abteilung wurde er als Justizassistent ans 

OLG Wien versetzt.688 Leodolter war von 1939 bis 1945 in der Wehrmacht, zuletzt als 

Oberzahlmeister, und danach bis Juli 1945 in amerikanischer Kriegsgefangenschaft.689 

Am 22. August 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen. Er wurde 

Kanzleioffizial (1946), Amtsrevident (1947), Amtsoberrevident (1949), Amtssekretär 

 
681 Laut Standesausweis war sein Geburtsdatum 29. September 1872, ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, 
Lelewer Georg, Standesausweis, o. D. Laut Personenstandesblatt war das Geburtsdatum der 30.9.1872. 
682 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lelewer, Georg, Standesausweis, o. D., Einlagebogen S. 3. 
683 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lelewer, Georg, Antrag auf Auszahlung einer Entschädigung nach 
dem Beamtenentschädigungsgesetz, Beiblatt zu Punkt 9j, 2.2.1953. 
684 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lelewer, Georg, Antrag auf Auszahlung einer Entschädigung nach 
dem Beamtenentschädigungsgesetz, 22.1.1953, S. 3. 
685 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lelewer, Georg, Personenstandesblatt, 29.11.1946, und Lebenslauf, 
o. D. 
686 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lelewer, Georg, Lebenslauf, o. D. 
687 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, BMJ, Antrag auf Berufstitel Regierungsrat, 
29.11.1966, S. 3. 
688 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
689 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Standesausweis, o. D., S. 3. 
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(1953) und wirklicher Amtsrat (1958). 690 Er erhielt 1967 den Berufstitel 

Regierungsrat.691 

Leodolter war von 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen Front. 692  

1938 trat er für einige Monate dem NSKK693 bei und war Mitglied im RDB und RLB.694 

Leodolter begründete seinen Beitritt zum NSKK damit, dass er als Motoradfahrer an 

der Erlangung eines Triptyks695 interessiert gewesen war, was ohne Mitgliedschaft im 

NSKK nicht möglich war. 696 Die Sonderkommission beim BMJ kam in ihrem Beschluss 

vom 22. Februar 1946 zu dem Schluss, dass Leodolter, obwohl er für etwa fünf Monate 

NSKK-Mitglied war, jederzeit für eine freie und unabhängige Republik Österreich 

eintreten werde. 697 Er erreichte, dass die Meldestelle des Magistratischen Bezirksamtes 

für den 19. Bezirk 1946 seinem Antrag auf Abstandnahme von der Registrierung 

stattgab. 698  

 

Dr. Leonhard Otto, geb. 18. Februar 1876, war ab 1906 im Justizministerium tätig, 

schied jedoch 1930 aus dem Ministerium aus. 1945 holte man ihn als Konsiliarius für den 

Wiederaufbau der Justiz in das Staatsamt für Justiz. Er starb am 24. April 1952. 699 

Leonhard begann seinen Gerichtsdienst 1898 als Rechtspraktikant, wurde 1899 zum 

Auskultanten und 1904 zum Gerichtsadjunkt ernannt. 1906 wurde er ins 

Justizministerium einberufen, wurde 1909 Bezirksrichter, blieb aber auf seinem Posten 

im Ministerium. Dort wurde er 1910 zum Ministerialvizesekretär, 1912 zum 

Ministerialsekretär, 1917 zum Sektionsrat und 1919 zum Ministerialrat ernannt.700 1929 

wurde er Vizepräsident des OLG Wien, 1930 OLG-Präsident; 1935 wurde er seines 

Amtes enthoben und dem OGH zugewiesen, wo er Senatspräsident wurde. 

Im November 1938 wurde er aus politischen Gründen aufgrund § 4 BBV mit ¾ der 

Ruhensbezüge in den Ruhestand versetzt. 701  

Vor dem „Anschluss“ 1938 gehörte Leonhard den Ostmärkischen Sturmscharen und der 

Vaterländischen Front an. 702 

 
690 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Standesausweis, o. D., S. 8f. 
691 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, BMJ, Ernennung zum Regierungsrat, 24.5.1967. 
692 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, NS-Standesblatt, o. D. 
693 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Personenstandesblatt, 23.8.1945, S. 3. 
694 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, NS-Standesblatt, o. D. 
695 Dokumente zur Berechtigung zum Grenzübertritt für Fahrzeuge bzw. zum Grenzübertritt von 
Wasserfahrzeugen und Wohnanhängern. 
696 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Protokoll über die Verhandlung der 
Sonderkommission, 22.2.1946, S. 2. 
697 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, Sonderkommission beim BMJ, Beschluss, 
22.2.1946. 
698 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leodolter, Walter, BMJ, Amtsvermerk, 2.3.1946. 
699 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leonhard, Otto, Verlassenschaft Leonhard, S. 2. 
700 ÖStA, AVA, Standesausweis, Leonhard, Otto, o. D., o. S. 
701 ÖStA, AVA, Standesausweis, Leonhard, Otto. 
702 ÖStA, AdR, Gauakten, Leonhard, Otto. 
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Er erhielt 1928 das „Große Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 703 

 

Leutgeb Gisela, geb. 5. Juni 1895 als Gisela Hollmann, arbeitete von 24. Mai 1945 bis zur 

einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses mit 31. Mai 1946 im 

Bundesministerium für Justiz als Kanzleikraft.704 

Bis 1938 arbeitete sie bei Rechtsanwalt Dr. Rudolf Grünfeld 705 als Stenotypistin und 

Kanzleileiterin. Grünfeld musste 1938 seine Kanzlei aufgeben und floh nach 

Großbritannien. Im Februar 1939 trat sie in die Kanzlei Dr. Oskar Kolroser ein und 

verblieb dort, bis dieser zur Wehrmacht eingezogen wurde. Von April 1942 bis 

November 1944 war sie Schriftführerin und Kanzleikraft im LG Wien. Von November 

1944 bis 4. April 1945 wurde sie als Rüstungsarbeiterin notdienstverpflichtet. Am 16. 

April 1945 meldete sie sich zum Dienstantritt beim LG Wien und wurde ins Staatsamt 

für Justiz als Kanzleikraft berufen.706 

In der NS-Zeit war sie Mitglied der DAF, des NSV und des NSL.707 

 

Dr. Linke Robert, geb. 31. Oktober 1925, arbeitete von 1949 bis Jänner 1951, von 

Oktober 1951 bis Jänner 1953 und von April 1954 bis zu seinem Tod am 9. Februar 1985 

als Leiter der Abteilung 10 im Justizministerium in der Abteilung für Internationale 

Rechtsangelegenheiten (Strafsachen).  

Linke begann seinen Justizdienst 1947 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1948 

Richteramtsanwärter, 1949 Hilfsrichter bzw. Richter. Von 10. August 1949 bis 1. Jänner 

1951 war er dem BMJ zugeteilt. Nach einem kurzen Intermezzo als Richter des BG 

Eisenstadt wurde er im Oktober 1951 erneut dem BMJ zugeteilt. 1953 erfolgte seine 

Versetzung ans BG Innere Stadt, danach zur StA Wien. Im April 1954 erfolgte seine 

erneute Versetzung ins BMJ, wo er 1955 zum Staatsanwalt, 1959 zum 

Ministerialsekretär, 1964 zum Sektionsrat, 1969 zum Ministerialrat und 1979 zum 

Generalanwalt befördert wurde. 708 

Linke war Leiter der Abteilung 10 (Auslieferungsrecht, Auslieferungsgesetz, 

Strafrechtshilfeerlass, Auslieferungsverträge und Verträge über die Rechtshilfe in 

Strafsachen, sonstige zwischenstaatliche Vereinbarungen; Bearbeitung von 

Beschwerden aufgrund der Europäischen Menschenrechtskonvention, etc.). 709 

 
703 ÖStA, AVA, Standesausweis, Leonhard, Otto, o. D., Einlageblatt. 
704 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leutgeb, Gisela, Personenstandesblatt, 30.5.1945, S. 3.; Ansuchen 
um Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis, 9.5.1946. 
705 Barbara Sauer / Ilse Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938. Das Schicksal der in den Jahren 1938 bis 1945 
verfolgten österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Wien 2010, S. 166. 
706 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leutgeb, Gisela, Lebenslauf, o. D. 
707 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Leutgeb, Gisela, Personalfragebogen, 1.4.1942. 
708 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Linke, Robert, Standesausweis, o. D., S. 7ff., und Einlageblatt. 
709 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Linke, Robert, BMJ, Tabelle Verleihung Großes Ehrenzeichen, 
5.2.1974. 
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1974 wurde ihm das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“, 

1982 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ 

verliehen.710 

Linke versicherte in einer eidesstättigen Erklärung, weder Mitglied der NSDAP oder 

einer ihrer Gliederungen noch Mitglied der HJ gewesen zu sein.711 

 

Lippert Elisabeth 712, geb. 28. Oktober 1920, arbeitete von 1955 bis zu ihrer Versetzung 

in den Ruhestand mit 30. Juni 1981 im BMJ. 

Bis 1945 war sie Stenotypistin und Kontoristin in den Siemens-Schuckert-Werken in 

Wien. 713 

Ihren Justizdienst begann sie als 1945 als Vertragsbedienstete (Schreib- und 

Kanzleikraft) beim LG für Strafsachen Wien. 1955 wurde sie ins BMJ einberufen und 

dort provisorischer Kanzlist bzw. provisorischer Kanzleiadjunkt sowie Kanzleiadjunkt 

(1956), Kanzleioffizial (1958), Kanzleioberoffizial (1964), Oberkontrollor (1970), 

Fachinspektor (1972) und Fachoberinspektor (1978). 714 

Über etwaige Mitgliedschaften in der NSDAP oder eine ihrer Gliederungen gibt der Akt 

keine Auskunft. 

 

Dr. Loebenstein Herbert, geb. 16. Juli 1914, kam im November 1945 in das 

Bundesministerium für Justiz. Bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. 

Dezember 1979 arbeitete er als Leiter der Abteilung 12 – Verwaltung und Personal.  

Loebenstein begann seinen Justizdienst 1937 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1939 

Gerichtreferendar, 1940 Gerichtsassessor und 1942, während seines Wehrdienstes, 

Amtsgerichtsrat. Er war von 1939 bis 1945 in der Wehrmacht und bis Juli 1945 in 

amerikanischer Kriegsgefangenschaft. 715 Im Oktober 1945 meldete er sich beim LG für 

ZRS zum Dienst und wurde im November 1945 dem Staatsamt für Justiz zugeteilt. Dort 

wurde er Landesgerichtsrat (1946), Sektionsrat (1952) und Ministerialrat (1957). Mit 

Jänner 1966 wechselte er als Oberstaatsanwalt zur OStA Wien, wo er bis Ende 

Dezember 1969 verblieb. Danach kehrte er als Sektionschef ins BMJ zurück. 716 

Loebenstein wurde 1968 mit dem „Komturkreuz des Landes Burgenland“717 und im 

selben Jahr aufgrund seiner Verdienste um den Aufbau der Justizverwaltung mit dem 

 
710 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Linke, Robert, Standesausweis, o. D., S. 5. 
711 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Linke, Robert, Eidesstättige Erklärung, 20.7.1947. 
712 Ihr Bruder Dr. Franz Lippert war Amtsgerichtsrat am LG für Strafsachen Wien, ÖStA, AdR, BMJ-
Personalakten, Lippert, Elisabeth, Standesausweis, Lippert an OLG Wien Präsidium, Ersuchen um 
Einstellung, 19.10.1945. 
713 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lippert, Elisabeth, Standesausweis, o. D., S. 4. 
714 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Lippert, Elisabeth, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
715 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 3; Lebenslauf, 
19.3.1946, S. 2. 
716 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
717 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Verleihungsurkunde Komturkreuz, 
20.11.1968. 
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„Großen Silbernen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ 718, 1971 

mit dem „Goldenen Komturkreuz des Ehrenzeichens für Verdienste um das Land 

Niederösterreich“, 1974 mit dem „Großen Goldenen Ehrenzeichen für Verdienste um 

die Republik Österreich“ und 1979 mit dem „Großen Silbernen Ehrenzeichen mit dem 

Stern für Verdienste um die Republik Österreich“ ausgezeichnet.719 

Loebenstein war Mitglied der Vaterländischen Front. 720  

In seinem Personenstandesblatt gab er 1946 an, dass er in der NS-Zeit Nachteile erlitten 

habe. Es habe sich hierbei um einen nicht bewiesenen Vorwurf des Gausippenamtes 

gehandelt, dass ein Urgroßvater nicht „deutschblütig“ gewesen. Deswegen sei er selbst 

nur beschränkt verwendungsfähig eingestuft worden. 721 

Im 1946 durchgeführten Sonderkommissionsverfahren gemäß § 21 VerbotsG gab 

Loebenstein an, dass er aufgrund des Drucks, ihn aus dem richterlichen 

Vorbereitungsdienst zu entlassen, der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen beitreten 

musste. 722 Deswegen trat er schließlich dem NSKK bei.723 Da er aber aufgrund des 

Wehrdienstes keine schriftliche Bestätigung der Anmeldung zum NSKK erhalten hatte, 

also keine ordentliche Mitgliedschaft im NSKK nachgewiesen werden konnte, erklärte 

sich die Sonderkommission für unzuständig.724 Allerdings gab Loebenstein im NS-

Standesblatt seine Mitgliedschaft im NSKK mit 27. Juni 1939 beim Motorsturm 31/M93 

an. 725 Er war Mitglied des NSRB und der NSV.726  

 

Löffler Karl, geb. 16. Oktober 1902, arbeitete von 1950 bis zu seiner Versetzung in den 

Ruhestand mit 31. Dezember 1967 als Amtswart zuletzt im Vorzimmer des 

Bundesministers für Justiz.  

Löffler arbeitete vor seiner Einziehung in die Wehrmacht beim österreichischen 

Bundesheer, dem er 1928 beitrat. Er geriet am 10. Mai 1945 in amerikanische 

Gefangenschaft, aus der er gleich wieder entlassen wurde.727 1946 wurde er als 

Aushelfer im Zustelldienst beim OLG Wien aufgenommen und der StA Wien zugeteilt, 

danach wurde er Amtsgehilfe und an verschiedenen Gerichten im OLG-Sprengel Wien 

verwendet. 1950 wurde er dem BMJ zugeteilt und erhielt den Titel Amtswart. Er war 

 
718 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, BMJ, Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 21.12.1968. 
719 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Standesausweis, o. D., S. 5f. 
720 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
721 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Personenstandesblatt, 19.3.1946, S. 3. 
722 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Beschluss Sonderkommission, 31.10.1946. 
723 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Personenstandesblatt, 19.3.1946, S. 3. 
724 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, Sonderkommission, Beschluss, 31.10.1946. 
725 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
726 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loebenstein, Herbert, NS-Standesblatt, o. D. 
727 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loeffler, Karl, Lebenslauf, o. D. 
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1950 in der Präsidialkanzlei, 1963 im Staatssekretariat (Vorzimmer Dr. Hetzenauer) und 

ab Mitte 1966 im Vorzimmer des Justizministers tätig. 728  

Löffler war nicht Mitglied der NSDAP gewesen.  

1968 und wurde er mit der „Silbernen Medaille für Verdienste um die Republik“ 

ausgezeichnet.729 1985 erhielt er vom Bundespräsidenten den Berufstitel „Professor“ 

verliehen.730 

 

Dr. Losert Walter, geb. 11. Februar 1915, war vom März 1951 bis zu seiner Versetzung 

in den Ruhestand mit Ende 1980 im Bundesministerium für Justiz. Er starb am 24. 

Februar 1992. 731 

Losert trat seinen Dienst 1940 als Rechtsanwaltsanwärter bzw. Gerichtsreferendar an 

und wurde 1940 Assessor. 732 Ab März 1940 leistete er Dienst in der deutschen 

Wehrmacht und verblieb bis Juni 1945 in amerikanischer Gefangenschaft. 733 Im August 

1945 trat er seinen Gerichtsdienst beim BG Döbling an und wurde 

Richteramtsanwärter, 1948 wurde er Hilfsrichter und im selben Jahr zum Richter 

ernannt. 1951 wurde er ins BMJ einberufen. Dort wurde er 1951 zum Landesgerichtsrat, 

1957 zum Sektionsrat und 1963 zum Ministerialrat ernannt.734 Er war ab 1951 in der mit 

Angelegenheiten des Handelsrechtes, des Wechsel- und Scheckrechtes und des 

Vertragsversicherungsrechts befassten Abteilung, die er ab 1968 leitete, innerhalb der 

Zivillegislativsektion tätig.735  

1976 wurde ihm das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ verliehen.736 

Losert war im Herbst 1938 Parteianwärter und später Parteimitglied der Ortsgruppe 

Wien-Liechtenthal (heute Lichtental, 1090 Wien), erhielt jedoch, nach eigenen 

Angaben, nie eine Mitgliedsnummer. 737 Die Ortsgruppe der NSDAP bestätigte am 22. 

Februar 1940 seine Parteimitgliedschaft. 738 Die Sonderkommission beim OLG Wien 

sprach sich 1946 für die Verwendung Loserts aus, da sie ihm glaubte, dass er sich nie für 

die NSDAP betätigt habe. 739 Auch die Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG beim BMJ 

 
728 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loeffler, Karl, BMJ, Tabelle Verleihung Ehrenzeichen, 21.11.1967, 
S. 2f. 
729 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Loeffler, Karl, Verleihungsdekret, 11.1.1968. 
730 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Standesausweis, Andere wichtige Vorkommnisse, o. 
D. 
731 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Partezettel, o. D. 
732 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Standesausweis, Dienstlaufbahn, o. D. 
733 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Standesausweis, Andere wichtige Vorkommnisse, o. 
D. 
734 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Standesausweis, Dienstlaufbahn, 
Fortsetzungsblatt, o. D. 
735 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, BMJ, Verleihung Großes Silbernes Ehrenzeichen, 
7.12.1975, Beiblatt. 
736 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Standesausweis, Auszeichnungen, o. D.  
737 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Personenstandesblatt, 27.9.1945, S. 3. 
738 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, NSDAP, Gauleitung Wien, Bestätigung, 22.2.1940. 
739 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Sonderkommission, Erkenntnis, 29.5.1946. 
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bestätigte, dass Losert trotz Verzeichnung in den besonderen Listen der 

Nationalsozialisten als Rechtsanwaltsanwärter in der Strafrechtspflege verwendet 

werden dürfe. 740 

Die Registrierungsbehörde stufte ihn 1947 gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG als 

„minderbelastet“ ein.741 

Losert war Mitglied des VDA.742 

 

M 
 

Marosch Margaretha 743, geb. 25. Dezember 1908 als Margaretha Waschta, war von Mai 

1948 bis zur Versetzung in den Ruhestand mir 21. Jänner 1972 im Justizministerium im 

Kanzleidienst beschäftigt. 744 

Marosch begann ihren Justizdienst 1929 als Schriftführerin beim BG Pottenstein, von 

wo sie 1935 anlässlich ihrer Eheschließung ausschied. 745 Als ihr Mann schwer erkrankt 

war, arbeitete sie 1943 bis 1944 als Stenotypistin in der Berndorfer Metallwarenfabrik 

Arthur Krupp AG.746  

Marosch wurde 1948 als Vertragsbedienstete ins BMJ aufgenommen, wurde 1950 

Kanzlist, 1951 Kanzleiadjunkt, 1957 Kanzleioffizial und 1963 Kanzleioberoffizial. 747 

Sie war politisch unbelastet. 748 

 

Matouschek Martin, geb. 19. Oktober 1883,749 war vom 23. Mai 1945 bis zu seiner 

Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1949 im BMJ tätig. 750  

1923 trat Matouschek beim Exekutionsgericht im Kanzlei- und Vollstreckungsdienst in 

den Justizdienst, wurde 1927 zum Justizaktuar und 1929 zum Justizoberaktuar. 1938 

wurde er als Justizinspektor in das deutsche Beamtenrecht übergeleitet 751 und zum AG 

Wien versetzt, wo er ab 1940 wieder in Exekutionssachen tätig war. 1943 wurde er zum 

Justizoberinspektor ernannt752 und zum OLG Wien (gemeinsame Kostenstelle) 

 
740 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Kommission nach § 19 VerbotsG, Erkenntnis, 
25.8.1947. 
741 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, Magistratisches Bezirksamt für den 19./26. Bezirk, 
Registrierungsbehörde, 15.11.1947. 
742 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Losert, Walter, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
743 Manchmal auch Margarete Marosch, ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, 
Personenstandesblatt, 14.5.1948, S. 1. 
744 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, Personenstandesblatt, 14.3.1946, S. 3. 
745 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, Lebenslauf, 14.5.1948. 
746 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, Ansuchen um Anrechnung von 
Vordienstzeiten, 26.1.1951. 
747 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
748 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Marosch, Margaretha, Leumundszeugnis, 16.6.1948. 
749 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 1. 
750 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin. 
751 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Berechnung Besoldungsdienstalter, 2.2.1944. 
752 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Berechnung Besoldungsdienstalter, 2.2.1944. 
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abgeordnet, wo er bis Mai 1945 blieb.753 Im Mai 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz 

einberufen und 1946 zum wirklichen Amtsrat ernannt.754 

1934 trat Matouschek der Vaterländischen Front bei und war Amtswalter und 

Fürsorgerat. 755 Für sein Engagement erhielt er ein Anerkennungsschreiben der 

Bezirksführung der Vaterländischen Front im 9. Bezirk. Im Mai 1945 gab er auf seinem 

Personenstandesblatt an, er sei im Dezember 1938 aus obgenannten politischen 

Gründen versetzt und bei diversen Beförderungen übergangen worden. Weiters gab er 

an, er sei 1933 auf Drängen von Dr. Waldemar Köhler, Zellenleiter der NSDAP beim BG 

Wien, der NSDAP beigetreten, habe jedoch keine Mitgliedsnummer oder Bestätigung 

über die Mitgliedschaft erhalten. Im selben Jahr sei er aufgrund des Verbots der NSDAP 

wieder ausgetreten.756  

Nach dem „Anschluss“ war er in folgenden NS-Organisationen: NSRB, RDB, NSV, RLB 

und NSRKB.757  

 

Dr. Mayer Josef, geb. 4. November 1866, arbeitete von 1899 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand mit Ende Februar 1932 im Bundesministerium für Justiz. Im April 1946 

wurde er als Ruhestandsbeamter in das Ministerium zurückgeholt, um am 

Wiederaufbau der österreichischen Justizverwaltung mitzuwirken.758 Er verstarb am 3. 

Dezember 1946. 759  

1892 trat er als Rechtspraktikant beim LG Graz in den Justizdienst und wurde 1897 zum 

Gerichtsadjunkt ernannt. 1899 kam er ins Justizministerium und war der Abteilung für 

Gefängniswesen zugeteilt, in der er bis 1932, zuletzt als Sektionschef, verblieb. 1900 

wurde er zum Staatsanwalt mit Dienstort Justizministerium ernannt. Seine weiteren 

Ernennungen waren: 1901 Ministerialvizesekretär, 1905 Ministerialsekretär, 1909 

Sektionsrat, 1914 Ministerialrat und 1926 Sektionschef. 760 

1929 erhielt er das „Große Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 761 

Mayer war nicht Mitglied der NSDAP gewesen. 762 

 

Dr. Mentasi Johann, geb. 4. Mai 1909, war von Juni 1952 bis Ende Dezember 1955 in den 

Abteilungen 5 und 8 im Bundesministerium für Justiz tätig. Danach kehrte er wieder in 

 
753 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Lebenslauf, o. D. 
754 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Standesausweis, o. D., Justizdienst. 
755 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Gaupersonalamt, Politische Beurteilung, 
26.7.1941. 
756 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 3. 
757 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Matouschek, Martin, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
758 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Lebenslauf, 18.5.1946. 
759 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Partezettel, 5.12.1946. 
760 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Lebenslauf, 18.5.1946. 
761 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Lebenslauf, 18.5.1946, S. 2. 
762 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mayer, Josef, Personenstandesblatt, 29.4.1946, S. 3. 
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die Judikatur zurück.763 Er ging am 31. Dezember 1974 als Senatspräsident des OLG 

Wien in den Ruhestand. 764  

Mentasi begann seinen Gerichtsdienst 1940, war 1947 Richteramtsanwärter, 1948 

Richter und 1951 Landesgerichtsrat. 765 

Vom 1. Jänner 1975 bis 31. Juni 1976 stand er als Vertragsbediensteter mit Sondervertrag 

im BMJ in Verwendung. In diesem Amt war er mit dem Aufbau, der Ausgestaltung und 

Verwaltung der Justizschule in Schwechat betraut. 766 

Mentasi war politisch unbelastet.767 

 

Dr. Modler Otto, geb. 19. Jänner 1908, kam im November 1947 in das 

Bundesministerium für Justiz und arbeitete dort bis zu seinem Tod am 8. Februar 

1963. 768 Modler war Leiter des Pressedienstes und der Abteilung 3.  

Modler war ab 1931 als Rechtsanwaltsanwärter, ab 1934 als Richteramtsanwärter, ab 

1935 als Hilfsrichter, ab 1936 als Richter, ab 1938 als Amtsgerichtsrat und ab 1945 als 

Landesgerichtsrat im Gerichtsdienst. 1938 wurde er beim Strafamtsgericht Wien I und 

ab 1939 beim AG Wien verwendet. 1946 wurde er ans BG Innere Stadt und kurz darauf 

ans LG für ZRS versetzt. 769 Im November 1947 wurde er dem BMJ zugeteilt und stieg 

dort zum Oberlandesgerichtsrat (1948), Sektionsrat (1949) und Ministerialrat (1953) 

auf. 770 Er leitete viele Jahre das Pressereferat und die Abteilung 3 (Sachenrecht, 

Enteignungsrecht, Agrarrecht, Jagd- und Fischereirecht, Bergrecht, Patentrecht, 

Musterschutzrecht, Baurecht und Bauordnungen etc.). 771 

Von Jänner 1934 bis zum „Anschluss“ 1938 war Modler Mitglied der Vaterländischen 

Front. 772  

Nach dem „Anschluss“ 1938 stellte Modler einen Antrag auf Aufnahme in die NSDAP, 

da er bereits „illegal“ tätig und ab 1933 förderndes Mitglied der SS gewesen sei.773 Der 

Antrag sei laut Modler unbeantwortet geblieben.774  

Die Sonderkommission beim OLG Wien erklärte sich 1946 für nicht zuständig, da 

Modler weder die Illegalität noch die Parteianwärterschaft nachgewiesen werden 

 
763 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mentasi, Johann, BMJ, Enthebung, 1.12.1955, S. 2. 
764 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mentasi, Johann, Antrag auf Auszeichnung, 9.7.1976. 
765 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mentasi, Johann, BMJ, Zuteilung zur aushilfsweisen Dienstleistung, 
15.5.1952, S. 2. 
766 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mentasi, Johann, Antrag auf Auszeichnung, 9.7.1976, S. 2. 
767 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mentasi, Johann, BMJ, Zuteilung zur aushilfsweisen Dienstleistung, 
15.5.1952, S. 2. 
768 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, BMJ, Standesausweis, o. D., S. 1.  
769 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
770 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, Dienstbeschreibung,16.1.1959. 
771 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, Beurteilungsblatt, 29.5.1953. 
772 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
773 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
774 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, Bescheinigung, 2.10.1945, sowie Schreiben mit 
ausführlicher Erklärung, 22.10.1945. 
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konnte.775 Mit Bescheid des Innenministeriums vom 21. Juli 1947 wurde Modler von der 

Verzeichnung als Nationalsozialist ausgenommen.776 

Er war Mitglied in folgenden NS-Organisationen: NSV, RLB, RMK, NSRB und RDB. 777  

 

Mohr Rudolf, geb. 18. Dezember 1917, war vom März 1951 bis zur Versetzung in den 

Ruhestand mit 30. September 1982 im Bundesministerium für Justiz.  

Mohr begann seinen Justizdienst 1941 als Rechtspflegeranwärter beim AG Favoriten 

und wurde 1944 zum Justizinspektor beim AG Wien ernannt. Im Juni 1945 trat er den 

Dienst im OLG Wien an und wurde 1948 Justizassistent und 1950 Justizrevident. Im 

März 1951 wurde er als Amtsrevident ins BMJ versetzt, wurde dort 1954 zum 

Amtsoberrevident, 1960 zum Amtssekretär, 1965 zum wirklichen Amtsrat und 1970 

zum Amtsdirektor befördert. Er erhielt 1972 den Berufstitel Regierungsrat und 1980 

den Berufstitel Hofrat. 778 Im BMJ wurde er als Referent der Abteilungen III 1, III 3 und 

III 7 in der Verwaltungs- und Personalsektion verwendet.779 

Von Juni 1936 bis zum „Anschluss“ war Mohr Mitglied der Vaterländischen Front. 780 

Am 1. April 1941 trat Mohr in die NSDAP mit einer Mitgliedsnummer zwischen 

8.000.000 und 9.000.000 ein.781 Dem BMJ wurde von der amerikanischen 

Besatzungsmacht die NSDAP-Mitgliedsnummer 8.470.654 mitgeteilt. 782 

1946 wurde er von der Sonderkommission beim OLG Wien als rückhaltlos für die 

unabhängige Republik Österreich eintretend bewertet.783 Die Kommission nach § 19 

beim BMJ stufte ihn 1947 als „minderbelastet“ gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG ein. 784 Ihm 

wurde mit Entschließung des Bundespräsidenten vom 2. April 1948 die „Ausnahme von 

der Behandlung von den Bestimmungen des Art IV VerbotsG 1947 und von den in 

besonderen Gesetzen enthaltenen Sühnefolgen“ gewährt.785 Am 23. Jänner 1950 wurde 

er aus der Registrierungsliste gestrichen. 786 

Er war Mitglied der NSV. 787 

 

 
775 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, Sonderkommission Beschluss, 11.3.1946. 
776 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, BMI, Beschwerdekommission nach § 7 VerbotsG, 
Bescheid, 21.7.1947. 
777 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Modler, Otto, NS-Standesblatt, o. D. 
778 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
779 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, BMJ, Bescheid Verwendungszulage, 12.5.1975, S. 1.  
780 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
781 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Personenstandesblatt, 24.9.1945, S. 3. 
782 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Aktenvermerk, Auszug Parteiamtliche Mitgliedsliste 
der NSDAP, 6.11.1948. 
783 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Sonderkommission Beschluss, 15.4.1946. 
784 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 beim 
BMJ, Erkenntnis, 8.8.1947. 
785 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, BMI, Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, 
Ausnahme vom Sühnefolgen, 22.4.1948. 
786 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, Standesausweis, o. D., S. 5. 
787 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Mohr, Rudolf, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
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N 
 

Dr. Rudolf Naumann, geb. 29. Oktober 1890, war bis zum 1. Juli 1951 Leiter der 

Abteilung 11 im BMJ. Mit 2. Juli 1951 trat er sein Amt als Präsident des LG für 

Strafsachen Wien an, wo er bis zu seinem Tod am 19. Oktober 1954 verblieb. 788 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Dr. Nerber Otto, geb. 4. November 1925, arbeitete von 1952 bis zu seinem Tod am 19. 

Februar 1977, zuletzt als Leiter in der Abteilung 26, im Bundesministerium für Justiz.  

Nach der Matura wurde er im April 1943 zum Arbeitsdienst eingezogen und diente von 

Juli 1943 bis 1945 bei der deutschen Wehrmacht. Von Mai bis Dezember 1945 war er in 

amerikanischer Kriegsgefangenschaft. 789 

Nerber begann seinen Weg in der Justiz 1948 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1949 

Richteramtsanwärter, 1950 Hilfsrichter und 1951 Richter. 1952 wurde er ins BMJ zur 

Dienstleistung einberufen, wurde dort 1959 zum Landesgerichtsrat, 1965 zum 

Sektionsrat und 1971 zum Ministerialrat befördert. 790 Im BMJ war als Referent in der 

Abteilung 10 (internationale Strafsachen) sowie in den Abteilungen 20-22 der 

Strafvollzugssektion tätig. 791 

Im Akt befinden sich keine Angaben über etwaige NS-Mitgliedschaften. 

 

Neubauer Leontine, geb. 21. Mai 1884, arbeitete ab 1920 als Kanzleikraft im 

Bundesministerium für Justiz. Am 23. Mai 1945 wurde sie erneut zur Dienstleistung in 

das Staatsamt für Justiz berufen und arbeitete dort bis zu ihrer Versetzung in den 

Ruhestand mit Ende Dezember 1949 als Justizsekretärin. 792 

1924 wurde sie zum Kanzlisten, 1928 zum Kanzleiadjunkten, 1934 zum Kanzleioffizial, 

1946 zum Kanzleioberoffizial ernannt.793  

Neubauer wurde nach dem „Anschluss“ als Assistentin im RJM, Abteilung Österreich, 

verwendet.794 Im März 1939 wurde sie zum Oberlandesgericht Wien, im Oktober 1939 

zum Amtsgericht Wien versetzt. 1939 wurde Neubauer zur Justizsekretärin ernannt.795 

Neubauer war 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen Front. 796  

In der NS-Zeit gehörte sie dem RDB, der NSV, der NSF und dem RLB an. 797 

 
788 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Naumann, Rudolf, BMJ, Begräbniskostenbeitrag, 24.2.1954. 
789 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Nerber, Otto, Lebenslauf, o. D. 
790 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Nerber, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
791 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Nerber, Otto, BMJ, Ernennung zum Sektionsrat, 23.9.1964, S. 2. 
792 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, Standesausweis, o. D., Laufbahn. 
793 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, Lebenslauf, 29.5.1945. 
794 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, NS-Standesblatt, o. D., S. 3. 
795 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 3. 
796 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
797 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neubauer, Leontine, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
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Neutzler Gertrude, geb. 27. Februar 1920 als Gertrude Platzer, war ab Februar 1955 dem 

BMJ als Schreibkraft zugeteilt. Sie verließ das BMJ aufgrund der einverständlichen 

Aufkündigung ihres Dienstverhältnisses mit Ende Juni 1965. 

Neutzler begann ihren Justizdienst 1939 als Justizangestellte beim LG Wien 

(Handelsgericht) und wurde 1939 an das AG Margarethen, 1940 an das OLG Wien 

versetzt, wo sie bis zu ihrer Versetzung als Vertragsbedienstete ans BMJ im Februar 

1955 verblieb. 798 Von 1944 bis 1945 wurde sie zum Luftgaukommando XVII Abt. 2b zur 

Notdienstleistung abgeordnet. 799 Im Juni 1945 wurde sie vom Polizeiamt Fünfhaus zur 

Arbeitsleistung herangezogen,800 jedoch am 8. Juni 1945 wieder dem OLG Wien 

zugewiesen.801 

Sie war Schriftführerin bei Verhandlungen des 7. Senates802 des OLG Wien u. a. in 

Wels. 803 

Mit Beschluss der Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien vom 13. Februar 1946 

wurde sie positiv bezüglich ihrer Haltung zur Republik bewertet.804 Daraufhin legte das 

BMJ Berufung bei der Sonderoberkommission 805 gegen den Beschluss ein und forderte 

die Entlassung Neutzlers. 806 Neutzler ersuchte um die Bestätigung des Beschlusses der 

Sonderkommission und rechtfertigte ihre NSV-Mitgliedschaft als Blockwalterin und 

die NSDAP-Mitgliedschaft mit ihrem damals jugendlichen Alter.807 Ein Erkenntnis der 

Sonderoberkommission liegt nicht im Akt. Mit Erkenntnis der Kommission nach § 19 

Abs. 2 VerbotsG 1947 vom 6. Oktober 1947 wurde sie erneut positiv bewertet und durfte 

trotz ihrer Klassifizierung als „minderbelastet“ in der Strafrechtspflege verwendet 

werden. 808 Sie wurde vom Magistratischen Bezirksamt für den 15. Bezirk 

Registrierungsbehörde am 26. Jänner 1948 als „minderbelastet“ gem. § 17 Abs. 3 

VerbotsG 1947 klassifiziert. 809 

 
798 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
799 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Polizeipräsident, Heranziehung Notdienst, 
29.12.1944. 
800 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Schreiben von Neutzler an Amtsrat Mucke, 
3.6.1945. 
801 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Polizeichef 15. Bezirk, Aufhebung der 
Zuteilung, 8.6.1945. 
802 Der Senat 7 des OLG Wien war in politischen Strafsachen tätig. 
803 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Reisekostenrechnung Wien-Wels und retour, 
31.3.1943, Anhang Verhandlungen. 
804 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien, 
Beschluss, 13.2.1946. 
805 Die Sonderoberkommission war beim Bundeskanzleramt angesiedelt, um Erkenntnisse der 
Sonderkommission 1. Instanz anzufechten. 
806 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, BMJ, Erkenntnis der Sonderkommission 1. 
Instanz, Berufung, 2.7.1946. 
807 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Berufungsmitteilung, 30.7.1946. 
808 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 6.10.1947. 
809 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Standesausweis, o. D., S. 5. 
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Neutzler war ab Oktober 1940 Anwärterin und ab Ende 1941 Mitglied der NSDAP mit 

der Nummer 9.031.122. 810 Außerdem gehörte sie in der NS-Zeit dem BdM, der NSV und 

der DAF an.811 

 

O 
 

Dr. Obauer Otto, geb. 21. März 1919, war von März 1952 bis zur Aufhebung der 

Zuteilung mit April 1954 als Referent in der Abteilung 10 (internationale 

Rechtsangelegenheiten und Rechtshilfe in Strafsachen) im Bundesministerium für 

Justiz tätig.812  

Obauer stand ab Juli 1948 im Justizdienst und war ab Jänner 1952 als Richter tätig. 813 

In politischer Hinsicht war Obauer laut Personalakt politisch völlig unbelastet.814 

 

P 
 

Pampichler Friedrich, geb. 10. Mai 1883, war von 1919 bis zum „Anschluss“ und von 

April 1945 bis zu seiner endgültigen Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1950815 im 

Bundesministerium für Justiz tätig.  

Pampichler begann seinen Justizdienst 1902 im oberlandesgerichtlichen 

Rechnungsdepartment Wien, wurde 1903 Rechnungsassistent, 1910 Rechnungsoffizial 

und 1918 Rechnungsrevident. 1919 wurde er zur Dienstleistung in die 

Rechungsabteilung des Staatsamtes für Justiz einberufen und im selben Jahr zum 

Rechnungsrat ernannt. Ab August 1920 war Pampichler Stellvertreter des Vorstandes 

der Rechnungsabteilung und Leiter der Abteilung für Agenden der Justizverwaltung. 

1921 wurde er zum Oberrechnungsrat und 1924 zum Rechnungsdirektor ernannt. 1930 

erhielt er den Titel Regierungsrat. 816 Nach dem „Anschluss“ wurde er im 

Reichsjustizministerium, Abteilung Österreich, weiterbeschäftigt. Nach dessen 

Auflösung wurde er ans OLG Graz versetzt, wo er bis 1945 verblieb.817 

 
810 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien, 
Beschluss, 13.2.1946. 
811 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Neutzler, Gertrude, NS-Fragebogen, 11.4.1939. 
812 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Obauer, Otto, BMJ, Aufhebung der Zuteilung, 22.3.1954. 
813 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Obauer, Otto, BMJ, Zuteilung Obauer, 27.2.1952, S. 2. 
814 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Obauer, Otto, Zuteilung eines Richters, 27.2.1952, S. 2. 
815 Während im Schreiben an das Zentralbesoldungsamt vom 15.12.1949 der 31.12.1949 als Datum der 
Beendigung der Weiterverwendung genannt wird, spricht das Einlageblatt des Standesausweises vom 
31.12.1950. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pampichler, Friedrich. 
816 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pampichler, Friedrich, Personalstandesausweis, o. D., Ernennungen 
und Versetzungen. 
817 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pampichler, Friedrich, NS-Standesblatt, o. D., S. 3. 
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Am 16. April 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen und 1946 zum wirklichen 

Amtsrat ernannt. 1947 wurde ihm der Titel Hofrat verliehen.818  

Von November 1932 bis 12. März 1938 war Pampichler Mitglied der Vaterländischen 

Front.  

Pampichler war Mitglied des NSRB, des RDB, der NSV und des VDA.819  

 

Dr. Pausa Eugen, geb. 13. Jänner 1916, versah als Referent in der Abteilung 12 

(allgemeine Strafsachen) ab 1950 seinen Dienst im Bundesministerium für Justiz.  

Seinen Gerichtsdienst begann Pausa als Referendar im Februar 1939 und wurde 1943 

zum Assessor ernannt. Von August 1939 bis Dezember 1943 diente er in der Wehrmacht. 

Von Dezember 1943 bis Februar 1947 war er als Werkjurist bei der Alpine Montan 

GmbH dienstverpflichtet.820 1947 trat er als Rechtspraktikant in den Dienst des OLG 

Wien und war vom April bis Mai 1947 bei der Polizeidirektion Wien beschäftigt. 821 

Zu etwaigen Mitgliedschaften in der Zeit des Nationalsozialismus befinden sich keine 

Angaben im Akt. 

 

Peters Elfriede, geb. 8. März 1922 als Elfriede Wagner, verwitwete Herzog, arbeitete 

von 1954 bis zur einverständlichen Auflösung ihres Dienstverhältnisses mit 15. Februar 

1967 im Kanzleidienst im Bundesministerium für Justiz.  

Sie war ab August 1938 als Bürovolontärin bzw. Kanzleiangestellte bei Rechtsanwälten 

in Znaim und ab September 1944 bei der Staatsanwaltschaft Znaim als Justizangestellte 

tätig.822 Ab Oktober 1945 war sie Vertragsbedienstete im Kanzleidienst der 

Staatsanwaltschaft Linz Nord, obwohl sie noch keine österreichische 

Staatsbürgerschaft besaß 823, wechselte 1947 zur Staatsanwaltschaft Wien, 1949 zum 

LG für ZRS Wien und 1954 ins BMJ.824 Sie erlangte 1947 durch Heirat mit dem Richter 

Dr. Friedrich Peters die österreichische Staatsbürgerschaft. 825 

In der Zeit des Nationalsozialismus war sie Mitglied in folgenden NS-Organisationen: 

DAF, NSV und NSF.826 Sie war Blockleiterin der NSF. 827 

 

 
818 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pampichler, Friedrich, Personalstandesausweis, o. D., Ernennungen 
und Versetzungen. 
819 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pampichler, Friedrich, NS-Standesblatt, o. D. 
820 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pausa, Eugen, BMJ, Anrechnung von Vordienstzeiten für die 
Bemessung des Ruhensgenusses, 30.1.1961, S. 2f. 
821 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pausa, Eugen, durch Pausa ausgefülltes Formular mit seinen 
bisherigen Dienststellen, 17.3.1959. 
822 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, Standesausweis, o. D., S. 4. 
823 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, OLG Wien-Präsidium an die OStA Wien, 
Verwendung Elisabeth Herzog trotz Mangels der österreichischen Staatsbürgerschaft, 18.7.1946. 
824 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
825 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, Personenstandesblatt, 5.12.1945, S. 1. 
826 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, Lebenslauf, 17.1.1946. 
827 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Peters, Elfriede, Personalfragebogen, 4.9.1944, S. 2. 
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Pilzer Ernestine, geb. 26. August 1927 als Ernestine Kuhn, arbeitete von August 1947 

bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit Ende Dezember 1987 im 

Justizministerium.  

Von 1943 bis Ende Juni 1945 hatte sie in der CARO-Werk GmbH als Stenotypistin, von 

Juli 1945 bis November 1946 im SUWE-Werk (Sportartikel und Metallwarenfabrik 

Feichtinger & Co) als Kontoristin, Kassierin und in der Lohnverrechnung gearbeitet.828  

Ihren Dienst in der Justiz begann sie 1947 als Vertragsbedienstete im LG für ZRS Wien, 

wurde jedoch sofort dem BMJ zur Dienstleistung zugeteilt. Auch dort war sie zuerst 

Vertragsbedienstete, bevor sie zum Beamten des mittleren Verwaltungsdienstes bzw. 

Kanzleidienstes wurde. Ihre Amtstitel waren: 1972 provisorischer Adjunkt bzw. 

Adjunkt, mit Jänner 1973 Offizial und mit Juli 1973 Oberoffizial. 829  

Pilzer erhielt 1987 die „Goldene Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“. 830 

Laut Akt war sie nicht Mitglied einer NS-Organisation.831  

 

Pirs Simon, geb. 13. April 1904, war von 1947 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand 

mit Ende 1969 im Justizministerium angestellt. 

Ab Juni 1938 war er in der Wehrmacht, zunächst als Angestellter, dann bei der 

kämpfenden Truppe und bis November 1945 in Kriegsgefangenschaft. 832 Von 1946 bis 

1947 war er als Hilfselektriker, später als Lohnbuchhalter bei einer Wiener Firma 

beschäftigt. Im Juli 1947 wurde er in den Justizdienst aufgenommen und war zunächst 

an verschiedenen Gerichten tätig, bis er im Dezember 1947 dem BMJ zugeteilt wurde. 

1949 wurde er als provisorischer Beamter im Kanzleidienst pragmatisiert, 1951 

Kanzleioffizial, 1956 Kanzleioberoffizial. Er war Leiter der Inventarverwaltung.833 

Pirs wurde 1969 mit dem „Silbernen Verdienstzeichen der Republik Österreich“ 

geehrt. 834 

Im Akt wurde festgehalten, dass beim Magistratischen Bezirksamt für den 2. Bezirk, 

Meldestelle für Nationalsozialisten, kein Meldeblatt für Pirs einlag.835  

 

Ploil Leopoldine, geb. 20. September 1902, war von 1951 bis zu ihrer 

krankheitsbedingten Versetzung in den Ruhestand mit Ende April 1966 als 

Kanzleioffizial im Bundesministerium für Justiz tätig.836 

 
828 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pilzer, Ernestine, Standesausweis, o. D., S. 4. 
829 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pilzer, Ernestine, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
830 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pilzer, Ernestine, Standesausweis, o. D., S. 5. 
831 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pilzer, Ernestine, Personenstandesblatt, 20.8.1947, S. 3. 
832 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pirs, Simon, BMJ, Tabelle Verleihung Silbernes Verdienstzeichen, 
16.9.1969. 
833 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pirs, Simon, BMJ, Tabelle Verleihung Silbernes Verdienstzeichen, 
16.9.1969. 
834 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pirs, Simon, BMJ, Verleihung Silbernes Verdienstzeichen, 
17.10.1969. 
835 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Pirs, Simon, Polizeidirektion Wien, Meldung Piers, 12.1.1948. 
836 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Ploil, Leopoldine. 
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Der Personalakt ist sehr dünn, da einige Blätter 2011, wie aus dem Aktenspiegel 

hervorgeht, skartiert wurden. Somit können keine Aussagen über Mitgliedschaften in 

der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen getroffen werden. 

 

Popovic Maria, geb. 30. August 1920 als Maria Scheidl, arbeitete von März 1946 bis zu 

ihrem Austritt am 31. Mai 1953 als Stenotypistin im Kanzleidienst im 

Bundesministerium für Justiz. 

Popovic trat ihren Dienst als Justizangestellte im Oktober 1938 beim AG Josefstadt im 

Kanzlei- und Schriftführerdienst an, wurde 1940 zum AG Wien (Registergericht und 

Protokollführerin in gewerbegerichtlichen Angelegenheiten) und 1946 als 

Vertragsbedienstete zum BG Innere Stadt versetzt. Im März 1946 wurde sie dem BMJ 

zugeteilt.837 Ende Jänner 1953 kündigte sie, aufgrund der Geburt ihrer Tochter, den 

Vertrag mit dem BMJ per 31. Mai 1953. 838 

In der NS-Zeit war sie Mitglied des BDM und der DAF. 839 

 

Prechtl Hedwig, geb. 27. September 1923, versah ihren Dienst im Justizministerium von 

1954 bis zu ihrem Tod am 16. März 1975.  

Sie trat im Oktober 1940 als Angestellte in den Dienst des Polizeipräsidiums Wien, 

Abteilung Preisüberwachungsstelle, wo sie bis April 1945 verblieb.840 Von November 

1945 bis Mai 1947 war sie Vertragsangestellte im BMI und von April 1948 bis Februar 

1954 als Stenotypistin bei einem Notar.841 In den Justizdienst trat sie im Februar 1954 als 

Vertragsbedienstete beim LG für ZRS Wien und wurde im November 1954 dem BMJ 

zugeteilt.842  

Laut eigenen Angaben war sie weder Mitglied der NSDAP noch einer ihrer Gliederungen 

gewesen.843 

 

Puchter Friedrich, geb. 27. Februar 1916, arbeitete von Juni 1945 bis 1946 als Chauffeur 

im Justizministerium.  

Er war als Kraftwagenfahrer beim Einmarsch deutscher Truppen ins Sudetenland dabei 

und bis April 1941 in der Wehrmacht, wurde krank und schied aus dem Militärdienst 

aus. 844 Puchter arbeitete danach bis Mai 1945 bei der Wien-Film als Laborant und 

 
837 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Popovic, Maria, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
838 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Popovic, Maria, Schreiben von Popovic an das BMJ, Kündigung des 
Dienstverhältnisses, 31.1.1953. 
839 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Popovic, Maria, Personalfragebogen, 21.1.1939. 
840 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Prechtl, Hedwig, Schreiben von Prechtl an OLG Wien, 5.10.1949, S. 
1. 
841 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Prechtl, Hedwig, Standesausweis, o. D., S. 4. 
842 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Prechtl, Hedwig, Standesausweis, o. D., S. 7. 
843 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Prechtl, Hedwig, Schreiben an OLG Wien, 5.10.1949, S. 2. 
844 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Puchter, Friedrich, Lebenslauf, 11.4.1946. 
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Tonmesstechniker. 845 Im Juni 1945 kam er als Chauffeur ins Staatsamt für Justiz und 

verblieb dort bis zu der von ihm vorgebrachten Kündigung 1946.846 

Er war kein Mitglied der NSDAP gewesen.847 

 

Putz Maximilian, geb. 10. Mai 1911, arbeitete vom 23. Mai 1945 bis zu seiner Versetzung 

in den Ruhestand Ende 1976 als Leiter der Präsidialkanzlei im Justizministerium.  

Putz war 1930 bis 1937 beim österreichischen Heer Zugsführer. 1937 suchte er um 

Übernahme in den Justizdienst an und wurde dem BG Pögstall zur Probedienstleistung 

überwiesen. In der Folge war er an verschiedenen Bezirksgerichten im OLG-Sprengel 

Wien tätig und wurde 1938 in den Reichsjustizdienst übernommen, wo er bis zu seiner 

Einberufung in die deutsche Wehrmacht 1940 im OLG Wien Dienst tat. Während seiner 

Militärzeit wurde er 1941 zum Justizsekretär und 1944 zum Justizinspektor ernannt.848  

Im Mai 1945 kam er als Amtsassistent ins Staatsamt für Justiz, wurde 1947 

Amtsrevident, 1951 Amtsoberrevident, 1959 Amtssekretär, 1964 wirklicher Amtsrat, 

1970 Amtsdirektor und erhielt 1970 den Berufstitel Regierungsrat sowie 1976 den Titel 

Hofrat. 849 1956 wurde Putz zum Leiter der Präsidialkanzlei bestellt.850 

In der Zeit des Austrofaschismus war Putz Mitglied der Vaterländischen Front. 851  

Die Gauleitung der NSDAP Wien attestierte Putz im August 1938 eine „absolut 

antisemitische Gesinnung“, obwohl er nicht der NSDAP angehörte. 852  

In der NS-Zeit war er Mitglied in folgenden NS-Organisationen: RDB, NSV, RKB, DAF 

und RLB.853  

 

R 
 

Rabensteiner Franz, geb. 21. März 1918, arbeitete von August 1945 bis zur Kündigung 

des Arbeitsvertrages mit April 1946 als Chauffeur im Bundesministerium für Justiz. 

Weitere Angaben befinden sich nicht im Akt.854 

 

Rauscher Johanna, geb. 8. Juni 1923 als Johanna Jäger, war von 1945 bis zur 

einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses mit Ende Juni 1978 als Stenotypistin 

im BMJ tätig. 

 
845 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Puchter, Friedrich, Personenstandesblatt, 26.3.1946, S. 3. 
846 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Puchter, Friedrich, BMJ, Annahme der Kündigung, 17.12.1946. 
847 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Puchter, Friedrich, Personenstandesblatt, 26.3.1946, S. 3. 
848 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, Lebenslauf, o. D., S. 1. 
849 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
850 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, BMJ, Präsidialverfügung, 5.12.1956. 
851 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
852 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, Gauleitung der NSDAP, Gutachten über die 
politische Zuverlässigkeit von Putz, 29.8.1938. 
853 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Putz, Maximilian, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
854 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rabensteiner, Franz. 
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Rauscher begann ihren Dienst in der Justiz 1941 als Aushilfsangestellte in der Kanzlei 

des LG Wien und wurde 1943 zum OLG Wien versetzt. Sie war auch als Schriftführerin 

im 6. und 7. Senat des OLG Wien (Hoch- und Landesverratssenat) in Strafsachen tätig, 

u. a. in der Verhandlung des OLG Wien gegen Marie Vlasta Svoboda in Znaim (6 OJs 

519/43). 855  

Am 23. Mai 1945 wurde sie als Justizangestellte dem Staatsamt für Justiz zugewiesen 

und verblieb dort bis 1978. 856 

Sie war in der NS-Zeit Mitglied im BDM und in der DAF.857 

 

Dr. Rauscher Wilhelm, geb. 27. November 1906, war von Juni 1945 bis zu seiner 

Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1967 im BMJ tätig. 

Rauscher war 1928 als Rechtsanwaltsanwärter in den Dienst der Justiz getreten, wurde 

1930 Richteramtsanwärter, 1931 Hilfsrichter bzw. Richter und wurde als 

Amtsgerichtsrat in den deutschen Justizdienst übergeleitet. Er wurde im Juni 1939 

gemäß § 6 BBV in den Ruhestand versetzt.858 In der NS-Zeit war er Disponent und 

Prokurist beim Speditions- und Großtransportunternehmen Schenker und Co. GmbH, 

bevor er 1944 in die Wehrmacht eingezogen wurde, wo er bis April 1945 verblieb. 859  

Am 14. Mai 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen, stieg dort 1945 zum 

Landesgerichtsrat, 1946 zum Sektionsrat und 1950 zum Ministerialrat auf.860 Er wurde 

bereits ab Juni 1945 als Abteilungsleiter in der Abteilung 6 – zivillegislative Tätigkeit auf 

dem Gebiet des Handels- und Genossenschaftsrechts verwendet.861 

Rauscher erhielt 1963 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 862  

Laut Personenstandesblatt war Rauscher kein Mitglied der NSDAP gewesen.863 

 

 
855 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Johanna, Reisekostenrechnung, 10.12.1943. Die 
tschechische Küchengehilfin Marie Vlasta Svoboda, geb. 15.8.1920, wurde am 15.12.1943 vom 6. Senat 
des OLG Wien in Znaim wegen Wehrkraftzersetzung zu 2 Jahren Zuchthaus verurteilt. Sie hatte u. a. in 
der Küche der Landwehrkaserne geäußert, dass sie froh sei, Tschechin und nicht Deutsche zu sein 
(DÖW, Historische Sammlungen, 9167). 
856 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Johanna, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
857 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Johanna, Personalfragebogen, 16.7.1941. 
858 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
859 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, Standesausweis, o. D., S. 4. 
860 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, Standesausweis, o. D., S. 8ff. 
861 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, Lebenslauf, 15.6.1945, S. 3; BMJ, 
Ministerialvortrag Dank und Anerkennung der Bundesregierung, 19.12.1967, S. 4. 
862 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, BMJ, Ministerialvortrag Dank und 
Anerkennung der Bundesregierung, 19.12.1967, S. 3. 
863 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rauscher, Wilhelm, BMJ, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 3. 
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Redermeier Margarete 864, geb. 29. August 1920 als Margarete Freisinger, arbeitete von 

1950 bis zur einverständlichen Kündigung des Dienstverhältnisses mit Ende Oktober 

1975 als Sekretärin im Bundesministerium für Justiz.  

Redermeier wurde im September 1938 als Justizangestellte beim LG für ZRS verwendet 

und 1940 ans OLG Wien versetzt. Dort stand sie ab 1942 als Schriftführerin und 

Kanzleikraft in der Personalabteilung für Rechtsanwälte, Notare, Assessoren, 

Sachverständige und Dolmetscher in Verwendung.865 Mit 23. Mai 1945 wurde sie ins 

Staatsamt für Justiz einberufen, wo sie bis 1975 verblieb.866 Sie arbeitete im Sekretariat 

des Bundesministers. 867 Für ihre Arbeit wurde ihr 1975 das „Goldene Verdienstzeichen 

der Republik Österreich“ verliehen.868 

In der NS-Zeit war sie Mitglied in der NSV und der DAF.869  

 

Rehrenböck Karl, geb. 6. Mai 1916, war von 28. April bis 11. Oktober 1953 als 

zusätzlicher Mitarbeiter der Abteilung 13 (Gnadenreferat) im BMJ zugeteilt.870 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Rudolf Margarethe, geb. 30. Oktober 1902, war von 1935 bis 18. März 1938 und von 2. 

Mai 1945 bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1967 als Amtssekretärin im 

Ministerium beschäftigt.  

1935 begann sie ihren Dienst in der Justiz als Vertragsbedienstete im 

Justizministerium.871 Sie gab an, dass ihre „eindeutig österreichische Einstellung“ die 

Ursache für ihre Versetzung zum LG für Strafsachen am 18. März 1938 gewesen sei. 872 

Am LG für Strafsachen wurde sie als Verhandlungsschriftführerin und Dolmetscherin 

für Französisch in Ermittlungsverfahren (u. a. am Sondergericht) herangezogen. 1944 

bis April 1945 war sie als Heereshelferin beim Gericht der Wehrmachtkommandantur 

Wien 1, Universitätsstraße 7, als Schreibkraft dienstverpflichtet. 873 Am 2. Mai 1945 

wurde sie ins Staatsamt für Justiz einberufen und dort 1946 zum Kanzlisten, 1948 zum 

 
864 In diversen Schriftstücken wird der Vorname manchmal mit Margarete, dann wieder mit Margarethe 
angegeben. Sie unterschreibt mit Margarete, weshalb diese Schreibweise gewählt wurde. ÖStA, AdR, 
BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete. 
865 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete, Personenstandesblatt, 30.5.1945, S. 3. 
866 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
867 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete, BMJ, Verleihung Goldenes 
Verdienstzeichen, 8.10.1975, Beiblatt. 
868 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete, Verleihungsurkunde, 6.11.1975. 
869 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Redermeier, Margarete, Personalfragebogen, 14.1.1939. 
870 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rehrenböck, Karl. 
871 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, BMJ, Anrechnung von Vordienstzeiten, 
23.10.1959. 
872 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Lebenslauf, o. D., S. 2. 
873 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Lebenslauf, o. D. 
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Kanzleioffizial, 1950 zum Amtsoberrevidenten, 1954 zum Amtssekretär und 1964 zum 

wirklichen Amtsrat ernannt.874 

Rudolfs Aufgabe war die Übersetzung von fremdsprachigen Geschäftsstücken in der 

Rechtshilfe- und Übersetzungskanzlei des BMJ und ab 1964 Konzeptsdienst in der 

Abteilung 7b des BMJ.875 Sie erhielt das „Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“. 876 

Im Austrofaschismus war Rudolf Mitglied der Vaterländischen Front und bereits ab 

1928 der Christlich-Deutschen Turnerschaft. 877 Wie das Personalamt der NSDAP, Gau 

Wien, dem OLG mitteilte, war Rudolf Amtswalterin der Vaterländischen Front im 

Rahmen der Dienststellenorganisation und hätte sich „systemfreundlich“ verhalten. 

Gegen sie „könne aber kein Vorwurf erhoben werden“.878 

In der NS-Zeit trat sie der DAF, dem NSV und dem RLB bei.879  

 

S 
 

Schafarik Leopold, geb. 3. August 1893, versah von 1928 bis zur Auflösung des RJM, 

Abteilung Österreich, Ende Februar 1939 und von 23. Mai 1945 bis zu seiner Versetzung 

in den Ruhestand Ende 1958 Dienst im BMJ. 

Schafarik war ab 1928 im Justizministerium. Er wurde 1938 als Amtsgehilfe beim RJM, 

Abteilung Österreich, in den Reichsjustizdienst übergeleitet. Im März 1939 wurde er als 

Justizwachtmeister ans OLG Wien versetzt 880 und zum Justizoberwachtmeister 

ernannt.881 Während des Zweiten Weltkrieges war er nicht beim Militär, sondern nur 

kurzzeitig bei der Heimatflak.882Ab 1945 war er als Amtsgehilfe, ab 1946 als 

Amtswart 883 im Vorzimmer des Bundesministers. Schafarik wurde mit der „Silbernen 

Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“ ausgezeichnet.884 Von 1933 bis zum 

„Anschluss“ war er Mitglied der Vaterländischen Front.  

Nach dem „Anschluss“ 1938 wurde Schafarik Mitglied in der NSV und dem RDB.885 

 

 
874 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Standesblatt, o. D., S. 7ff. 
875 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, BMJ, Antrag zur Besetzung von Dienstposten, 
31.10.1964, S. 3. 
876 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Standesausweis, o. D., S. 5. 
877 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Personalfragebogen, 26.8.1939. 
878 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, NSDAP, Beurteilung Margarethe Rudolf, 
1.10.1940. 
879 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Rudolf, Margarethe, Personalfragebogen, 28.8.1939. 
880 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, NS-Standesblatt, o. D., S. 3. 
881 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, OLG-Präsident, Ernennung, 16.12.1939. 
882 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, Amtsbericht, 28.3.1944. 
883 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, BMJ, Ernennung, 10.5.1946. 
884 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, Verleihungsdekret, 23.12.1958. 
885 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schafarik, Leopold, NS-Standesblatt, o. D. 
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Schaffer Valerie, geb. 20. November 1910 als Valerie Pechmann, arbeitete von Mai 1948 

bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit Ende Jänner 1973 im BMJ. 

Sie trat 1932 als Vertragsangestellte beim LG für Strafsachen Wien in den Justizdienst 

und wurde 1939 ans Landgericht Wien versetzt. Im Mai 1941 wurde sie in die Abteilung 

Justiz im Generalgouvernement, Distrikt Krakau, abgeordnet, wo sie bis Ende März 

1944 verblieb. Sie war in Krakau mit der Führung des Tagebuchs und der Personalakten 

der deutschen Dienststellen, Vertretung in der Registratur und Hilfsleistungen bei der 

Kanzleivorsteherin betraut. 886 Danach war sie wieder am Landgericht Wien tätig. 1947 

wurde sie Kanzlist am LG für ZRS Wien und mit Mai 1948 dem BMJ zugeteilt. Dort 

wurde sie 1949 zum Kanzleioffizial und 1953 zum Kanzleioberoffizial ernannt.887 Sie 

war immer der Kanzleistelle A der Verwaltungs- und Personalsektion als Kanzleikraft, 

ab 1956 als Stellvertreterin des Leiters zugeteilt. 888 Schaffer erhielt 1972 das „Silberne 

Verdienstzeichen der Republik Österreich“.  

In der NS-Zeit war sie Mitglied der NSV, dem RLB und der DAF.889 

 

Scheiblauer Karl, geb. 11. Dezember 1910, arbeitete von 1949 bis zum Rücktritt von 

Minister Tschadek 1952 890 und von 1956 891 bis zur einverständlichen Auflösung des 

Dienstverhältnisses mit 30. Juni 1960892, als Tschadek erneut Justizminister war, als 

Chauffeur im Ministerium. Das Dienstverhältnis war explizit für die „Dauer der 

Ministerschaft des Herrn Ministers Dr. Tschadek“ abgeschlossen worden. 893  

Von 1938 bis 1941 war er Arbeiter der Deutschen Heeresverwaltung, danach Soldat bzw. 

bis Februar 1946 in Kriegsgefangenschaft. 894 Von 1947 bis 1949 war Scheiblauer im 

Dienst von Rechtsanwalt Dr. Otto Tschadek. 895 

Angaben über Mitgliedschaften können dem Personalakt nicht entnommen werden. 

 

Dr. Schindelka Otto, geb. 2. Mai 1887, war von 1929 bis 1939 und vom 23. Mai 1945 bis 

zur Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1952 im Dienst des BMJ.896 

 
886 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schaffer, Valerie, Anlage zum Antrag auf Höhergruppierung, 
22.1.1942, S. 2. 
887 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schaffer, Valerie, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
888 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schaffer, Valerie, Verleihung Ehrenzeichen, Beiblatt zur Tabelle, 
19.6.1972, S. 2. 
889 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schaffer, Valerie, Personalfragebogen, 28.9.1939. 
890 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, BMJ, Auflösung des Dienstverhältnisses, 
23.9.1952. 
891 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, Dienstvertrag, 4.7.1956. 
892 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, BMJ, Auflösung des Dienstverhältnisses, 
27.6.1960. 
893 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, Dienstvertrag, 24.11.1949. 
894 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, BMJ, Anrechnungsblatt A. 
895 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Scheiblauer, Karl, BMJ, Anrechnungsblatt A Nr. 2. 
896 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, BMJ, Verleihung des Titels Sektionschef, 
8.1.1953. 
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Ab 1946 war er Leiter des Strafvollzugswesens und der Anstalten für 

Erziehungsbedürftige (Abteilungen 19 und 20). 897  

Er wurde 1913 zur Gerichtspraxis zugelassen und war im selben Jahr 

Richteramtsanwärter, 1919 wurde er zum Richter und 1920 zum Bezirksrichter ernannt. 

Im BMJ wurde er 1929 Ministerialsekretär und 1937 Ministerialrat. 1939 wurde er, nach 

Auflösung des RJM, Abteilung Österreich, mit Verfügung des Reichsministeriums für 

Justiz gemäß § 43 Deutsches Beamtengesetz in den dreijährigen Wartestand 898 

versetzt. 899 Im März 1942 erfolgte die Einberufung zur Staatsanwaltschaft beim LG 

Wien, wo er Sachbearbeiter wurde. 900 Im Antrag für eine Entschädigung nach dem 

Beamtenentschädigungsgesetzes wird darauf hingewiesen, dass die Versetzung in den 

Wartestand aus politischen Gründen erfolgt sei. 901 

Er war politisch vollkommen unbelastet.902 

 

Schlerith Johann, geb. 21. Dezember 1906, kam 1946 in das Bundesministerium für 

Justiz und verblieb dort bis zu seiner Ruhestandsversetzung mit 31. Dezember 1971. Ab 

1956 war er Leiter der Kanzleistelle A.903  

Schlerith trat seinen Justizdienst 1937 am LG für Strafsachen an, wurde als 

Justizangestellter in den Dienst des RJM übernommen, 1938 ans OLG Wien versetzt 904 

und war von 1940 bis 1945 in der Wehrmacht bzw. bis Juni 1945 in 

Kriegsgefangenschaft. 905 Im Juli 1945 trat er seinen Dienst im OLG Wien wieder an und 

wurde 1946 ins BMJ einberufen, wo er der Kanzleistelle A zugeteilt war. 906 Dort war er 

Kanzlist, 1949 Kanzleiadjunkt, 1950 Kanzleioffizial und 1957 Kanzleioberoffizial. 907 

Schlerith wurde 1971 das „Silberne Verdienstzeichen der Republik Österreich“ 

verliehen.908 

Schlerith gehörte von 1933 bis zum „Anschluss“ der Vaterländischen Front an. 909 

 
897 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, BMJ, Verleihung des Titels Sektionschef, 
8.1.1953. 
898 „Wird eine Behörde aufgelöst, oder wird sie durch gesetzliche Vorschrift oder durch Verordnung des 
Führers und Reichskanzlers mit einer anderen verschmolzen oder in ihrem Aufbau wesentlich 
verändert, so können die auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannten Beamten der beteiligten Behörden 
durch die oberste Dienstbehörde in den Wartestand versetzt werden. Die Versetzung in den Wartestand 
ist nur innerhalb dreier Monate nach Auflösung der Behörde oder nach Inkrafttreten des Gesetzes oder 
der Verordnung und nur innerhalb der Zahl der im Haushaltsplan aus diesem Anlaß abgesetzten 
Planstellen zulässig.“ Deutsches Beamtengesetz vom 26.1.1937, § 43, www.verfassungen.de/de33-
45/beamte37.htm [Abfrage 3.3.2025]. 
899 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, Verleihung des Titels Sektionschef, 8.1.1953, S. 2. 
900 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, BMJ, Antrag nach dem BEG, 16.1.1953, S. 2. 
901 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, BMJ, Antrag nach dem BEG, 16.1.1953, S. 3. 
902 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schindelka, Otto, BMJ, Verleihung des Titels Sektionschef, 
8.1.1953, S. 3. 
903 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, BMJ, Verleihung Ehrenzeichen, 9.2.1971, S. 2. 
904 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Standesausweis, o. D., S. 7. 
905 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Standesausweis, o. D., S. 3. 
906 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, JohannBMJ, Verleihung Ehrenzeichen, 9.2.1971, S. 2. 
907 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
908 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Standesausweis, o. D., S. 5. 
909 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, NS-Fragebogen, 20.8.1938, S. 1. 
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Er gehörte nicht der NSDAP an,910 war aber Mitglied der DAF. 911 

 

Dr. Schmatral Franz, geb. 17. Juni 1917, arbeitete von 1948 bis 1949 und von 1950 bis zu 

seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1982 im Justizministerium.  

1940 bis 1943 war er in der Wehrmacht, 1943 bis 1946 in Kriegsgefangenschaft. 912 1946 

wurde er zum Rechtsanwaltsanwärter bzw. Richteramtsanwärter und 1948 zum 

Hilfsrichter bzw. Richter ernannt. Im Jänner 1950 wurde er dem BMJ zugeteilt, wo er 

Landesgerichtsrat, 1951 Ministerialsekretär, 1955 Sektionsrat, 1962 Ministerialrat und 

1973 Sektionschef wurde. 913 

Schmatral begann 1948 als Konzeptshilfskraft im Gnadenreferat.914 1950 wurde er als 

Konzeptshilfskraft dem Personalreferat zugeteilt.915 1976 erhielt er das „Große Goldene 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“, 1981 das „Große Silberne 

Ehrenzeichen mit Stern für Verdienste um die Republik Österreich“.916 

Er war nicht Mitglied der NSDAP gewesen.917 

 

Dr. Schmid Alfred, geb. 7. Juli 1916, versah von 1952 bis zu seiner zeitlichen 

Ruhestandsversetzung (krankheitshalber) im Oktober 1964 seinen Dienst im 

Bundesministerium für Justiz. Er starb am 15. März 1965. 

Schmid wurde im Februar 1939 zum Gerichtsreferendar ernannt und im August 1939 

zur Wehrmacht eingezogen. Er wurde von November 1942 bis März 1943 vom 

Wehrdienst beurlaubt, um seine Gerichtspraxis zu beenden. Während des Wehrdienstes 

wurde er im Juli 1943 zum Assessor ernannt. Er geriet in amerikanische 

Kriegsgefangenschaft, aus der er im April 1946 entlassen wurde. 918 Schmid wurde 1946 

Richteramtsanwärter, 1947 zum Richter und 1950 zum Landesgerichtsrat ernannt. Im 

BMJ, dem er ab Jänner 1952 zugeteilt war, wurde er 1953 Ministerialsekretär, 1957 

Sektionsrat und 1963 Ministerialrat. 919 Schmid war Referent der Personal- und 

Verwaltungssektion III und hier stellvertretender Leiter der Abteilung 15 (Personal- und 

Verwaltungsangelegenheiten des OLG-Sprengels Wien sowie Personalangelegenheiten 

des BMJ, des OGH und der Generalprokuratur). 920 In der Zeit des Austrofaschismus war 

Schmid ab 1935 Mitglied der Vaterländischen Front. 921  

 
910 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Lebenslauf, o. D., S. 2. 
911 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schlerith, Johann, Personalfragebogen, 20.1.1939. 
912 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, Standesausweis, o. D., S. 3. 
913 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
914 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, BMJ, Aufhebung der Zuteilung, 18.2.1949. 
915 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, BMJ, Zuteilung, 18.1.1950. 
916 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, Standesausweis, o. D., S. 6. 
917 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, Personenstandesblatt, 14.5.1946, S. 3. 
918 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Standesausweis, o. D., Andere wichtige 
Vorkommnisse. 
919 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Standesausweis, o. D., Dienstlaufbahn. 
920 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, BMJ, Antrag auf Ernennung zum Ministerialrat, 
6.12.1962. 
921 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, NS-Standesblatt, o. D. 
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1939 wurde er Mitglied im NSKK und des NSRB. 922 In seiner eidesstattlichen Erklärung 

vom 12. April 1946 hatte er die Mitgliedschaft im NSKK nicht angegeben.923 Allerdings 

musste er den Beitritt zum NSKK im Lebenslauf und im Personenstandesblatt kurz 

darauf doch zugeben. Schmid rechtfertigte sich folgendermaßen: „Ich musste deshalb 

dem NSKK beitreten, um als Justizbeamter im Vorbereitungsdienst in den Genuss des 

Unterhaltszuschusses zu kommen.“ 924 Die Sonderkommission leitete Mitte 1946 ein 

Verfahren wegen Schmids Mitgliedschaft im NSKK (Motorsturm 57/M/94) ein. 925 Im 

April 1947 wurde der Beschluss erlassen, dass „gemäß Z. 6 des Abschnittes II 

Nationalsozialistengesetzes das Verfassungsgesetz […] mit dem 18. Februar 1947 außer 

Kraft getreten ist und daher für das Verfahren vor der Sonderkommission keine 

gesetzliche Grundlage mehr besteht.“ 926 

 

Schmidl Theodor, geb. 24. März 1910, arbeitete von 1949 bis zur Aufhebung seiner 

Zuteilung mit 31. Oktober 1972 im Bundesministerium für Justiz.  

Schmidl begann seinen Justizdienst 1947 am OLG Wien als Vertragsbediensteter. 927 

1949 wurde er als Justizinspektor dem BMJ zugeteilt und zunächst in der Kanzleistelle 

D, deren Leiter er bis 1971 war, und später in der Amtsbücherei verwendet.928 Schmidl 

wurde an das LG für ZRS versetzt, wo er wieder im Kanzleidienst arbeitete.929 

Informationen zu Mitgliedschaften in der NSDAP oder einer anderen NS-Organisation 

können dem Akt nicht entnommen werden. 

 

Schmirl Blanka, geb. 26. August 1926 als Blanka Sperl, war von 1949 bis 1959 und von 

1971 bis 1977 als Vertragsbedienstete im BMJ tätig. 

Schmirl wurde 1959 an das Bezirksgericht für Handelssachen versetzt. Im August 1959 

wurde eine dauernde Dienstunfähigkeit festgestellt und das Dienstverhältnis 

gekündigt. 1971 trat sie erneut in das BMJ ein und verblieb dort bis zur Kündigung des 

Dienstverhältnisses durch die Dienstnehmerin. 930 Sie war Schreibkraft in der Sektion 

V. 931 

Sie war politisch unbelastet. 932 

 
922 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Personenstandesblatt, 19.4.1946, S. 3, Lebenslauf, 
19.4.1946, S. 2, NS-Standesblatt, o. D. 
923 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Erklärung betreffend NS-Mitgliedschaften, 
12.4.1946. 
924 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Lebenslauf, 19.4.1946, S. 2, und 
Personenstandesblatt, 19.4.1946, S. 3. 
925 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Tagebuch, 11.6.1946. 
926 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmid, Alfred, Sonderkommission, Beschluss, 15.4.1947. 
927 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmidl, Theodor, Pragmatisierung, 29.5.1951. 
928 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, BMJ, Aufhebung der Zuteilung zum BMJ, 
17.10.1972. 
929 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmatral, Franz, BMJ, Aufhebung der Zuteilung, 17.10.1972. 
930 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmirl, Blanka, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
931 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmirl, Blanka, Kündigung, 17.11.1977. 
932 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schmirl, Blanka, Lebenslauf, 25.7.1949; OLG Wien, Leumund, 
12.9.1949. 
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Schöberl Friedrich, geb. 23. November 1903, war von 1950 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand mit Ende 1967 als Amtswart beim BMJ tätig. 

1928 bis 1938 war Schöberl beim österreichischen Bundesheer.933 Von 1938 bis 1945 war 

er in der Wehrmacht als Werkmeister im technischen Dienst (Bäckereikompanie) und 15 

Tage in amerikanischer Kriegsgefangenschaft. 934 

Schöberl begann seinen Justizdienst als Justizaushelfer beim Strafbezirksgericht Wien, 

wurde 1949 Amtsgehilfe und 1950 Amtswart. 935 

1968 wurde ihm die „Silberne Medaille für Verdienste um die Republik Österreich“ 

verliehen.936 

Laut Standesausweis war er kein Mitglied der NSDAP gewesen.937 

 

Schraml Marie, geb. 31. Juli 1883, arbeitete ab 1908 bis zum „Anschluss“ und von 23. Mai 

1945 bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1949 als 

Kanzleibeamtin im Bundesministerium für Justiz.  

Sie begann den Dienst als 1908 als Kanzleigehilfin, wurde 1911 zur Kanzleioffiziantin, 

1920 zur Kanzleioffizialin, 1921 zur Kanzleivorsteherin, 1924 zum 

Kanzleiobervorsteher und 1931 zum Amtssekretär ernannt.938  

1938 wurde sie im Reichsjustizministerium, Abteilung Österreich, als 

Regierungsinspektor und ab März 1939 wurde sie als Justizinspektor am Landgericht 

Wien zuerst am Hernalser Gürtel und ab April 1939 als Leiterin der Registratur B in 

Zivilrechtssachen verwendet.939 Im Mai 1945 wurde sie ins Staatsamt für Justiz 

einberufen. 940 

Schraml war 1933 bis 1938 Mitglied der Vaterländischen Front.  

In der NS-Zeit war sie Mitglied in folgenden Organisationen: NSRB, NSV und RLB.941 

 

Dr. Schulyok Hans, geb. 4. Juli 1908, arbeitete von 1946 bis zu seinem Tod am 6. April 

1970 im BMJ. 

Schulyok trat 1931 als Rechtsanwaltsanwärter in den Gerichtsdienst, wurde 1934 

Richteramtsanwärter, im Juni 1935 Hilfsrichter und im Dezember 1935 Richter. Er 

wurde 1938 als Amtsgerichtsrat in den Reichsjustizdienst übergeleitet. Von 1942 bis 7. 

Mai 1945 war er in der Wehrmacht und bis Juni 1945 in amerikanischer 

Kriegsgefangenschaft. 942 Nach seiner Rückkehr meldete er sich im August 1945 beim 

 
933 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schöberl, Friedrich, Anrechnungsblatt A, o. D. 
934 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schöberl, Friedrich, Standesausweis, o. D., S. 3. 
935 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schöberl, Friedrich, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
936 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schöberl, Friedrich, Standesausweis, o. D., S. 5. 
937 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schöberl, Friedrich, Standesausweis, o. D., S. 5. 
938 Die unterschiedlichen Endungen (weiblich und männlich) befinden sich so im Standesausweis. ÖStA, 
AdR, BMJ-Personalakten, Schraml, Marie, Standesausweis, o. D., Laufbahn. 
939 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schraml, Marie, Personenstandesblatt, 31.5.1945, S. 3. 
940 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schraml, Marie, Standesausweis, o. D., Laufbahn. 
941 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schraml, Marie, NS-Standesblatt, o. D. 
942 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, Standesausweis, o. D., S. 3. 
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OLG Wien zum Dienst und wurde 1946 zum Landesgerichtsrat ernannt. 1946 wurde er 

dem BMJ zur probeweisen Dienstleistung zugewiesen, wo er 1948 zum 

Oberlandesgerichtsrat, 1949 zum Sektionsrat und 1953 zum Ministerialrat ernannt 

wurde. 943 Schulyok war von 1950 bis 1970 in der Schriftleitung des Amtsblattes der 

österreichischen Justizverwaltung tätig und damit Nachfolger von Sektionsrat Viktor 

Hoyer.944 Ab 1950 leitete er die Abteilung 14 (Personalangelegenheiten des BMJ, des 

OGH, der Generalprokuratur sowie der OLG-Präsidenten und Oberstaatsanwälte) der 

Personalsektion des BMJ. 1952 bis 1956 war er zudem Präsidialvorstand des BMJ. Ab 

1956 hatte er die Leitung der Abteilung 15 (Personal- und Verwaltungssachen des OLG-

Sprengels Wien) inne.945 Mit 1970 wurde er zum Gruppenleiter in der Verwaltungs- und 

Personalsektion bestellt. 946 

1965 wurde ihm das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ verliehen.947 

Er war von 1934 bis zum „Anschluss“ Mitglied der Vaterländischen Front. 948  

Das Personalamt der NSDAP, Gau Niederdonau, beurteilte ihn 1939 folgendermaßen: 

„[…] gehörte der christlichsozialen Richtung an, hat sich jedoch gegenüber der NSDAP 

nicht feindlich verhalten und auch niemals Anhängern der nat. soz. Bewegung 

geschadet. Er ist ein typischer Akademiker, der sich in seinem Standesdünkel von den 

unteren Volksschichten absondert. Gegenüber Parteien und untergebenen Beamten ist 

er zuvorkommend.“ 949 

Er trat 1936 dem VDA (Deutscher Schulverein Südmark) und 1938 dem NSRB und der 

NSV bei.950 

 

Dr. Schumann Karl, geb. 10. Februar 1894, kam 1927 ins Justizministerium, wo er bis 

zum „Anschluss“ verblieb. Im August 1945 dürfte er wieder im BMJ tätig gewesen sein.951  

1921 wurde er in den richterlichen Vorbereitungsdienst übernommen und 1924 zum 

Richter ernannt. 1927 trat er ins Justizministerium ein, wurde 1927 zum 

Ministerialoberkommissär, 1929 zum Ministerialsekretär und 1935 zum Sektionsrat 

 
943 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
944 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, BMJ, an die österreichische Staatsdruckerei, 
Wechsel der Schriftleitung des Amtsblattes der österreichischen Justizverwaltung, 23.12.1949. 
945 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, BMJ, Antrag auf Beförderung, Beurteilungsblatt, 
22.10.1951. 
946 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, BMJ, Amtserinnerung, MR Hans Schulyok, 
Lebenslauf, 6.4.1970. 
947 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, Standesausweis, o. D., S. 5, und BKA, 
Verleihungsdekret, 28.9.1965. 
948 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, Lebenslauf, 6.10.1945, S. 2. 
949 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, NSDAP Gau Niederdonau, Personalamt, Politische 
Beurteilung, 2.11.1939. 
950 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schulyok, Hans, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
951 Es kann dem Akt nicht entnommen werden, wann Schumann wieder in den Dienst des BMJ getreten 
ist. Das Personenstandesblatt stammt aus dem August 1945. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, 
Schumann, Karl, Personenstandesblatt, 23.8.1945. 
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ernannt.952 Nach der Auflösung der Abteilung Österreich im RJM am 31. März 1939 

wurde er an die Staatsanwaltschaft Wien I versetzt. 953 1939 wurde er aufgrund § 5 Abs. 

1 BBV auf einen anderen Dienstposten gleicher Dienstklasse versetzt und nicht 

befördert. 954 

Im Akt befinden sich keine Hinweise auf Mitgliedschaften in der NSDAP oder eine ihrer 

Gliederungen. 

 

Schützenhofer Hedwig, geb. 20. August 1925 als Hedwig Anderl, arbeitete von 1946 bis 

1958 und von 1963 bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand mit Ende August 1985 im 

Bundesministerium für Justiz. 

1942 bis 1945 war sie bei der Stadtgemeinde Berndorf, Kriminalabteilung als 

Kanzleihilfskraft tätig.955 

Sie wurde mit 1. Juni 1946 als Vertragsbedienstete ins BMJ aufgenommen. 1958 wurde 

sie ans OLG Wien versetzt und wurde dort 1958 zum provisorischen Kanzlisten und 

1961 zum Kanzleioffizial ernannt. 1963 wurde Schützenhofer erneut ins BMJ 

einberufen, dort 1967 zum Kanzleioberoffizial, 1970 zum Oberoffizial, 1971 zum 

Oberkontrollor, 1972 zum Fachinspektor und 1977 zum Fachoberinspektor 

befördert. 956 Sie war Sachbearbeiterin in der Personal- und Verwaltungssektion, dann 

Konzeptkraft bzw. Referentin in den Abteilungen 3 und 4.957 Schützenhofer bekam 1985 

das „Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ verliehen.958 

Laut Akten war Schützenhofer kein Mitglied einer NS-Organisation gewesen.959  

 

Dr. Schwind Friedrich, geb. 1. Juni 1913, arbeitete 1948 bis zur einverständlichen 

Auflösung des Dienstverhältnisses mit 31. März 1955 in den Abteilungen 6 und 7 im 

Bundesministerium für Justiz.  

Er begann seinen Justizdienst als Rechtsanwaltsanwärter 1936, wurde 1939 

Gerichtsreferendar und 1940 Assessor. Im Februar 1946 wurde er vorläufig im BMJ 

verwendet, im März 1946 jedoch dem LG für Strafsachen zugeteilt, wo er zum Richter 

ernannt wurde. Mit 12. Jänner 1948 trat Schwind den Dienst im BMJ an und wurde im 

selben Jahr Ministerialsekretär. 1949 ernannte ihn der Bundespräsident zum a. o. 

Universitätsprofessor für Rechts- und Staatswissenschaften der Universität Wien, 1955 

zum ordentlichen Universitätsprofessor. Von 1952 bis 1955 arbeitete er mit einem 

 
952 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schumann, Karl, Lebenslauf, 23.8.1945. 
953 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schumann, Karl, Personenstandesblatt, 23.8.1945, Beiblatt. 
954 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schumann, Karl, Personenstandesblatt, 23.8.1945, S. 3. 
955 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schützenhofer, Hedwig, Personenstandesblatt, 8.6.1946, S. 2. 
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Sondervertrag im BMJ, der nach der Ernennung zum Ordinarius der Universität Wien 

aufgelöst wurde.960 

Schwind war Mitglied der NSDAP mit der Nummer 8.140.106. 961 Er wurde 1947 mit 

Erkenntnis der Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG als „positiv“ bewertet, d. h., dass 

er in der Justiz verwendet werden konnte. Mit Bescheid der Einspruchskommission für 

den 18. Bezirk wurde seinem Ansuchen um Streichung aus der Registrierungsliste Folge 

gegeben.962  

 

Dr. Sedlacek Wilhelm, geb. 28. August 1914, war von 1949 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand am 31. Dezember 1979 im BMJ. Er verstarb am 13. April 1985. 963 

Sedlacek begann seinen Dient in der Justiz kurz nach dem „Anschluss“ 1938 als 

Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1939 Gerichtsreferendar und musste 1939 zur 

Wehrmacht einrücken, wo er, mit einer kurzen Unterbrechung zur Fortsetzung des 

gerichtlichen Vorbereitungsdienstes im November 1942, bis Mai 1945 verblieb. 

Während seines Wehrdienstes wurde er im Juni 1943 zum Assessor ernannt. Bis Anfang 

Juni 1945 war er in amerikanischer Kriegsgefangenschaft. 964 Er meldete sich im 

September 1945 beim OLG Wien zum Dienstantritt und wurde als 

Rechtsanwaltsanwärter aufgenommen. 1947 wurde er zum Richteramtsanwärter, im 

selben Jahr zum Hilfsrichter und 1948 zum Richter ernannt. Im Jänner 1949 wurde er ins 

BMJ einberufen. Dort wurde er 1950 Landesgerichtsrat, 1952 Ministerialsekretär, 1955 

Sektionsrat und 1963 Ministerialrat. Anlässlich seiner Versetzung in den Ruhestand 

erhielt er 1979 den Amtstitel Sektionschef (i. R.). 965 

Sedlacek war ab 1949 Referent der Abteilung 7 (internationales Privat- und 

Verfahrensrecht, ausländisches Privat- und Verfahrensrecht, zwischenstaatliche 

Vereinbarungen, Konsularverträge, internationale Vormundschafts-, Pflegschafts- und 

Nachlassangelegenheiten etc.), die er ab 1959 leitete.966  

1961 wurde er mit dem „Verdienstkreuz erster Klasse des Verdienstordens der 

Bundesrepublik Deutschland“ ausgezeichnet. 967 1974 erhielt er das „Große Silberne 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“. 968 

1934 bis 1938 gehörte er der Vaterländischen Front an. 969 

 
960 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Schwind, Friedrich, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
961 ÖStA, AdR, Sonderkommission K 1. 
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Sedlacek stellte im Juli 1938 einen Antrag auf Aufnahme in die NSDAP, da dies 

„unerlässliche Voraussetzung für die Übernahme in den Justizdienst war“. Eine 

Entscheidung, dass er Parteianwärter geworden sei, sei ihm nie zugegangen. 

Darüberhinaus sei ihm ausdrücklich erklärt worden, dass er kein Recht habe, das 

Parteiabzeichen zu tragen.970 

Die Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien bewertete ihn 1946 als tragbar, da er 

keine Tätigkeit für die NSDAP entfaltet und in der letzten Zeit als Mitglied der 

Widerstandsbewegung beim Luftgaukommando XVII 971 sein Eintreten für Österreich 

bewiesen habe.972 Die Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 973 kam 1947 zur 

Überzeugung, dass er „trotz seiner Verzeichnung in den besonderen Listen der 

Nationalsozialisten ohne Gefährdung der Rechtsordnung und Strafrechtspflege in 

letzterer verwendet werden kann“.974 Mit Bescheid der Einspruchskommission für den 

3. Bezirk zu seinem Einspruch gegen die Eintragung in die Registrierungsliste wurde er 

1948 davon gestrichen. 975  

Sedlacek war in der NS-Zeit NSV-Blockhelfer, Mitglied des RLB, des VDA und des 

NSRB.976  

 

Dr. Seltmann Josef, geb. 25. November 1918, arbeitete von 1953 bis zur Aufhebung 

seiner Zuteilung mit 31. Dezember 1960 im Bundesministerium für Justiz. 

Laut Personalakt war Seltmann Parteianwärter der NSDAP, Mitglied der SA und des 

NSStuB gewesen. Gleichzeitig wird im Akt seine NSDAP-Mitgliedschaft verneint. Bei 

seiner Vorladung zu einem Gespräch am OLG Wien am 16. Februar 1946 gab er an, der 

SA nur beigetreten zu sein, um zum Referendar ernannt zu werden. Schließlich wurde 

Seltmann als „minderbelastet“ geführt, da in einer politischen Beurteilung von 1940 die 

Mitgliedschaft in der NSDAP und der SA sowie eine „illegale“ Betätigung bestätigt 

wurden. Die Beschwerdekommission des Bundesministeriums für Inneres entschied 

1948, dass Seltmann von der Verzeichnung in den Listen der Nationalsozialisten gemäß 

§ 4 Abs. 1 VerbotsG 1947 auszunehmen sei. Dabei wurde auch auf den vorhandenen 

Gauakt verwiesen, der besage, dass ein Antrag auf Aufnahme in die NSDAP von 

Seltmann vorgelegen habe, eine Erledigung allerdings nicht ersichtlich sei und dass auf 

der Karteikarte bei der Mitgliedsnummer „abgelehnt“ stehe.977 

 
970 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 8.8.1947, S. 
1. 
971 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Ausweis der Widerstandsgruppe im 
Luftgaukommando XVII in vier Sprachen, o. D. 
972 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien, 
Erkenntnis, 27.3.1946. 
973 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Kommission nach § 19, Erkenntnis, 8.8.1947. 
974 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Standesausweis, 18.2.1948, Andere wichtige 
Vorkommnisse. 
975 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, Bescheid, 14.4.1948. 
976 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sedlacek, Wilhelm, NS-Standesblatt, o. D. 
977 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Seltmann, Josef, Zuteilung, 10.7.1953, S. 2 f. 
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Dr. Serini Eugen, geb. 18. Februar 1908, versah seinen Dienst von 1949 bis zu seiner 

Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1973 im Bundesministerium für Justiz.  

Serini trat 1932 in den Gerichtsdienst, wurde 1935 Richteramtsanwärter, 1936 

Hilfsrichter und 1937 Richter. In den Reichsjustizdienst wurde er 1938 als 

Amtsgerichtsrat übergeleitet.978 1946 wurde er auf Anordnung der Alliierten 

Kommission seines Dienstes enthoben und war erst 1948 wieder im Justizdienst tätig. 979 

1948 wurde er zum Landesgerichtsrat ernannt. 1949 wurde er dem BMJ dienstzugeteilt, 

wo er 1950 zum Sektionsrat, 1955 zum Ministerialrat und 1963 zum Sektionschef 

ernannt wurde. 980 Serini war als Referent, dann als Abteilungsleiter, Gruppenleiter und 

ab 1963 als Sektionschef in der Straflegislative tätig.981 Von 1954 bis 1962 war er 

Mitglied der Strafrechtskommission, die die Strafrechtsentwürfe 1964 und 1966 sowie 

die Regierungsvorlagen 1968 und 1971 ausarbeitete.982 Serini erhielt 1965 das „Große 

Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ und 1973 das „Große 

Silberne Ehrenzeichen mit dem Stern für Verdienste um die Republik Österreich“. 983 

Serini war 1934 bis 1938 Mitglied in der Vaterländischen Front. 984  

Nach dem „Anschluss“ wurde er mit 1. Mai 1938 NSDAP-Parteianwärter und trat 

folgenden NS-Organisationen bei: NSRB, RLB, RDB, NSV. Laut Akten war Serini ein 

überzeugter Nationalsozialist und Kreispresseamtsleiter.985 Ab 1941 war er NSDAP-

Mitglied mit der Nummer 8.507.630. 986  

1945 hatte Serini ein Nachsichtsgesuch gemäß § 27 VerbotsG. eingereicht. Das 

Magistrat als Landeshauptmannschaft hatte entschieden, dass von einer Eintragung 

Serinis in die Liste der Nationalsozialisten bis zur Entscheidung der Staatsregierung 

über das Ansuchen Abstand genommen werde. 987 

Von 1946 bis 1948 war er auf Anordnung der Alliierten Kommission seines Dienstes 

enthoben.988 Die Sonderkommission bewertete Serini 1946 als „positiv“, d. h. in der 

Strafrechtspflege verwendbar. 989 Die Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 

entschied 1947, dass Serini, obwohl er Minderbelasteter (§ 18 Abs. 3 VerbotsG) und in 

 
978 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, BMJ, Tabelle Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 18.7.1973, S. 2. 
979 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, BMJ, Antrag auf Ernennung Sektionschef, 
17.12.1962, S. 2.  
980 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
981 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, BMJ, Tabelle Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 18.7.1973, S. 2. 
982 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Presseaussendung betr. Überreichung Großes 
Silbernes Ehrenzeichen, 20.11.1979. 
983 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, BMJ, Presseaussendung betr. Überreichung Großes 
Silbernes Ehrenzeichen, 20.11.1979.  
984 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, NS-Standesblatt, o. D. 
985 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, NS-Standesblatt, o. D. 
986 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Personenstandesblatt, 2.11.1945, S. 3. 
987 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Wiener Magistrat, Nachsichtsgesuch, 10.10.1945. 
988 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Antrag auf Ernennung zum Sektionschef, 17.12.1962, 
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den Listen der Nationalsozialisten verzeichnet war, in der Strafrechtspflege verwendet 

werden könne, da er eine innere Verbundenheit zur NS-Gedankenwelt nicht gehabt habe 

und er deshalb nur als harmloser Mitläufer zu werten sei.990 Das Magistratische 

Bezirksamt für den 1. Bezirk als Registrierungsbehörde bescheinigte im November 1947, 

dass Serini in der Registrierungsliste als Minderbelasteter gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG 

1947 verzeichnet und dieser Verzeichnung Rechskraft erwachsen sei. 991 

 

Dr. Sippl Peter, geb. 22. August 1887, arbeitete von 1921 bis 1938 und vom April 1945 

bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende 1952 im Bundesministerium für 

Justiz.  

Sippl trat seinen Gerichtsdienst 1913 als Rechtspraktikant an, wurde 1918 Auskultant, 

Richter und 1921 Bezirksrichter. Im April 1921 wurde er ins BMJ einberufen und stieg 

dort 1922 zum Ministerialvizesekretär, 1923 zum Ministerialsekretär, 1926 zum 

Sektionsrat und 1937 zum Ministerialrat auf. 1939, nach Auflösung des RJM, Abteilung 

Österreich, versetzte ihn der Reichsminister für Justiz aufgrund § 43 Deutsches 

Beamtengesetz in den Wartestand und reaktivierte ihn 1943 als Beamter beim OLG 

Wien (Präsidialabteilung, Baureferat).992 

Bereits ab 15. April 1945 machte Sippl Dienst im Staatsamt für Justiz und wurde dort 

1950 zum Sektionschef ernannt.993 Er war für die zusammenfassende Behandlung der 

Arbeiten zur „Liquidierung der im Geschäftsbereich der österreichischen 

Justizverwaltung bestehenden Einrichtungen des Deutschen Reiches“ zuständig.994 Ab 

1949 war er Leiter der Sektion III (Personalsachen und 

Justizverwaltungsangelegenheiten). 

Im Antrag auf Auszahlung einer Entschädigung nach dem 

Beamtenentschädigungsgesetz gab Sippl 1952 an, dass er bereits 1939 mit seiner 

jetzigen Gattin zusammengelebt habe, die nach den Nürnberger Gesetzen als 

„Mischling II. Grades“ galt, und er daher in den Wartestand versetzt worden sei. 995 

Sippl war politisch völlig unbelastet.996 

 

Skopek Karl, geb. 30. Juli 1900, war von Mai bis Ende Dezember 1945 als Chauffeur im 

Bundesministerium für Justiz beschäftigt.  

 
990 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG, Erkenntnis, 
15.9.1947. 
991 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Serini, Eugen, Magistratisches Bezirksamt für den 1. Bezirk 
(Registrierungsbehörde), Bescheinigung, 26.11.1947. 
992 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sippl, Peter, Schreiben von Gerö, 6.3.1946; OLG-Präsident Wien, 
Ministerialräte Bayer, Krecht, Schindelka und Sippl, Gründe für die Weiterverwendung, 17.1.1944. 
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995 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sippl, Peter, Antrag auf Entschädigung, 16.1.1953, S. 3. 
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Über eine etwaige NS-Vergangenheit gibt der Personalakt keine Auskunft.997 

 

Slany Helene, geb. 16. März 1900, war von 1946 bis zu ihrer einverständlichen 

Auflösung des Dienstverhältnisses mit 31. Juli 1966 im Bundesministerium für Justiz als 

Kanzleibeamtin angestellt.  

Von 1925 bis 1940 war sie Justizangestellte im Kreisgericht bzw. von 1940 bis 1945 im 

Justizministerium in Bratislava (Pressburg). 998 Im Justizministerium in Bratislava hatte 

sie die Leitung der Bibliothek inne und machte deutsch-slowakische Übersetzungen. Sie 

wurde 1945 wegen ihrer österreichischen Nationalität entlassen.999 Im Juli 1946 wurde 

sie beim OLG Wien als Vertragsangestellte eingestellt, jedoch sofort dem BMJ zur 

aushilfsweisen Dienstleistung zugewiesen.1000 Dort verblieb sie als Vertragsbedienstete 

bis 1966. 1001 

Laut eigenen Aussagen hatte sie sich nicht politisch betätigt.1002 

 

Spona Alois, geb. 25. Februar 1911, versah von 1946 bis zur Versetzung in den Ruhestand 

mit 31. Jänner 1972 seinen Dienst im Bundesministerium für Justiz.  

Den Justizdienst trat Spona im März 1934 als Vertragsangestellter an und wurde 1938 

als Justizangestellter in den Reichsjustizdienst übergeleitet. Einige Monate im Jahr 1940 

und von 1941 bis 1945 war er in der Wehrmacht und kehrte im April 1946 aus der 

französischen Kriegsgefangenschaft zurück. Er meldete sich noch im selben Monat 

beim OLG Wien zum Dienst. Im Mai 1946 wurde er als Kanzlist ins BMJ einberufen und 

wurde dort 1948 zum Kanzleiadjunkten, 1950 zum Kanzleioffizial, 1957 zum 

Kanzleioberoffizial und 1970 zum Oberoffizial ernannt.1003 Anfangs wurde er im 

Kanzleidienst (Einlaufstelle, Kanzleistelle D) verwendet, war jedoch ab 1955 als 

Referent in den Abteilungen 13 und 13a (Gnadensachen und bedingte Entlassungen) 

tätig.1004 Noch im Aktivstand wurde ihm 1971 das „Silberne Verdienstzeichen der 

Republik Österreich“ verliehen.1005 

Von November 1933 bis zum „Anschluss“ war Spona Mitglied der Vaterländischen 

Front. 1006  

In der NS-Zeit war er Mitglied in der DAF, der NSV und dem RLB.1007  

 
997 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Skopek, Karl. 
998 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Slany, Helene, Standesausweis, o. D., S. 4. 
999 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Slany, Helene, Lebenslauf, 24.7.1946. 
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1002 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Slany, Helene, CV, 24.7.1946. 
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Stockinger Friedrich war von 1949 bis zur Aufhebung der Zuteilung im April 1952 im 

BMJ tätig. Stockinger wurde 1952 dem OLG Wien zugewiesen, um dort als 

Gerichtsvollzieher arbeiten zu können.1008 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Dr. Strobele Guido, geb. 2. Jänner 1883, war von 1915 bis 1938 und von April bis 

November 1945 im Justizministerium tätig. 

Strobele begann 1906 seinen Gerichtsdienst als Rechtspraktikant, wurde 1907 

Auskultant und 1911 Richter. 1915 ins Justizministerium einberufen, wurde er dort 1915 

zum Ministerialvizesekretär, 1918 zum Ministerialsekretär, 1921 zum Sektionsrat, 1925 

zum Ministerialrat und 1935 zum Sektionschef ernannt.1009 Mit Ende September 1938 

versetzte man Strobele gemäß § 6 BBV in den Ruhestand und wandelte dies 1940 „aus 

politischen Gründen“ in eine Versetzung in den Wartestand um. 1945 wurde Strobele 

Leiter der zivillegislativen Sektion, bis er mit Wirkung vom 22. November 1945 der erste 

Präsident des OGH wurde. 1010 1953 trat er in den dauernden Ruhestand und erhielt auf 

sein Gesuch einen erhöhten Ruhegenuss, da er „47 Jahre hindurch Dienst leistete und bis 

zuletzt seine Pflichten voll und ganz erfüllte. Sogar während seiner Krankheit im Herbst 

1953 erledigte er seine Akten am Krankenbett in gewohnt vorzüglicher Weise.“ 1011 

Informationen zu Mitgliedschaften in der NSDAP oder einer anderen NS-Organisation 

sind im Akt nicht vorhanden. 

 

Dr. Sucher Arnold, geb. 10. März 1898, war von 1947 bis 1951 im Bundesministerium für 

Justiz tätig. 

Den Gerichtsdienst begann Sucher 1921 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1926 zum 

Richter, und 1935 zum Landesgerichtrat ernannt. Vom November 1934 bis zum 

„Anschluss“ war er zuerst Landesstatthalter, dann Landeshauptmann von Kärnten.1012 

Am 15. März 1938 wurde er aus politischen Gründen des Dienstes enthoben und 

aufgrund § 4 Abs. 1 BBV in den Ruhestand versetzt. 1013 Er war von März bis Mai 1938 in 

Schutzhaft, erhielt Gauverbot in Kärnten (und Osttirol) und war bis Juni 1943 in Wien 

unter Polizeiaufsicht gestellt.1014 Bis Kriegsende 1945 war er in mehreren 

Rechtsanwaltskanzleien tätig. Im April 1945 trat Sucher beim LG für Strafsachen 

wieder in den Justizdienst. 1947 bis 1951 war er dem BMJ zugeteilt und danach ohne 
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Unterbrechung am OLG Wien, dessen Vizepräsident er 1963 wurde, tätig. 1966 wurde 

Sucher Präsident des OLG Wien.1015 

Er war von 1933 bis zum „Anschluss“ Landesleiter der Vaterländischen Front.1016 

Im Akt sind keine Hinweise auf Mitgliedschaften in einer NS-Organisation zu finden. 

 

T 
 

Dr. Tempfer Karl, geb. 1. Juni 1904, war von Dezember 1945 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand am 31. Dezember 1969 im Bundesministerium für Justiz.  

Tempfer wurde 1938 als Rechtsanwaltsanwärter zur Gerichtspraxis zugelassen, 1931 als 

Richteramtsanwärter übernommen, im März 1932 zum Hilfsrichter bestellt und im Mai 

1932 zum Richter ernannt. 1938 wurde er als Amtsgerichtsrat in den Reichsjustizdienst 

übergeleitet und war am Amtsgericht Meidling bzw am Amtsgericht Wien 

beschäftigt. 1017 Anschließend war er bis Kriegsende in Wien im April 1945 dem 6. Senat 

des OLG Wien zugeteilt.1018 Tempfer war 1939 bis April 1940 bei der deutschen 

Wehrmacht. 1019 

Im Dezember 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen, wo er 1946 zum 

Sektionsrat, 1948 zum Ministerialrat und 1952 zum Sektionschef ernannt wurde. 1020 

Tempfer wurde im November 1945 zum Vertreter der Dienststelle bei der 

Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien bestellt.1021 

Tempfer war Abteilungsleiter der Abteilung 16 (Personalsachen des OLG-Sprengels 

Graz, Justizverwaltungssachen, Dienstrechtssachen) und danach Leiter der Sektion 3 

(Justizverwaltung und Personalsachen). 1022 Er wurde 1955 mit dem „Großen Goldenen 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich“ und 1965 mit dem „Großen 

Silbernen Ehrenzeichen mit dem Stern für Verdienste um die Republik Österreich“ 

ausgezeichnet.1023 

Tempfer war von 1933 bis zum „Anschluss“ Mitglied in der Vaterländischen Front, der 

katholisch-deutschen Studentenverbindung Nibelungia und dem Antisemitenbund. 1024 

In der politischen Beurteilung des Reichskommissars für die Wiedervereinigung 
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Amtseinführung, 21.4.1966. 
1016 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Sucher, Arnold, Lebenslauf, 5.6.1945, S. 2. 
1017 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
1018 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Lebenslauf, 9.10.1945. 
1019 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Standesausweis, o. D., S. 3. 
1020 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Standesausweis, o. D., S. 8ff. 
1021 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, BMJ, Bestellung zum Vertreter der Dienstbehörde 
bei der Sonderkommission, 5.11.1945. 
1022 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Antrag aud Dank und Anerkennung, 16.12.1969, S. 
2., Beurteilungsblatt, 6.12.1952. 
1023 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1024 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
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Österreichs mit dem Deutschen Reich wird Tempfer als „streng klerikal eingestellt“ und 

der NSDAP fremd gegenüberstehend bezeichnet. „Er wird jedoch als guter Kamerad 

bezeichnet, der niemals Feindseligkeiten gegenüber anders Gesinnten übte, oder 

jemanden wegen seiner Gesinnung Schaden zufügte.“ 1025  

Nach dem „Anschluss“ 1938 trat er dem NSRB und der NSV bei.1026  

 

Teufner Josef, geb. 8. Oktober 1925, versah von Mai 1947 bis zu seinem Austritt am 31. 

März 1951 Dienst im Bundesministerium für Justiz. 

Teufner war von Mai bis August 1943 Arbeitsmann im Reichsarbeitsdienst, rückte dann 

zur Wehrmacht ein und wurde im Oktober 1945 aus der Kriegsgefangenschaft 

entlassen.1027 Seinen Dienst in der Justiz begann er 1946 beim Jugendgerichtshof, wurde 

1947 als provisorischer Beamter dem BMJ zugeteilt und 1950 als provisorischer 

Justizassistent im Kanzleidienst übernommen. Er war bis zu seinem Austritt Leiter der 

Kanzlei für Zivillegislative. 1028  

Er war nach eigenen Angaben politisch vollkommen unbelastet.1029 

 

Dr. Tintara Edgar, geb. 19. Dezember 1907, versah ab Mai 1945 seinen Dienst im 

Bundesministerium für Justiz und verblieb dort bis zu seinem Tod am 24. Oktober 

1962. 1030  

Tintara begann den Gerichtsdienst 1932 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 1935 zum 

Richteramtsanwärter und im selben Jahr zum Hilfsrichter ernannt. 1936 erfolgte seine 

Ernennung zum Richter. 1938 wurde er als Amtsgerichtsrat in den Reichsjustizdienst 

übergeleitet 1031 und war an den Amtsgerichten Margarethen, Landstraße, Oberwart, 

Wien und dem Landgericht Wels tätig. Im Jänner 1945 wurde Tintara bei der Firma Fritz 

Zurek dienstverpflichtet. 1032 

Am 14. Mai 1945 wurde er ins Staatsamt für Justiz einberufen, wurde dort 1946 zum 

Sektionsrat und zum 1951 Ministerialrat ernannt. 1033 

Das BMJ kaufte Tintaras umfangreiche juridische Bibliothek aus seinem Nachlass 

an. 1034 

 
1025 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, Reichskommissar für die Wiedervereinigung, 
Politische Beurteilung Tempfer, 12.11.1938. 
1026 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tempfer, Karl, NS-Standesblatt, o. D. 
1027 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Teufner, Josef, Standesausweis, o. D., S. 3. 
1028 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Teufner, Josef, Amtszeugnis, 15.3.1951. 
1029 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Teufner, Josef, Schreiben an das OLG Wien um Aufnahme in den 
Justizdienst, 11.3.1946. 
1030 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Umschlagbogen zum Personalakt, S. 1. 
1031 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Überleitungsblatt, 7.7.1939. 
1032 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, OLG-Präsident, Dienstverpflichtung, 5.2.1945. 
1033 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
1034 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Ankauf der Bibliothek, 13.2.1963. 
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Er war bis 1925 Mitglied der deutsch-völkischen Verbindung Gothia in Znaim, danach 

in der „Ferialverbindung Deutscher Hochschüler Zornstein“.1035 1934 wurde er aus dem 

Ruderclub „Arminen“ wegen nationalsozialistischer Gesinnung gestrichen und er 

fürchtete, dass „Angehörige dieses Klubs durch eine Anzeige seine Entfernung aus dem 

Gerichtsdienst veranlassen könnten“.1036  

Vor dem „Anschluss“ war Tintara Mitglied der Vaterländischen Front. 1037  

Am 7. April 1938 ließ sich Tintara nach österreichischem Recht von seiner Frau Therese 

scheiden (Trennung von Tisch und Bett).1038 Tintara erhoffte sich, dadurch die 

Bestimmungen gemäß § 3 Abs. 1 BBV umgehen zu können, da seine Frau Jüdin war.1039 

In einem im Personalakt erhalten gebliebenen Lebenslauf legte er die Gründe für seine 

Scheidung dar und begründete diese mit der „nichtarischen Abstammung“ seiner 

Frau. 1040 Schließlich wurde er an das Amtsgericht Margareten versetzt und dort Richter 

für Außerstreitsachen. 1942 wurde vom Amtsgerichtspräsidenten in Wien festgestellt, 

dass die Scheidung der Ehe nicht im Sinne des neuen Ehegesetzes ausgesprochen 

worden sei. 1041 Im Schreiben des Wehrbezirkskommandos Wien 1 wurde festgestellt, 

dass die Scheidung nach österreichischem Recht einverständlich von Tisch und Bett 

stattgefunden habe, aber nicht nach § 115 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Rechts 

der Eheschließung und der Ehescheidung im Lande Österreich vom 6. Juli 1938 

aufgelöst worden sei. „Es wäre sonst unverständlich, daß Dr. Tintara trotz einer dem 

Bande nach bestehender jüdischer Mischehe noch immer als Amtsgerichtsrat 

Verwendung finde, während er von der Erfüllung der Wehrpflicht als Folge dieser dem 

Bande nach bestehenden Mischehe befreit wäre.“ 1042 Das Wehrbezirkskommando bat 

um Überprüfung und Stellungnahme in dieser Angelegenheit. Der 

Oberlandesgerichtspräsident antwortete, dass die Frage für die österreichischen 

Beamten mit dem Gesetz zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums 

geregelt sei. Dort sei in § 3 Abs. 6 festgehalten: „Nicht als verheiratet im Sinn dieser 

Vorschriften gilt, wessen Ehe im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung nach 

österr. Recht geschieden ist.“ Der OLG-Präsident bemerkte noch, dass Tintara nicht als 

Streit- oder Strafrichter eingesetzt sei und daher nicht im „Namen des deutschen 

 
1035 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Lebenslauf, 19.6.1938, S. 1. 
1036 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Lebenslauf, 19.6.1938, S. 2. 
1037 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Personal- und Befähigungsnachweis, 9.8.1939, S. 1. 
1038 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Amtsvermerk, 28.6.1938. 
1039 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Der Oberlandesgerichtspräsident, 2.4.1943, S. 1. 
1040 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Abschrift Lebenslauf, 19.7.1938, S. 2. 
1041 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Amtsgerichtspräsident Wien an den OLG-
Präsidenten Wien, Scheidung Tintaras, 12.5.1942. 
1042 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Abschrift Wehrbezirkskommando Wien I., 
8.3.1943, S. 1-2.  
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Volkes“ Recht spräche. 1043 Tintara galt also als rechtskonform von seiner Frau 

geschieden. 1946 heiratete Tintara erneut (eine andere Frau).1044 

Tintara war Mitglied folgender NS-Organisationen: NSV, NSRB und RDB. 1045 

Tobeiner Anna, geb. 13. Mai 1921 als Anna Freitag, arbeitete von 23. Mai 1945 bis zu 

ihrer Versetzung in den zeitlichen Ruhestand mit Ende 1979 als Kanzleikraft im 

Bundesministerium für Justiz.  

Sie war von 1939 bis 1940 als Schreibkraft beim Heeresbauamt und machte danach ihr 

Pflichtjahr. 1046 In den Justizdienst trat sie im November 1941 ein und war bis November 

1944 beim LG Wien als Schriftführerin in Zivilsachen, Schreibkraft bzw. am OLG Wien 

als Kanzleikraft in der Generalregistratur tätig. Von November 1944 bis Jänner 1945 war 

sie als Hilfsmonteurin im Rüstungseinsatz.1047 Danach arbeitete sie wieder am OLG 

Wien. Im Mai 1945 wurde sie ins Staatsamt für Justiz einberufen.1048 Im BMJ wurde sie 

1954 zum provisorischen Kanzlisten, 1955 zum provisorischen Kanzleiadjunkten bzw. 

Kanzleiadjunkten, 1956 zum Kanzleioffizial und 1963 zum Kanzleioberoffizial 

ernannt.1049 Sie wurde in der Kanzlei D (Straf- und Gnadenabteilung) als 

Kanzleihilfskraft verwendet und führte dort die Kartei.1050 

Tobeiner gehörte der DAF an,1051 war aber nicht registrierungspflichtig. 1052 

 

U 
 

Dr. Unger Walter, geb. 27. Juli 1910, versah ab 1946 bis zu seinem Tod am 4. Dezember 

1968 seinen Dienst im Bundesministerium für Justiz.  

Unger trat 1933 als Rechtspraktikant in den Justizdienst, wurde 1937 

Richteramtsanwärter, 1938 Hilfsrichter und 1940 Amtsgerichtsrat. 1053 1941 wurde er 

zur Wehrmacht einberufen, kehrte im Oktober 1945 aus der Kriegsgefangenschaft 

 
1043 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, OLG-Präsident an Wehrbezirkskommando Wien 
I., 6.4.1943. 
1044 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Personenstandesblatt, 29.5.1945, S. 1; 
Standesausweis, o. D., S. 1. 
1045 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tintara, Edgar, Personal- und Befähigungsnachweis, 9.8.1939, S. 
2. 
1046 Ledige Frauen unter 25 Jahren mussten ein Jahr entweder in der Landwirtschaft oder in der 
Hauswirtschaft bei kinderreichen Familien arbeiten. Dies wurde durch das Arbeitsbuch nachgewiesen 
und war Voraussetzung für eine spätere Anstellung. www.doew.at/erkennen/ausstellung/1938/frauen-
und-nationalsozialismus [Abfrage 5.5.2025]. 
1047 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Personenstandesblatt, 30.5.1945, S. 3. 
1048 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Lebenslauf, o. D. 
1049 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
1050 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Dienstbeschreibung, 20.7.1954. 
1051 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Personalfragebogen, 3.11.1941. 
1052 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Tobeiner, Anna, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1053 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Unger, Walter, Antrag auf Ernennung, 16.10.1953.  

http://www.doew.at/erkennen/ausstellung/1938/frauen-und-nationalsozialismus
http://www.doew.at/erkennen/ausstellung/1938/frauen-und-nationalsozialismus
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zurück, meldete sich sofort zum Justizdienst und wurde zum Landesgerichtsrat 

ernannt.1054 

Er wurde im Jänner 1946 dem BMJ zugeteilt, 1949 Sektionsrat und 1954 zum 

Ministerialrat ernannt.1055 Unger war Referent in Personal- und 

Justizverwaltungssachen und leitete die Abteilung 17 (Personal und 

Verwaltungsangelegenheiten der Oberlandesgerichtssprengel Linz und Innsbruck, 

Angelegenheiten der Notare und Rechtsanwälte sowie der Verteidiger in Strafsachen im 

ganzen Bundesgebiet, Dienstrechtssachen, etc.). 1056  

Er war politisch vollkommen unbelastet.1057 

 

W 
 

Dr. Waach Gregor, geb. 29. September 1919, war von 1953 bis 1956 und von 1961 bis zu 

seiner Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1984 im Bundesministerium für 

Justiz.  

Waach begann seinen Justizdient 1939 als Justizinspektoranwärter beim Amtsgericht 

Bielefeld und wurde 1940 zur Vollendung der Ausbildung an das LG Wien überwiesen, 

da Znaim dem OLG-Bezirk Wien angeschlossen worden war. 1942 wurde er zum 

Justizinspektor beim LG Znaim ernannt und im selben Jahr ans Amtsgericht Wien 

versetzt. 1058 1945 wurde er des Dienstes enthoben. 1059  

Waach war ab seiner Geburt tschechoslowakischer Staatsangehöriger. Im Juli 1949 

wurde ihm die österreichische Staatsbürgerschaft verliehen.1060 

Er begann seinen Justizdienst in Österreich 1948 als Rechtsanwaltsanwärter, wurde 

1949 zum Richteramtsanwärter, im Oktober 1950 zum Hilfsrichter und im November 

1950 zum Richter ernannt. Im Dezember 1953 trat er den Dienst beim BMJ an und 

verblieb dort bis 31. Oktober 1956. Danach wurde er am Strafbezirksgericht verwendet 

und stieg 1958 zum Bezirksrichter und 1959 zum Landesgerichtsrat auf. Im Jänner 1961 

wurde er erneut dem BMJ zugeteilt und dort 1963 zum Oberlandesgerichtsrat, 1964 zum 

Sektionsrat, 1968 zum Ministerialrat und 1979 zum Generalanwalt ernannt.1061  

 
1054 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Unger, Walter, Antrag auf Ernennung zum Ministerialrat, 
16.10.1953. 
1055 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Unger, Walter, BMJ, Pressedienst zum Ableben Ungers, 
10.12.1968. 
1056 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Unger, Walter, Antrag auf Ernennung, 16.10.1953, S. 4. 
1057 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Unger, Walter, BMJ, Ernennung zum Ministerialrat, 12.12.1953, S. 
2. 
1058 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, BMJ, Lebenslauf, 11.10.1945; 
Personenstandesblatt, 11.10.1945, S. 3. 
1059 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Verleihung Großes Ehrenzeichen, 20.8.1974, 
Beiblatt. 
1060 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Republik Österreich, Urkunde zur Verleihung der 
Staatsbürgerschaft, 28.7.1949; Standesausweis, o. D., S. 6. 
1061 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
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Während seiner ersten Zuteilung zum BMJ war er Referent in der mit politischen 

Strafsachen befassten Abteilung.1062 Er war während seiner zweiten Zuteilung zum BMJ 

in der Sektion Straf- und Gnadensachen, in der Abteilung IV 5 (bedingte Entlassungen, 

Vorbereitung für periodische Begnadigungen, Angelegenheiten der Strafunterbrechung 

und des Aufschubs bzw. Unterbringung in eine Anstalt für geistig abnorme 

Rechtsbrecher bzw. für gefährliche Rückfalltäter, etc.), deren Leiter er ab 1969 war, 

tätig.1063 

Waach wurde 1974 mit dem „Großen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ und 1982 mit dem „Großen Silbernen Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Republik Österreich“ ausgezeichnet.1064 

Er war Mitglied in der NSV, dem VDA, dem Bund der Deutschen und des NSKK.1065 

Er bewarb sich am 1. April 1941 um die Aufnahme in die NSDAP, worauf er 1943 die 

Mitgliedsnummer 9.048.817 erhielt. In der Ortsgruppe Wien-Lerchenfeld war er von 

Mai bis Herbst 1944 Blockhelfer. 1066  

Die Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947 entschied 1948, dass Waach 

„minderbelastet“ gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG sei, keine innere Verbundenheit zur 

NSDAP habe und somit in der Strafrechtspflege verwendet werden könne.1067 Das 

Magistratische Bezirksamt bestätigte 1949, dass Waach gemäß § 1 

Bundesverfassungsgesetz vom 13. Juli 1949 von der Registrierungsliste gestrichen 

wurde. 1068 

 

Wagner Karl, geb. 21. September 1913, arbeitete von 1949 bis zu seiner Versetzung in 

den Ruhestand mit Ende 1978 im Justizministerium.  

Er war bis zum „Anschluss“ beim Bundesheer, danach bis April 1945 in der Wehrmacht. 

Von 1945 bis 1946 stand er bei der Gemeinde Wien, beim Österreichischen 

Gewerkschaftsbund bzw. als Zensor bei der Postdirektion und von September bis 

November 1946 bei der Ausstellung „Niemals Vergessen“ im Wiener Künstlerhaus im 

Dienst. Ab November 1946 versah er Dienst beim OLG Wien.1069 Ab 1949 war er in der 

Kanzlei der Sektion V im BMJ. 

 
1062 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, BMJ, Antrag auf Verleihung Großes 
Ehrenzeichen, 5.6.1974. 
1063 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, BMJ, Antrag auf Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 9.2.1982. 
1064 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1065 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, NS-Standesblatt, 3.7.1939. 
1066 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Vormerkblatt für Rechtsanwaltsanwärter, o. D.; 
Lebenslauf, 11.10.1945. 
1067 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Kommission nach § 19 Abs. 2 VerbotsG 1947, 
Erkenntnis, 3.3.1948. 
1068 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Waach, Gregor, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1069 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wagner, Karl, BMJ, Jubiläumszuwendung, 4.2.1975, S. 2; OLG-
Präsident, Anrechnung von Dienstzeiten, 3.4.1951. 
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Wagner erhielt 1980 das „Goldene Verdienstzeichen der Republik Österreich“. 1070 

Im Akt findet sich kein Hinweis auf eine Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer 

Gliederungen. 

 

Wania Margaretha, geb. 5. Jänner 1913 als Margaretha Albrechtsberger, verwitwete 

Lohberger, kam 1945 in das Justizministerium und verblieb dort bis zur Kündigung mit 

Ende Juli 1971. 

Wania trat 1936 in den Kanzleidienst beim BG Matzen, wo sie bis zu ihrer 

Eheschließung im August 1938 im Grundbuch und als Schriftführerin bei 

Verlassenschaftsabhandlungen tätig war. Ab Oktober 1943 war sie Justizangestellte in 

der Schreibabteilung bzw. leitete ab Jänner 1945 eine Kanzlei der 

Oberstaatsanwaltschaft beim LG Wien.1071 Am 23. Mai 1945 wurde sie ins Staatsamt für 

Justiz einberufen.1072 Sie wurde dort im Schreibdienst und im Kanzleidienst, zuletzt als 

Leiterin der Kanzleistelle F, verwendet.1073 1971 schied sie aus dem Justizdienst aus und 

erhielt „für ihre jahrzehntelange hervorragende Dienstleistung Dank und Anerkennung 

des Bundesministers für Justiz ausgesprochen“. 1074 

Laut Akt war sie in der NS-Zeit nicht Mitglied in einer NS-Organisation gewesen.1075  

 

Dr. Warbinek Johann, geb. 11. April 1922, versah seinen Dienst im Justizministerium von 

1950 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand mit Ende März 1984.1076  

Da Warbinek nicht arbeitsdiensttauglich war, arbeitete er 1943 im Studentischen 

Ausgleichsdienst bei der Korrespondenzstelle Wien des Auswärtigen Amtes. 1077 1944 

wurde er in die Wehrmacht eingezogen und kam im August 1945 aus sowjetischer 

Kriegsgefangenschaft zurück. 1078 1947 trat er seinen Dienst als Rechtsanwaltsanwärter 

beim LG für Strafsachen Wien an und wurde 1949 zum Richteramtsanwärter. 1950 trat 

er seinen Dienst im BMJ an, wurde 1950 zum Hilfsrichter bzw. Richter, 1953 zum 

Ministerialoberkommissär, 1957 zum Ministerialsekretär, 1961 zum Sektionsrat, 1966 

zum Ministerialrat und 1979 zum Generalanwalt ernannt.1079  

Im BMJ war Warbinek als Referent und Stellvertreter des Leiters der mit Gnadensachen 

befassten Abteilung tätig. Von Juli 1956 bis Oktober 1970 war er Leiter der Abteilung 11 

 
1070 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wagner, Karl, BMJ, Verleihung Goldenes Verdienstzeichen, 
2.5.1980. 
1071 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wania, Margaretha, Lebenslauf, o. D. 
1072 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wania, Margaretha, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
1073 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wania, Margaretha, BMJ, Zeugnis, 2.8.1971. 
1074 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wania, Margaretha, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1075 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wania, Margaretha, Personenstandesblatt, 28.5.1945, S. 3. 
1076 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, AZ 10196, o. D., Blatt 1.  
1077 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Lebenslauf, o. D. 
1078 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Standesausweis, o. D., S. 3; Lebenslauf, o. D. 
1079 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
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(politische Straf- und Pressesachen). 1970 wurde er zum Leiter der Abteilungen 13a und 

13b (Gnadensachen und bedingte Entlassungen) bestellt.1080 

1971 erhielt Warbinek das „Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ und 1977 das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 1081 

Laut Lebenslauf war Warbinek Mitglied der HJ und des NSDStB gewesen.1082 Er schien 

bei der zuständigen Meldestelle für Nationalsozialisten nicht auf.1083 

 

Wegleitner Karl, geb. 26. März 1907, arbeitete von 1946 bis zur einverständlichen 

Lösung des Dienstverhältnisses mit 30. April 1967 als Chauffeur im Justizministerium.  

Wegleitner war als Kraftfahrer im Munitionslager Groß-Mittel dienstverpflichtet und 

von Mai 1943 bis Juli 1944 bei der Organisation Todt als LKW-Fahrer in Frankreich 

tätig.1084 

Im Akt befindet sich ein persönliches Dankesschreiben von Justizminister Josef 

Gerö. 1085 

Für seine Dienste erhielt er die „Silberne Medaille für Verdienste um die Republik 

Österreich“. 1086  

Er war kein Mitglied der NSDAP.1087 

 

Dr. Weinzetl Viktor, geb. 22. Oktober 1906, versah von 1937 bis zum „Anschluss“ und 

vom 14. Mai 1945 bis zur Versetzung in den Ruhestand mit 31. Dezember 1971 seinen 

Dienst im BMJ.  

Weinzetl trat 1930 als Rechtspraktikant in den Justizdienst, wurde 1933 zum 

Richteramtsanwärter, im März 1934 zum Hilfsrichter und im Juli 1934 zum Richter 

ernannt. 1937 erfolgte seine Zuteilung zum BMJ, wo er mit der Bearbeitung von 

Gnadensachen, Haftentschädigungs- und Strafvollzugsangelegenheiten betraut 

war. 1088 In den Reichsjustizdienst wurde er 1938 als Amtsgerichtsrat beim RJM, 

Abteilung Österreich, übergeleitet, 1939, nach Auflösung der Abteilung Österreich im 

RJM, zum Staatsanwalt und 1940 zum 1. Staatsanwalt beim OLG Wien ernannt, wo er 

die Bearbeitung von Strafvollzugsangelegenheiten übernahm.1089 1939 wurde ein 

 
1080 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, BMJ, Verleihung Großes Ehrenzeichen, 
1.7.1971. 
1081 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1082 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Lebenslauf, o. D. 
1083 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Warbinek, Johann, Polizeidirektion Wien, Zulassung Warbineks 
zur Gerichtspraxis, 7.11.1947. 
1084 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wegleitner, Karl, Standesausweis, o. D., S. 3; Lebenslauf, 
24.3.1946. 
1085 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wegleitner, Karl, Dankschreiben Gerö, 8.11.1949. 
1086 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wegleitner, Karl, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1087 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Wegleitner, Karl, Personenstandesblatt, 23.3.1946, S. 3.  
1088 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Lebenslauf, 5.6.1945, S. 1. 
1089 Hier widersprechen sich der Standesausweis, der die StA beim LG Wien als Dienststelle während der 
NS-Zeit nennt, und das Personenstandesblatt sowie der Lebenslauf, die beide die StA beim OLG Wien 
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aufgrund § 5 Abs. 1 BBV geführtes Verfahren eingestellt.1090 Generalstaatsanwalt Dr. 

Stich setzte das RJM anlässlich der Besetzung einer Ersten Staatsanwaltsstelle in Wien 

darüber in Kenntnis, dass Weinzetl sich um die Mitgliedschaft in die NSDAP beworben 

habe, aufgrund „der derzeitigen Sperre der Mitgliedsaufnahme“ jedoch nicht 

aufgenommen werden konnte. Er sei jedoch Leiter der Lichtbildstelle der Ortsgruppe 

Unter St. Veit der NSDAP. In dieser Ortsgruppe sei er auch in der Kulturstelle sowie als 

Blockhelfer tätig.1091 Zwischen August und Dezember 1940 sowie von Mai 1943 bis April 

1945 war Weinzetl in der Wehrmacht. 1092 Er wurde im Mai 1945 ins Staatsamt für Justiz 

einberufen, wo er 1946 zum Sektionsrat, 1950 zum Ministerialrat und 1968 zum 

Sektionschef ernannt wurde. 1093  

1945 kam der Verdacht auf, Weinzetl sei Mitglied der NSDAP gewesen, da Zeugen 

aussagten, Weinzetl habe das Parteiabzeichen getragen.1094 Weinzetl stritt in den 

folgenden Einvernahmen alle Beschuldigungen ab.1095 Dieser Verdacht wurde vom 

Staatsamt für Justiz als unbegründet zurückgewiesen.1096 

Weinzetl bearbeitete bereits ab 1947 als Abteilungsleiter die Agenden des 

Strafvollzugswesens. 1953 wurde der Aufgabenbereich in eine eigene Gruppe gegliedert 

und Weinzetl wurde mit der Leitung dieser Gruppe betraut, die 1964 eine eigene Sektion 

(Strafvollzugssektion) wurde. 1097 

1963 erhielt er das „Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 

Österreich“ 1098 und 1971 das „Große Silberne Ehrenzeichen mit dem Stern für 

Verdienste um die Republik Österreich“. 1099  

In der NS-Zeit trat er dem NSRB, dem RLB, der NSV und dem RDB bei. 1100  

 

 
als Dienststelle nennen. Da aber Generalstaatsanwalt Stich als Leiter der Dienststelle genannt wird, ist 
wohl die StA beim OLG Wien gemeint. ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, 
Personenstandesblatt 5.6.1945, S. 3; Lebenslauf, 5.6.1945, S. 1; BMJ, Antrag auf Ernennung zum 
Sektionschef, 4.12.1967, S. 2; Lebenslauf, 5.6.1945, S. 2. 
1090 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, NSDAP, Gauleitung, Schreiben, 21.11.1942. 
1091 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, GStA Stich an das Reichsjustizministerium, 
Besetzung einer Staatsanwaltsstelle in Wien, 28.5.1940, S. 1. 
1092 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Standesausweis, o. D., S. 3. 
1093 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, BMJ, Antrag auf Verleihung Silbernes 
Ehrenzeichen mit Stern, 22.4.1971. 
1094 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Gesellschaft der Justizwachebeamten, Sektion 2, 
Verdacht der Mitgliedschaft der NSDAP, 16.7.1945; Zeugenaussagen Jakob Deutsch (25.7.1945) und 
Josef Urbanek (26.7.1945). 
1095 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Einvernahmen 27.7.1945 und 9.8.1945. 
1096 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Zeugenaussage Josef Kaspar (10.8.1945); Bericht 
zum Auftrag vom 20.7.1945 betreffend Eingabe der Gewerkschaft der Justizwachebeamten, 27.7.1945. 
1097 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, BMJ, Pressestelle, Presseaussendung anlässlich 
der Ruhestandsversetzung, 21.10.1971; BMJ, Antrag auf Verleihung Silbernes Ehrenzeichen mit Stern, 
22.4.1971. 
1098 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, BKA, Verleihung Großes Silbernes 
Ehrenzeichen, 14.10.1963. 
1099 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1100 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weinzetl, Viktor, NSDAP, Gauleitung, Politische Beurteilung, 
7.12.1942. 
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Weis Franziska, geb. 18. Februar 1889, versah ihren Dienst im Bundesministerium für 

Justiz von 1907 bis zum „Anschluss“ 1938 und vom 23. Mai 1945 bis zu ihrer Versetzung 

in den Ruhestand mit Ende Dezember 1954.  

Weis begann ihren Justizdienst 1907 als Kanzleibeamtin im Justizministerium, wurde 

1910 zur Kanzleioffiziantin, 1923 zur Hilfsämterdirektionsadjunktin und 1924 zum 

Kanzleioberoffizial ernannt.1101 1929 wurde sie in die Präsidialkanzlei des 

Justizministeriums versetzt. 1102 Sie wurde 1938 als Regierungssekretär in den 

Reichsjustizdienst übergeleitet und verblieb bis zur Auflösung der Abteilung Österreich 

im RJM. Am 1. April 1939 wurde sie als Justizsekretär beim OLG Wien bzw. ab 15. April 

1939 bei der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Wien verwendet. Mit Juli 1939 kam 

sie in die Strafvollzugsabteilung bei der Staatsanwaltschaft beim OLG Wien und wurde 

1941 zum Justizobersekretär und 1942 zur Leiterin dieser Abteilung befördert. 1103  

Im Mai 1945 wurde sie erneut zur Dienstleistung ins Staatsamt für Justiz einberufen, 

1948 zum Kanzleioberoffizial ernannt und erhielt 1954 anlässlich der Versetzung in den 

Ruhestand den Titel Kanzleirat.1104 Ab 1950 war sie Leiterin der Kanzleistelle E 

(Strafvollzugswesen und Anstalten für Erziehungsbedürftige), nachdem sie bereits 

zuvor den Kanzleileiter vertreten hatte.1105 

Von Oktober 1933 bis zum „Anschluss“ war sie Mitglied der Vaterländischen Front. 1106  

In der NS-Zeit trat sie in folgende NS-Organisationen ein: NSV, RDB und RLB.1107  

 

Dr. Widmann Josef, geb. 31. Dezember 1891, war von 1934 bis 1938 und von 1945 bis 

1949 im Bundesministerium für Justiz beschäftigt. 1108 Er verstarb am 2. September 

1967. 1109 

Seinen Justizdienst begann er 1919 als Rechtspraktikant, wurde 1922 zum 

Richteramtsanwärter, 1924 zum Hilfsrichter, 1926 zum Richter und 1928 zum 

Bezirksrichter ernannt. Ab 1930 war er im Ministerium für soziale Verwaltung tätig, 

bevor er 1934 ins Justizministerium wechselte. 1930 wurde er zum Ministerialsekretär 

und 1935 zum Sektionsrat ernannt. Von 1938 bis zur Auflösung 1939 war er in der 

Abteilung Österreich im RJM tätig und wurde danach als Oberlandesgerichtsrat ans 

OLG Wien versetzt.1110 Ab 1945 versah er wieder seinen Dienst im Bundesministerium 

und schied 1949 aus, da er Präsident des Oberlandesgerichts Innsbruck wurde.  

 
1101 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, alter Standesausweis, o. D., Rubrik Justizdienst; 
Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
1102 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, Lebenslauf, o. D. 
1103 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, Standesblatt, o. D., S. 8; Lebenslauf, o. D. 
1104 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, Standesausweis, o. D., S. 5. 
1105 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, BMJ, Amtserinnerung – Überstellung auf einen 
Dienstposten der Verwendungsgruppe C, 1.6.1951. 
1106 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, NS-Standesblatt, o. D. 
1107 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Weis, Franziska, NS-Standesblatt, o. D. 
1108 ÖStA, AdR, BMJ-Namensakten, Widmann Josef. 
1109 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Widmann, Josef, Parte, 2.9.1967. 
1110 ÖStA, AdR, Reichsjustizministerium-Personalakten, Widmann, Josef, NS-Standesblatt, o. D. 
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Widmann wurde 1957 mit dem „Großen Silbernen Ehrenzeichen mit dem Stern für 

Verdienste um die Republik Österreich“ geehrt. 

Widmann war Mitglied der Vaterländischen Front und der Ostmärkischen 

Sturmscharen gewesen. 1111  

Er gehörte in der NS-Zeit dem NSRB an.1112  

 

Z 
 

Zerbs Aloisia, geb. 30. September 1894, kam 1945 als Kanzleibeamtin ins 

Justizministerium und blieb dort bis 1955. 1940 bis 1941 fungierte sie als Schriftführerin 

beim Amtsgericht Wien, ab 1941 war sie Schreibkraft beim OLG Wien.1113 Im 

Austrofaschismus war sie Mitglied der Vaterländischen Front, in der NS-Zeit Mitglied 

in folgenden NS-Organisationen: NSV, DAF und RLB.1114 

 

Dr. Zimmermann Otto, geb. 28. Juni 1910, kam 1951 in das Bundesministerium für Justiz 

und verblieb dort bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand am 31. Juli 1971.  

Zimmermann begann seinen Justizdienst 1934 als Aspirant am LG für ZRS Wien, wurde 

1935 Beamtenanwärter und mit Jänner 1938 Justizassistent. Er wurde nach dem 

„Anschluss“ als Justizinspektor in den Reichsjustizdienst übergeleitet.1115 1939 wurde er 

in die Wehrmacht eingezogen und geriet im Februar 1945 in amerikanische 

Kriegsgefangenschaft, aus der er im Februar 1946 entlassen wurde. 1116 Nach der 

Kriegsgefangenschaft meldete er sich 1946 zum Dienst. Von 30. April 1946 bis 1. Mai 

1948 wurde ihm ein zweijähriger Urlaub ohne Bezüge gewährt, da er sein Studium 

beenden und seine Gerichtspraxis absolvieren wollte.1117 Er wurde 1948 zum 

Justizrevidenten und 1951 zum Justizoberrevidenten ernannt. Im Oktober 1951 wurde er 

dem BMJ zugeteilt und wurde 1954 zum Amtsoberrevident, 1955 zum Amtssekratär, 

1962 zum wirklichen Amtsrat und 1970 zum Amtsdirektor ernannt. 1118 1970 wurde ihm 

der Amtstitel Regierungsrat verliehen.1119 

Er stand als Referent in der Abteilung 19 (Beschaffungs- und Gebäudeangelegenheiten) 

in Verwendung.1120 

 
1111 ÖStA, AdR, Reichsjustizministerium-Personalakten, Widmann, Josef, NS-Standesblatt, o. D., S. 1. 
1112 ÖStA, AdR, Reichsjustizministerium-Personalakten, Widmann, Josef, NS-Standesblatt o. D., S. 1. 
1113 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zerbs, Aloisia, Personenstandesblatt, 30.9.1945, S. 3. 
1114 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zerbs, Aloisia, Personalfragebogen, 16.5.1940. 
1115 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7f. 
1116 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Standesausweis, o. D., S. 3; Lebenslauf, o. D. 
1117 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Standesausweis, S. 8. 
1118 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Standesausweis, o. D., S. 7ff. 
1119 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Präsidentschaftskanzlei, Verleihung, 
30.12.1970. 
1120 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Antrag auf Ernennung Regierungsrat, 
17.11.1970, S. 3. 
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Nach dem „Anschluss“ war er von 1938 bis 1939 Mitglied in der SA.1121  

Am 24. Februar 1949 wurde Zimmermann von der Registrierungsbehörde für den 8. 

Bezirk als „minderbelastet“ gemäß § 17 Abs. 3 VerbotsG eingestuft.1122 

Personen, die laut Abgleich mit den entsprechenden 
Amtskalendern im Bundesministerium für Justiz 
arbeiteten, aber deren Personalakt nur in Fragmenten 
erhalten ist und keine studienrelevanten Informationen 
liefert 
 

Dr. Fundulus Wilhelm. Im Akt befindet sich eine Anzeige über die viermonatige 

Zuteilung für 1963 im Bundesministerium für Justiz. 

Dr. Hartmann Rudolf, geb. 6. April 1917, gab im vorliegenden Akt die Anzeige über die 

Verheiratung mit der BMJ-Vertragsbediensteten Elisabeth Tyran bekannt. Aus dem Akt 

geht hervor, dass beide dem Ministerium zumindest 1951 zugeteilt waren.  

Tyran Elisabeth, siehe Hartmann Rudolf. 

 

Personen, die laut Abgleich mit den entsprechenden 
Amtskalendern im Bundesministerium für Justiz 
angestellt waren, zu denen aber nur der 
Sonderkommissionsakt des 
Entnazifizierungsverfahrens erhalten ist und daher ihre 
Zeit im Justizministerium nicht eruierbar ist 
 

Dr. Poganyi Robert, geb. 14. März 1914, musste sich einem Verfahren vor der 

Sonderkommission 1. Instanz beim OLG Wien stellen. Poganyi war Mitglied der SA 

gewesen und so wurde das Verfahren auf Grundlage des § 18 Abs. 1 VerbotsG eingeleitet. 

Poganyi wurde laut Sonderkommission nicht als ehemaliger Nationalsozialist 

eingestuft. 

 
1121 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Personenstandesblatt, 5.5.1946, S. 3. 
1122 ÖStA, AdR, BMJ-Personalakten, Zimmermann, Otto, Magistratisches Bezirksamt für den 8. Bezirk, 
Bescheinigung, 24.2.1949. 
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Dr. Ratzenhofer Gustav, geb. 30. November 1909. Im Akt befindet sich nur die 

Bestätigung über die Einleitung des Sonderkommissionsverfahrens beim OLG Wien, 

die Gründe für das Verfahren und der Ausgang fehlen. 

Dr. Roscher Alfred, geb. 14. Mai 1922, war laut Sonderkommissionsakt Mitglied in der 

HJ und im RDB gewesen. 1938 wurde er Mitglied des NSKK und trat laut eigenen 

Angaben 1944 wieder aus, nachdem er von Freunden, die Auslandssender hörten, über 

die Gräueltaten in den Konzentrationslagern informiert worden war. Laut Akten 

betätigte sich Roscher in der Tiroler Widerstandsbewegung, im Akt befindet sich eine 

Bestätigung der „österreichisch-demokratischen Widerstandsbewegung“ aus dem Jahr 

1945. Gemäß § 21 VerbotsG wurde festgestellt, dass Roscher kein ehemaliger 

Nationalsozialist im Sinne des Verbotsgesetzes sei. 
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Fazit und Ausblick 
 

Die vorliegende Pilotstudie konnte (aus einer Gesamtheit von 326 Personalakten) eine 

Gruppe von insgesamt 163 Personen ausmachen, die ihren Dienst zwischen 1945 und 

1955 im österreichischen Bundesministerium für Justiz begonnen haben und deren NS-

Vergangenheit im vorliegenden Bericht thematisiert wurde. Das vorliegende 

Pilotprojekt musste sich aus forschungspraktischen Gründen auf Schlaglichter 

konzentrieren, deren umfassende Aufarbeitung einer der „Akte Rosenburg“ ähnlichen 

Studie vorbehalten bleibt.  

Zusammenfassend lassen sich aus dem vorliegenden Pilotprojekt folgende wesentliche 

Ergebnisse ableiten:  

• Nur etwa 13 % der Beamt:innen des Justizministeriums im 

Untersuchungszeitraum waren Frauen, darunter nur eine Akademikerin. Von den 

zwei weiteren Akademikerinnen, die laut Amtskalender als Referentinnen, beide 

in der Abteilung 13 – Gnadensachen, tätig waren, Dr. Adelheid Haberkalt (ab 

1951) und Gertraud Kühn (ab 1952), waren keine Personalakten vorhanden. Diese 

wären zusätzlich von Interesse, um einen Vergleich zur Ausbildung und Karriere 

von Dr. Anna Dinnebier ziehen zu können.  

• Zumindest 23 Beamt:innen waren bereits vor dem „Anschluss“ 1938 im 

Justizministerium tätig und wurden danach in die Abteilung Österreich des 

Reichsjustizministeriums übernommen. Dabei handelte es sich nach jetzigem 

Stand um acht Akademiker und 15 Beamt:innen im Hilfs- bzw. Kanzleidienst. Sie 

wurden nach der Befreiung Österreichs 1945 in das Staatsamt für Justiz 

übernommen. 

• Zumindest 13 Beamt:innen meldeten sich bereits zwischen April und dem 

Kriegsende am 8. Mai 1945 zum Justizdienst. 1123 

• Dr. Josef Gerö berief nach der Befreiung 1945 bis auf Dr. Hans Antoni nur 

Personen in den Dienst im Staatsamt ein, die während der NS-Zeit keine 

Mitglieder der NSDAP gewesen waren. Diese Praxis wurde in den folgenden 

Jahren dahingehend geändert, dass „minderbelastete“ Personen Dienst im 

Justizministerium machen konnten. Trotzdem lag die bislang aus den 

Personalakten ersichtliche Zahl von zehn Personen, die als ehemalige NSDAP-

Mitglieder, und weiteren vier Personen, die als NSDAP-Anwärter galten und bis 

1955 ins Justizministerium einberufen wurden, bei nur 8,6 %. (Unter Umständen 

 
1123 im April 1945 Dr. Hans Antoni, Josef Beranek, Franz Krenn, Gisela Leutgeb, Friedrich Pampichler, 
Dr. Peter Sippl und Dr. Guido Strobele sowie bis 8. Mai 1945 Stefan Czerbak, Emma Hummel, Rudolf 
König, Karl Kramper, Dr. Emil Krecht und Margarethe Rudolf. 
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müssten noch drei weitere Personen hinzugezählt werden, bei denen eine 

Mitgliedschaft in der NSDAP, trotz Nachschau in weiteren Aktengruppen, 

unklar geblieben ist. Damit würde sich die Prozentzahl der ehemaligen NSDAP-

Mitglieder auf 10,4 % erhöhen.)  

• Beim Eintritt ins Staatsamt für Justiz 1945 wurden in den 

Personenstandesblättern, die jede ins Staatsamt für Justiz eintretende Person 

ausfüllen musste, nur Mitgliedschaften in der NSDAP, SA, SS, im NSKK und 

NSFK abgefragt. Mitgliedschaften in diversen anderen NS-Organisationen, wie 

z. B. NSV, NSRB, RDB oder RLB, wurden nicht erhoben. Sie dürften für die 

Einberufung ins BMJ keine Rolle gespielt haben. Das Staatsamt für Justiz bzw. 

das BMJ musste von Mitgliedschaften in NS-Organisationen gewusst haben, 

zumal sie teilweise aus den im Personalakt eingebundenen NS-Standesblättern 

hervorgingen.  

• Die richterliche Tätigkeit bei NS-Gerichten dürfte bei der Einstellung in das 

Staatsamt für Justiz keine Rolle gespielt haben – andernfalls hätte etwa der am 

Hoch- und Landesverratssenat des OLG Wien tätig gewesene Richter Dr. 

Maximilian Engel nicht bereits am 22. Mai 1945 ins Staatsamt für Justiz 

einberufen werden können. Auch der 1949 ins BMJ einberufene Dr. Wolfgang 

Doleisch war als Oberstabsrichter der Wehrmacht in der NS-Justiz tätig gewesen. 

Während bei Max Engel zumindest 14 Verfahren des OLG Wien überliefert sind, 

an denen er als Richter beteiligt gewesen war, kann über Doleischs Tätigkeit in 

der Wehrmachtjustiz derzeit keine Aussage getroffen werden.  

• Insgesamt zehn Juristen, die 1938 aufgrund der Verordnung zur Neuordnung des 

österreichischen Berufsbeamtentums aus dem Justizdienst entlassen worden 

waren, sowie zwei weitere, die aufgrund der Verordnung versetzt wurden, wurden 

nach der Befreiung 1945 wieder in den Dienst gestellt und im Staatsamt für Justiz 

wiederverwendet.1124  

In Bezug auf diese Ergebnisse ist einschränkend auch auf Lücken in der Überlieferung 

von Akten und – dem Charakter eines Pilotprojekts entsprechend – auf 

forschungspragmatische Beschränkungen hinzuweisen. Nach einem Abgleich der 

Personendatenbank mit den jeweiligen Amtskalendern aus den Jahren 1945 bis 1955 über 

die im Bundesministerium für Justiz im studienrelevanten Zeitraum beschäftigten 

Personen konnte festgestellt werden, dass nach dem bisher gesichteten Aktienmaterial 

Personalakten von mindestens 43 Personen des höheren Dienstes, die in den 

Amtskalendern verzeichnet sind, fehlen. Eine Erklärung dafür wäre, dass die 

Personalakten bei einer Versetzung an eine andere Dienststelle dort weitergeführt 

 
1124 § 3 BBV: Dr. Viktor Hoyer, Dr. Herbert Fanta, Dr. Ludwig Heller; § 4 BBV: Dr. Arnold Sucher, Dr. 
Alexander Krüzner, Dr. Otto Leonhard; § 6 BBV: Dr. Norbert Barry, Dr. Otto Fischer, Dr. Wilhelm 
Rauscher, Dr. Guido Strobele; Versetzt § 5 BBV: Franz Krenn, Dr. Viktor Weinzetl. 
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wurden. Weshalb einige Akten nur sehr rudimentär vorhanden waren, lässt sich 

hingegen nicht erklären.  

Als studienrelevant wurden all jene Personen angesehen, die zwischen 1945 und 1955 

ihren Dienst im Staatsamt für Justiz bzw. Justizministerium angetreten hatten. Die 

genaue Zahl der fehlenden Personen kann derzeit noch nicht geklärt werden, da in den 

durchgesehenen Amtskalendern keine Gesamtzahl der im BMJ Beschäftigten genannt 

wird. Es müsste daher recherchiert werden, ob sich diese Gesamtzahlen in weiteren vom 

Bundesministerium für Justiz an das Staatsarchiv abgegebenen Akten finden lassen. 

Hierbei wären in einem ersten Schritt vor allem die Präsidialakten des 

Justizministeriums des betreffenden Zeitraums heranzuziehen, um valide Zahlen zu 

erhalten. Eine Nachschau in den Findmitteln des Österreichischen Staatsarchivs hat 

ergeben, dass zumindest zu einigen Personen weitere Akten vorhanden sind. Der Inhalt 

der Akten konnte im vorliegenden Pilotprojekt aus forschungspraktischen Gründen 

nicht ausgewertet werden. 

Da in den Amtskalendern nur akademisches Personal und ab 1950 höhere Beamte des 

Bundesministeriums für Justiz namentlich genannt werden, ist anzunehmen, dass auch 

Personalakten weiterer im Justizministerium tätiger Personengruppen fehlen, zum 

Beispiel von Reinigungskräften, Schreibkräften und Kanzleiangestellten. Diese 

Annahme wird auch durch eigenhändige Unterschriften von Angestellten des 

Justizministeriums auf einer Liste aus dem Jahr 1945 gestützt, in welche das Ministerium 

über die „III. Durchführungsverordnung zum Verbotsgesetz – Erläuterungen zu den 

Abschnitten I, III, VI und VII“ belehrt. Dadurch wird die Anzahl der Personen erweitert, 

die nicht in den Amtskalendern genannt werden bzw. von denen kein Personalakt im 

Staatsarchiv vorliegt. Ein Beispiel dafür ist die aus dem Jahr 1951 stammende Anzeige 

der Verheiratung von Landesgerichtsrat Dr. Hartmann mit der BMJ-

Vertragsbediensteten Elisabeth Tyran an die Personalabteilung des Justizministeriums. 

Von Elisabeth Tyran ist kein Personalakt vorhanden. Somit könnte sich die Anzahl der 

für eine umfassende und abschließende Studie fehlenden Personen auf 60 bis 70 

Personen belaufen. Um auch jene Beamt:innen zu erfassen, die in den späten 1950er und 

1960er Jahren ins BMJ kamen und Kontinuitäten zur NS-Zeit aufzuweisen hatten, sollte 

der Zeitraum einer umfassenden Nachfolgestudie bis zum Ende der 1970er Jahre 

ausgeweitet werden. 

Ein weiteres Desiderat ist eine umfassende institutionengeschichtliche Darstellung des 

Aufbaus und der Entwicklung des BMJ in den Nachkriegsjahren mit Fokus auf dem 

Wiederaufbau der Justiz, ihren Aufgaben und den Abteilungen des BMJ. Auch die 

Wiedereinführung des österreichischen Rechts, der Umgang mit noch vorhandenem NS-

Recht sowie eine Anpassung von Gesetzen und Verordnungen an die Alliierten sollte in 

einem Folgeprojekt detailliert rekonstruiert werden. Hier wäre, analog zum deutschen 
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Projekt „Die Akte Rosenburg“, auch der Einfluss der vier Besatzungsmächte und später 

der österreichischen Parteien auf die Personalpolitik der Justiz zu erforschen oder der 

Einfluss des BMJ auf die Politik der Amnestierung von NS-Tätern bzw. bei der 

Verschleppung der Opferrehabilitierung – und damit auch die formelle Justizpolitik wie 

die informelle „Politik“ der Ministerialbürokratie des BMJ jenseits des Personals selbst 

in den Blick zu nehmen.  

Es bleibt auch weiterhin zu untersuchen, ob und wie sich eventuelle personelle 

Kontinuitäten im Bereich der Rechtsprechung gegen NS-Täter:innen ausgewirkt haben. 

Über Verfahren gegen NS-Täter:innen sowie die Rolle der Laienrichter:innen haben 

bereits Winfried Garscha und Claudia Kuretsidis-Haider, beide von der am 

Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes angesiedelten Zentralen 

österreichischen Forschungsstelle Nachkriegsjustiz, erste Studien vorgelegt.1125 

Für die Klärung oben angesprochener Punkte bedarf es eines mehrjährigen 

interdisziplinären Forschungsprojektes. Das DÖW steht mit seiner dank jahre- und 

jahrzehntelanger Projekte gewonnenen Expertise – wie sie etwa in der jüngst mit der KZ-

Gedenkstätte Mauthausen und dem Ludwig Boltzmann Institut für 

Kriegsfolgenforschung aufgearbeiteten Geschichte der Polizei im Nationalsozialismus, 

in der Durchleuchtung der NS-Justiz und der NS-Kontinuitäten bei Richtern und 

Staatsanwälten, sowie in der Erforschung der Nachkriegsjustiz zum Ausdruck kommt – 

dafür zur Verfügung.  

 
1125 Garscha, LaienrichterInnen; Claudia Kuretsidis-Haider/Winfried R. Garscha, Straflosigkeit für 
Massenmord – Nachkriegsjustiz in den 1970er Jahren, in: Die 70er – damals war Zukunft! Ausstellung 
auf der Schallaburg, 19. März bis 6. November 2016. Beitragsband, Schallaburg 2014, S. 200-209; 
Claudia Kuretsidis-Haider, Verbrechen zu Kriegsende und deren strafrechtliche Ahndung durch 
österreichische Gerichte nach 1945, in: Heimo Halbrainer/Victoria Kumar (Hg.), Kriegsende 1945 in der 
Steiermark. Terror, Kapitulation, Besatzung, Neubeginn, Graz 2015, S. 205-220; Claudia Kuretsidis-
Haider/Winfried R. Garscha/ Siegfried Sanwald, Verfahren vor den österreichischen Volksgerichten, 
in: DÖW (Hg.), DÖW-Jahrbuch 2010, Wien 2010, S. 15-104. 
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RMJ  Reichsministerium der Justiz, Reichsjustizministerium 
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SA   Sturmabteilung 
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UNICEF  United Nations [International] Children’s [Emergency] Fund 
VDA  Verein für das Deutschtum im Ausland 
VerbotsG Verbotsgesetz 
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